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Jedem Steuerpflichtigen ist sie bekannt: die Einkommensteuer. Sich aber tats!chlich im Einkom-
mensteuerrecht zurechtzufinden verlangt profunde Kenntnisse auf diesem !ußerst komplexen
und sich durch Gesetzgebung und Rechtsprechung st!ndig !ndernden Steuerrechtsgebiet. Da-
her ist ein grundlegendes Lehrwerk fÅr angehende Steuerberater, Steuerfachwirte oder Finanz-
anw!rter nicht nur hilfreich, sondern unerl!sslich.

Das vorliegende Lehrbuch will seinen Lesern das komplette prÅfungsrelevante Wissen Åber die
Einkommensteuer vermitteln. Sie finden hier eine systematische Darstellung mit vielen Beispie-
len und Abbildungen, die sie bef!higt, sich auf die beruflichen PrÅfungen und die praktische Ar-
beit vorzubereiten.

Das Buch wurde weiter verbessert und erweitert. So wurden den einzelnen Kapiteln jeweils de-
taillierte Inhaltsverzeichnisse vorangestellt. Wiederholungsfragen am Kapitelende dienen der
Selbstkontrolle, geben Sicherheit oder decken etwaige letzte WissenslÅcken auf. Verweise auf
die jeweilige Fundstelle im Buch helfen, diese WissenslÅcken schnell zu schließen. Zus!tzliche
Inhalte und ein WissensCheck stehen in der Online-Version des Buches zur VerfÅgung. Auf diese
Weise ist das „Lehrbuch Einkommensteuer“ ein zuverl!ssiger Begleiter bei Lehrg!ngen und Kur-
sen, ist aber auch zum Selbststudium bestens geeignet.

An dieser Stelle mÇchten wir auch auf die „Fallsammlung Einkommensteuer“ von Friebel, Jauch,
Schoor verweisen, mit deren Hilfe die Leser die Anwendung theoretischen Wissens vertiefend
trainieren kÇnnen.

Die vorliegende 28. Auflage des Lehrbuchs wurde dem Rechtsstand 1. 1. 2022 angepasst.

Aus GrÅnden der Praktikabilit!t und besseren Lesbarkeit wird im Text das generische Maskuli-
num verwendet. So kÇnnen z. B. Mitarbeiter, Arbeitnehmer, Vorgesetzte grunds!tzlich sowohl
m!nnliche, weibliche als auch diverse Personen sein.

Verfasser und Verlag hoffen, dass es Lesern und Lernenden nÅtzlich ist. FÅr Anregungen und
Kritik sind wir jederzeit dankbar.

Herne, im Juli 2022 Verlag und Verfasser
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Kapitel 1: Einleitung

1.1 Geschichte der Einkommensteuer
Die Einkommensteuer (ESt) ist schon seit langer Zeit eine der bedeutendsten Einnah-
mequellen aller zivilisierten Staaten. Seit ihrer EinfÅhrung Anfang des 19. Jahrhunderts
war sie in Deutschland zun!chst L!ndersache und wurde nach dem Ersten Weltkrieg
durch das Reichseinkommensteuergesetz (REStG) vom 29.3.1920 (RGBl 1920, 359) zu
einer Reichssteuer. In der Folgezeit hat der Gesetzgeber das Einkommensteuerrecht
permanent reformiert, insbesondere durch das Einkommensteuergesetz 1925 vom
10.8.1925 (RGBl I 1925, 189), mit dem der im Wesentlichen heute noch gÅltige Katalog
der einzelnen Einkunftsarten eingefÅhrt wurde. Die im Kontrollratsgesetz Nr. 12 zur
'nderung der Gesetzgebung in Bezug auf Einkommensteuer, KÇrperschaftssteuer und
GewinnabfÅhrung vom 11.2.1946 normierte erhebliche Anhebung des Einkommen-
steuertarifs wurde nach der W!hrungsreform durch mehrere Gesetze, die Tarifsenkun-
gen und steuerliche VergÅnstigungen bei der Gewinn- und Einkommensermittlung vor-
sahen, wieder abgemildert.

Eine bedeutende 'nderung hat das EStG durch das Einkommensteuerreformgesetz
vom 5.8.1974 (BGBl I 1974, 1769) erfahren, in dem u. a. der Sonderausgabenabzug von
Versicherungs- und Bausparbeitr!gen neu geregelt wurde. Weitere Meilensteine der
Einkommensteuergesetzgebung waren die EinfÅhrung des linear-progressiven Tarifs
im Jahre 1990 sowie die Anhebung des Grundfreibetrages auf das Existenzminimum
und die EinfÅhrung der GÅnstigerprÅfung zwischen Kinderfreibetrag und Kindergeld
im Jahre 1996. Aktuell gilt das EStG aus dem Jahr 2002 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 8.10.2009 (BGBl I 3366, ber. I 2009 3862) unter Einbeziehung der seither
erfolgten umfangreichen Gesetzes!nderungen (siehe Rdn. 2).

1.2 Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur
Einkommensteuer

Die Grundlagen des Einkommensteuerrechts sind in zahlreichen Gesetzen und Verord-
nungen festgelegt. Die wichtigsten einkommensteuerlichen Bestimmungen sind in fol-
genden Rechtsquellen enthalten:

" Einkommensteuergesetz (EStG). Die amtliche Neufassung des EStG 2002 vom
19.10.2002 (BGBl 2002 I 4210) wurde am 8.10.2009 bekannt gegeben (BGBl 2009 I
3366), am 8.12.2009 wurde die Neubekanntgabe berichtigt (BGBl 2009 I 3862), die
jÅngsten 'nderungen des EStG erfolgten durch Art. 27 des Gesetzes Åber die Ent-
sch!digung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des Soldatenversor-
gungsrechts vom 20.8.2021 (BGBl 2021 I 3932).

" Einkommensteuer-DurchfÅhrungsverordnung 2000 (EStDV 2000) i. d. F. der Be-
kanntmachung vom 10.5.2000 (BGBl 2000 I 717), mit sp!teren 'nderungen, letzt-
mals durch Art. 10 des Gesetzes zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteu-
ern und der Bescheinigung der Kapitalertragsteuer (Abzugsteuerentlastungsmoder-
nisierungsgesetz – AbzStEntModG) vom 2.6.2021 (BGBl 2021 I 1259).
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" Lohnsteuer-DurchfÅhrungsverordnung (LStDV) 1990 i. d. F. der Bekanntmachung
vom 10.10.1989 (BGBl 1989 I 1848), mit sp!teren 'nderungen, letztmals durch
Art. 2 der FÅnften Verordnung zur 'nderung steuerlicher Verordnungen vom
25.6.2020 (BGBl. I S. 1495).

Weitere Regelungen beinhalten die sog. „einkommensteuerlichen“ Nebengesetze. Hier-
zu gehÇren insbesondere das Solidarit!tszuschlaggesetz, das Außensteuergesetz, das
Investmentsteuergesetz, das Investitionszulagengesetz sowie das Umwandlungssteu-
ergesetz (Hinweis: eine Zusammenstellung aller Steuergesetze in ausbildungsgerechter
Darstellung bietet die „NWB Textausgabe Deutsche Steuergesetze“, die j!hrlich neu er-
scheint).

Zur Kl!rung von Zweifels- und Auslegungsfragen bei der Anwendung des Einkommen-
steuerrechts erlassen die obersten FinanzbehÇrden allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten. Hier sind in erster Linie die von der Bundesregierung aufgrund der Erm!chtigungs-
vorschrift in Art. 108 Abs. 7 GG ergangenen Einkommensteuer-Richtlinien 2012 (EStR
2012) v. 16.12.2005 (BStBl I Sondernummer 1/2005), ge!ndert durch die Einkommen-
steuer-'nderungsrichtlinien 2012 (ESt'R) vom 25.3.2013 (BStBl 2013 I 276) mit den
Einkommensteuer-Hinweisen 2020, und die Lohnsteuer-Richtlinien 2015 (LStR 2015)
vom 10.12.2007 (BStBl I Sondernummer 1/2007) in der Fassung der Lohnsteuer-'nde-
rungsrichtlinien (LSt'R) 2011 vom 23.11.2010 (BStBl 2010 I 1325), der LSt'R 2013 vom
8.7.2013 (BStBl 2013 I 851), der LSt'R 2015 vom 22.10.2014 (BStBl 2014 I 1344) ) sowie
der LSt'R 2021 vom 3.6.2021 (BStBl 2021 I 776) mit den Lohnsteuer-Hinweisen 2022
zu nennen. Die Abschnitte der EStR und LStR werden mit „R“ zitiert, die der erg!nzen-
den „Hinweise“ mit „H“.

Weitere Verwaltungsanweisungen zur Anwendung des Einkommensteuerrechts finden
sich in den Erlassen des Bundesfinanzministeriums, der Finanzministerien der L!nder
sowie deren Ober- und Landesfinanzdirektionen bzw. Landes!mtern fÅr Steuern. DarÅ-
ber hinaus stellen die FinanzbehÇrden wichtige einkommen- und lohnsteuerliche Rege-
lungen in sog. Einkommensteuer- bzw. Lohnsteuer-Karteien zusammen.

1.3 Die Stellung der Einkommensteuer im System der
Steuern und die Verteilung ihres Aufkommens

Steuern kÇnnen nach verschiedenen Gesichtspunkten untergliedert werden. Wesentli-
che Kriterien sind die Einteilung in direkte und indirekte Steuern sowie die Unterschei-
dung von Besitz-, Verkehr- und Verbrauchsteuern. Die ESt gehÇrt zu den direkten Steu-
ern, da die das Einkommen beziehende natÅrliche Person gleichzeitig Steuerschuldner
und Steuertr!ger ist. Da die ESt an das vorhandene Einkommen anknÅpft, gehÇrt sie
außerdem zur Gruppe der Besitzsteuern. Letztere werden wiederum in Personen- und
Sachsteuern unterteilt. Da die ESt die individuelle Leistungsf!higkeit der Steuerpflichti-
gen berÅcksichtigt, bspw. im Rahmen des Familienleistungsausgleichs, der Sonderaus-
gaben oder der außergewÇhnlichen Belastungen, ist sie den Personensteuern zuzurech-
nen.
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Nach der Verteilung des Steueraufkommens unterscheidet man Bundes-, Landes- und
Gemeindesteuern. Nach Art. 106 Abs. 3 GG sind der Bund und die L!nder grunds!tzlich
je zur H!lfte am Aufkommen der ESt beteiligt. DarÅber hinaus sind Teile des Aufkom-
mens der ESt nach Art. 106 Abs. 5 GG i.V. m. dem Gesetz zur Neuordnung der Gemein-
definanzen (Gemeindefinanzreformgesetz) von den L!ndern an die Gemeinden weiter-
zuleiten.

1.4 Abgrenzung der Zust!ndigkeiten zwischen Bund und
L!ndern

1.4.1 Gesetzgebungshoheit

Nach Art. 105 Abs. 2 GG hat der Bund die konkurrierende Gesetzgebung Åber die Steu-
ern vom Einkommen, da ihm das Aufkommen der ESt teilweise zusteht. Gesetze Åber
die ESt sind fÇderative Gesetze, das bedeutet, dass der Bundesrat den vom Bundestag
beschlossenen Einkommensteuergesetzen zustimmen muss.

1.4.2 Verwaltungshoheit

Die ESt wird grunds!tzlich von den LandesfinanzbehÇrden verwaltet (Art. 108 Abs. 2
GG). Die Verwaltung des dem Bund zustehenden Anteils an der ESt hat der Bund im
Rahmen der sog. Auftragsverwaltung den LandesfinanzbehÇrden Åbertragen (Art. 108
Abs. 3 GG und § 17 Finanzverwaltungsgesetz v. 30.8.1971, BGBl 1971 I 1426, 1427 in
der Fassung der Bekanntmachung vom 4.4.2006, BGBl 2006 I 846, ber. S. 1202, zuletzt
ge!ndert durch Art. 8 des Gesetzes zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem
Steuerwettbewerb und zur 'nderung weiterer Gesetze vom 25.6.2021 (BGBl 2021 I
2056).

1.5 Bedeutung der Einkommensteuer

1.5.1 Aufkommen

Die Bedeutung der ESt fÅr den Haushalt des Bundes und der L!nder ergibt sich aus ei-
ner %bersicht der kassenm!ßigen Steuereinnahmen von Bund, L!ndern und Gemein-
den aus dem Kalenderjahr 2020.
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Steuerspirale 2020, NWB 32/2021 S. 2339, NWB DAAAH-86381

Wie aus Abbildung 1 ersichtlich ist, haben Bund, L!nder und Gemeinden im Jahr 2020
rund 739,7 Milliarden Euro Steuern eingenommen. Spitzenreiter ist die Umsatzsteuer,
die insgesamt rund 219,4 Milliarden Euro in die staatlichen Kassen brachte. An zweiter
Stelle stand die Lohnsteuer mit rund 209,2 Milliarden Euro. Die Lohnsteuer ist aller-
dings keine eigenst!ndige Steuer, sie gehÇrt als besondere Erhebungsform zur Einkom-
mensteuer. Rechnet man alle Steuern auf alle Arten von Einkommen zusammen, so
wird klar, dass diese Steuerquelle am kr!ftigsten sprudelte: Lohnsteuer, veranlagte Ein-
kommensteuer, KÇrperschaftsteuer, nicht veranlagte Steuern vom Ertrag, Solidarit!ts-
zuschlag sowie Abgeltungsteuer auf Zins- und Ver!ußerungsertr!ge brachten es zu-
sammen auf 339,4 Milliarden Euro. Das waren ca. 45,9 % des gesamten Steueraufkom-
mens der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2020.

Durch die Erhebung von ESt-Vorauszahlungen sowie den direkten Abzug von Steuer-
betr!gen seitens der Arbeitgeber (Lohnsteuer), Kreditinstitute und sonstigen zum Kapi-
talertragsteuerabzug verpflichteten Personen und Institutionen (Abgeltungsteuer) si-
chert sich der Staat den regelm!ßigen Zufluss von Einnahmen im Laufe des jeweiligen
Steuerjahres. Falls nach Ablauf des Jahres eine Veranlagung zur ESt durchzufÅhren ist,
wird die ESt unter BerÅcksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalls neu ermittelt. Es
handelt sich insoweit um eine Art Endabrechnung, bei der die ESt-Vorauszahlungen
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und die durch Steuerabzug erhobene ESt gem. § 36 Abs. 2 Nr. 1 u. Nr. 2 EStG auf die
durch Veranlagung ermittelte ESt angerechnet werden. Dies gilt jedoch nicht fÅr die
Kapitalertragsteuer auf Kapitalertr!ge, bei denen die ESt durch die Erhebung der Kapi-
talertragsteuer nach § 43 Abs. 5 EStG abgegolten ist (vgl. im Einzelnen Kapitel 11.8).

1.5.2 Die soziale und wirtschaftliche Bedeutung der
Einkommensteuer

Die ESt berÅcksichtigt als Personensteuer die wirtschaftliche Leistungsf!higkeit des ein-
zelnen Steuerpflichtigen; dabei spielen soziale Gesichtspunkte eine große Rolle. Dies
zeigt sich insbesondere im progressiv gestalteten Steuertarif (§ 32a Abs. 1 EStG), in der
Gew!hrung von tariflichen VergÅnstigungen bei Ehegatten und eingetragenen Lebens-
partnern (Splittingtarif nach § 32a Abs. 5 i.V. m. § 2 Abs. 8 EStG) sowie in der Gew!h-
rung von Steuerfreibetr!gen aus den verschiedensten GrÅnden (z. B. Altersentlastungs-
betrag nach § 24a EStG, Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende § 24b EStG, BerÅcksich-
tigung von Sonderausgaben nach §§ 10 ff. EStG und außergewÇhnlichen Belastungen
nach §§ 33, 33a und 33b EStG).

Auch wirtschaftspolitisch hat das Einkommensteuerrecht eine erhebliche Bedeutung.
So werden z. B. durch Bestimmungen des Einkommensteuerrechts der Wohnungsbau
(§§ 7b, 7c, 7h, 7i EStG) und die eigene Altersvorsorge (§§ 10 Abs. 1 Nr. 2, 10a EStG) steu-
erlich gefÇrdert. Zahlreiche weitere Vorschriften sind im Interesse bestimmter Wirt-
schaftszweige (z. B. Freibetrag fÅr Land- und Forstwirtschaft nach § 13 Abs. 3 EStG) und
zur Durchsetzung staatlich gewÅnschter wirtschaftspolitischer Maßnahmen ergangen
(z. B. Investitionsabzugsbetrag und Sonderabschreibung zur FÇrderung kleiner und
mittlerer Betriebe nach § 7g EStG).

1.6 Kontrollfragen

FFRRAAGGEENN

Rdn.

1. Welches sind die wichtigsten Rechtsgrundlagen der Einkommensteuer? 2 &

2. Wie ist die Einkommensteuer im System der Steuerarten einzuordnen? 4 &

3. Welchen GebietskÇrperschaften stehen Gesetzgebungs-, Ertrags- und Verwal-
tungshoheit bei der Einkommensteuer zu?

4-6 &

4. Welches sind die vom Aufkommen her wichtigsten Steuern fÅr die Bundesrepub-
lik Deutschland?

7 &

(Einstweilen frei)
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Kapitel 2: Steuerpflicht

2.1 PersÇnliche und sachliche Steuerpflicht
Bei jedem Steuerfall ist zu untersuchen, ob und ggf. in welcher HÇhe eine Steuerschuld
entstanden ist (§ 38 AO). ESt wird nur dann geschuldet, wenn zwei voneinander unab-
h!ngige Voraussetzungen erfÅllt sind:

1. Die Person, welche die Steuer schuldet, ist steuerpflichtig (§ 33 Abs. 1 AO);

2. diese Person hat ein zu versteuerndes Einkommen erzielt.

(Einstweilen frei)

Folglich unterscheidet das EStG zwei verschiedene Arten von „Steuerpflicht“. Einerseits
dient der Begriff nach § 1 EStG zur Abgrenzung des Personenkreises, der Steuerschuld-
ner sein kann. Insofern spricht man von persÇnlicher Steuerpflicht.

Im EStG werden jedoch auch EinkÅnfte ausdrÅcklich als „steuerpflichtig“ bezeichnet
(vgl. z. B. die §§ 18 Abs. 2, 22 Nr. 3 Satz 2 EStG). Der Begriff „Steuerpflicht“ dient folglich
auch dazu, Art und Umfang der EinkÅnfte festzulegen, die der ESt unterliegen. Insofern
spricht man von sachlicher Steuerpflicht.

MMEERRKKEE

Bei der persÇnlichen Steuerpflicht wird geprÅft, wer der ESt unterliegt, bei der sachli-
chen Steuerpflicht wird geprÅft, was der ESt unterliegt.

2.2 Die einkommensteuerpflichtigen Personen
Aus § 1 EStG geht hervor, dass nur natÅrliche Personen einkommensteuerpflichtig sein
kÇnnen. Juristische Personen und Personenvereinigungen kommen somit nicht als
Schuldner von ESt in Betracht.

Das Einkommen juristischer Personen ist nach dem KStG zu besteuern (§ 1 Abs. 1 Nr. 1
bis 4 KStG), das Gleiche gilt fÅr das Einkommen nichtrechtsf!higer Vereine und Betrie-
be gewerblicher Art von juristischen Personen des Çffentlichen Rechts (§ 1 Abs. 1 Nr. 5
u. Nr. 6 KStG). Andere Personenvereinigungen (z. B. Offene Handelsgesellschaften, Kom-
manditgesellschaften, Gesellschaften des bÅrgerlichen Rechts, Erbengemeinschaften,
Bruchteilsgemeinschaften) unterliegen – vorbehaltlich der Option zur KÇrperschafts-
besteuerung nach § 1a KStG – weder der Einkommen- noch der KÇrperschaftsteuer. In
diesem Fall wird die HÇhe der steuerpflichtigen EinkÅnfte durch Feststellungsbescheid
gesondert und einheitlich fÅr alle Beteiligten festgestellt, d. h. die EinkÅnfte der Per-
sonenvereinigung werden zun!chst als Gesamtbetrag ermittelt und sodann entspre-
chend dem jeweiligen Beteiligungsverh!ltnis auf die einzelnen Beteiligten aufgeteilt
(§§ 179, 180 Abs. 1 Nr. 2a AO). Die anteiligen Betr!ge werden schließlich bei der Ermitt-
lung des Einkommens der beteiligten natÅrlichen bzw. juristischen Personen erfasst
und unterliegen bei diesen der Einkommen- bzw. KÇrperschaftsteuer (§ 182 AO).
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2.3 Arten und Bedeutung der persÇnlichen Steuerpflicht
Nach § 1 EStG sind natÅrliche Personen entweder

" unbeschr!nkt,

" beschr!nkt oder

" Åberhaupt nicht

persÇnlich einkommensteuerpflichtig.

Unbeschr!nkt steuerpflichtig sind gem. § 1 Abs. 1 Satz 1 EStG in erster Linie natÅrliche
Personen, die im Inland einen Wohnsitz (§ 8 AO) oder ihren gewÇhnlichen Aufenthalt
(§ 9 AO) haben (vgl. Rdn. 20, 21). DarÅber hinaus kÇnnen auch natÅrliche Personen, die
im Inland weder einen Wohnsitz noch einen gewÇhnlichen Aufenthalt haben, unter be-
stimmten weiteren Voraussetzungen der unbeschr!nkten Steuerpflicht unterfallen.

Hierzu gehÇren deutsche StaatsangehÇrige, die zu einer inl!ndischen juristischen Per-
son des Çffentlichen Rechts in einem Dienstverh!ltnis stehen und dafÅr Arbeitslohn
aus einer inl!ndischen Çffentlichen Kasse beziehen (§ 1 Abs. 2 EStG). Diese sog. erwei-
terte unbeschr!nkte Steuerpflicht gilt unter bestimmten weiteren Voraussetzungen
auch fÅr zum Haushalt gehÇrende AngehÇrige der betreffenden Personen (vgl.
Rdn. 22, 23).

DarÅber hinaus haben natÅrliche Personen, deren EinkÅnfte ausschließlich oder fast
ausschließlich der deutschen ESt unterliegen, unter bestimmten Bedingungen auch die
MÇglichkeit der Option zur unbeschr!nkten Steuerpflicht (§ 1 Abs. 3 EStG). In diesen
F!llen liegt eine sog. fiktive unbeschr!nkte Steuerpflicht vor (vgl. Rdn. 24, 25).

NatÅrliche Personen, die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewÇhnlichen
Aufenthalt haben und auch nicht die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 EStG (erweiterte
unbeschr!nkte Steuerpflicht) oder § 1 Abs. 3 EStG (fiktive unbeschr!nkte Steuerpflicht)
erfÅllen, sind beschr!nkt steuerpflichtig, wenn sie inl!ndische EinkÅnfte i. S. des § 49
EStG erzielen (§ 1 Abs. 4 EStG).

Die Frage, ob eine natÅrliche Person der unbeschr!nkten oder der beschr!nkten Steuer-
pflicht unterliegt, ist von erheblicher Bedeutung fÅr die Besteuerung, weil fÅr be-
schr!nkt Steuerpflichtige zahlreiche Besonderheiten gelten (vgl. auch Kapitel 15). Hier-
zu z!hlen insbesondere folgende Regelungen:

1. Je nachdem, ob eine natÅrliche Person unbeschr!nkt oder beschr!nkt steuerpflich-
tig ist, werden ihre EinkÅnfte in unterschiedlichem Umfang der Besteuerung unter-
worfen. Bei unbeschr!nkter Steuerpflicht sind grunds!tzlich alle inl!ndischen und
ausl!ndischen EinkÅnfte i. S. d. § 2 Abs. 1 EStG zu erfassen (sog. Welteinkommen-
sprinzip), soweit keine abweichenden Regelungen in Doppelbesteuerungsabkom-
men oder anderen zwischenstaatlichen Vereinbarungen bestehen. Bei beschr!nkter
Steuerpflicht werden dagegen nur die inl!ndischen EinkÅnfte i. S. des § 49 EStG be-
steuert (sog. Quellenprinzip).

2. Viele Bestimmungen, die bei unbeschr!nkter Steuerpflicht fÅr die Ermittlung des zu
versteuernden Einkommens gelten, bspw. die Vorschriften Åber den Abzug von Son-
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derausgaben und außergewÇhnlichen Belastungen, sind bei beschr!nkter Steuer-
pflicht nicht oder nur eingeschr!nkt anwendbar (vgl. § 50 Abs. 1 Satz 4 EStG).

3. Bei beschr!nkter Steuerpflicht gelten Sondervorschriften bei der Ermittlung der ESt
(vgl. § 50 Abs. 1 Satz 2 u. Satz 3 EStG).

4. W!hrend bei unbeschr!nkter Steuerpflicht ein Steuerabzug nur vom Arbeitslohn in
Form der Lohnsteuer (§§ 38 ff. EStG) und vom Kapitalertrag in Form der Kapital-
ertragsteuer (§§ 43 ff. EStG) in Frage kommt, ist der Steuerabzug bei beschr!nkter
Steuerpflicht auch fÅr diverse andere inl!ndische EinkÅnfte vorgesehen (vgl. § 50a
EStG s. dazu Rdn. 2694 ff.).

Einen %berblick Åber die Arten der persÇnlichen Steuerpflicht und den damit verbunde-
nen Umfang der sachlichen Steuerpflicht gibt folgendes Schaubild:

AABBBB.. 11:: SStteeuueerrppfflliicchhtt

Natürliche Personen

unbeschränkte
Steuerpflicht

§ 1 Abs. 1 EStG

Wohnsitz § 8 AO oder
gew. Aufenthalt § 9 AO
im Inland

Welteinkommen
H 1a „Allgemeines“
EStH
vorbehaltlich abwei-
chende Regelungen in
DBA oder anderen
zwischenstaatlichen
Vereinbarungen

erweiterte unbeschränkte
Steuerpflicht

§ 1 Abs. 2 EStG

deutsche
Staatsangehörige
ohne Wohnsitz oder
gew. Aufenthalt im
Inland
öffentlich
Auslandsbedienstet
keine unbeschränkte
Steuerpflicht im Ausland

Welteinkommen
H 1a „Allgemeines“
EStH
vorbehaltlich abwei-
chende Regelungen in
DBA oder anderen
zwischenstaatlichen
Vereinbarungen

Welteinkommen
H 1a „Allgemeines“
EStH
Einkünfte müssen zu
mindestens 90 % im
Inland besteuert werden
(relative Begrenzung) oder
Auslandseinkünfte nicht
höher als Grundfreibetrag
(absolute Begrenzung)

nur inländische
Einkünfte
(§§ 49 – 50a EStG)

fiktive unbeschränkte
Steuerpflicht (auf Antrag)

beschränkte
Steuerpflicht

§ 1 Abs. 3 EStG § 1 Abs. 4 EStG

im Ausland ansässige
Personen
ohne Wohnsitz oder
gew. Aufenthalt im Inland
mit inländischen Einkünf-
ten i. S. d. § 49 EStG
mindestens 90 % aller
Einkünfte unterliegen der
deutschen ESt oder
ausländische Einkünfte
nicht höher als Grundfrei-
betrag § 32a Abs. 1 Nr. 1
EStG (9.408 € in 2020,
9.744 € in 2021, 9.984 €
in 2022)

andere natürliche
Personen
die nicht unter § 1
Abs. 1 bis 3 EStG
fallen
mit inländischen
Einkünften i. S. d.
§ 49 EStG

Sachliche Steuerpflicht

▶

▶
▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

▶

Persönliche Steuerpflicht
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2.4 Abgrenzung der unbeschr!nkten gegen die
beschr!nkte Steuerpflicht

2.4.1 Abgrenzungsmerkmale

2.4.1.1 Wohnsitz und gewÇhnlicher Aufenthalt

Zur Gebietshoheit eines Staates gehÇrt auch das Recht, Steuern zu erheben (sog. Steu-
erhoheit). Da die Gebietshoheit eines Staates an seinen Staatsgrenzen endet, ist es not-
wendig, den Umfang der persÇnlichen Steuerpflicht nach Çrtlichen Kriterien abzugren-
zen. Dabei liegt es nahe, alle natÅrlichen Personen uneingeschr!nkt der Besteuerung
zu unterwerfen, die ihren Lebensmittelpunkt im Inland des jeweiligen Staates haben.
Hierzu gehÇren in erster Linie natÅrliche Personen mit einem inl!ndischen Wohnsitz.

Der Wohnsitz kann aber nicht allein als Maßstab fÅr die Abgrenzung zwischen unbe-
schr!nkter und beschr!nkter Steuerpflicht dienen, denn auch Personen ohne Wohnsitz
im Inland kÇnnen dort ihren Lebensmittelpunkt haben. Es w!re nicht gerechtfertigt,
Personen, die sich gewÇhnlich im Inland aufhalten, dort aber keinen Wohnsitz unter-
halten, steuerlich anders zu behandeln als Personen mit inl!ndischem Wohnsitz. Dem-
gem!ß bestimmt § 1 Abs. 1 Satz 1 EStG, dass eine der beiden Voraussetzungen zur un-
beschr!nkten Steuerpflicht genÅgt, entweder der inl!ndische Wohnsitz oder der ge-
wÇhnliche Aufenthalt im Inland. Der enge inhaltliche Zusammenhang zwischen Wohn-
sitz und gewÇhnlichem Aufenthalt muss auch bei der Auslegung dieser beiden Begriffe
beachtet werden.

Hat eine natÅrliche Person mehrere Wohnsitze, so genÅgt es zur Annahme der unbe-
schr!nkten Steuerpflicht bereits, dass einer dieser Wohnsitze im Inland liegt.

BBEEIISSPPIIEELL:: P A hat einen Wohnsitz in BrÅssel (Belgien) und betreibt dort einen Gewerbebetrieb. Er
ist gleichzeitig EigentÅmer eines Einfamilienhauses in Aachen, in dem er w!hrend eines Teils
des Jahres mit seiner Familie wohnt. W!hrend der restlichen Zeit des Jahres wohnt die Familie
in BrÅssel, so dass das Haus in Aachen in diesem Zeitraum leer steht.

A ist ganzj!hrig unbeschr!nkt steuerpflichtig nach § 1 Abs. 1 Satz 1 EStG, da hierfÅr im Falle
mehrerer Wohnsitze genÅgt, dass einer davon im Inland (hier Aachen) liegt.

2.4.1.2 Bedeutung anderer Merkmale

2.4.1.2.1 Erweiterte unbeschr!nkte Steuerpflicht

Andere Merkmale als der Wohnsitz oder gewÇhnliche Aufenthalt sind fÅr die Abgren-
zung der unbeschr!nkten Steuerpflicht i. S. des § 1 Abs. 1 Satz 1 EStG gegenÅber der be-
schr!nkten Steuerpflicht grds. ohne Bedeutung. So kommt es weder auf das Alter, noch
auf die Konfession oder den Beruf und insbesondere auch nicht auf die StaatsangehÇ-
rigkeit der natÅrlichen Person an. Demzufolge ist ein ausl!ndischer StaatsangehÇriger
in Deutschland unbeschr!nkt steuerpflichtig, wenn er seinen Wohnsitz oder gewÇhnli-
chen Aufenthalt im Inland hat.

Eine Ausnahmeregelung beinhaltet § 1 Abs. 2 EStG. Nach dieser Vorschrift ist ein deut-
scher StaatsangehÇriger auch dann unbeschr!nkt steuerpflichtig, wenn er im Inland
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weder einen Wohnsitz noch seinen gewÇhnlichen Aufenthalt hat, aber in einem
Dienstverh!ltnis zu einer inl!ndischen juristischen Person des Çffentlichen Rechts steht
und aus diesem Dienstverh!ltnis Arbeitslohn aus einer inl!ndischen Çffentlichen Kasse
bezieht (deutsche Auslandsbeamte). Unbeschr!nkt steuerpflichtig sind in diesem Fall
auch die zum Haushalt des betreffenden Steuerpflichtigen gehÇrenden AngehÇrigen
(§ 15 AO), die die deutsche StaatsangehÇrigkeit besitzen, oder die keine EinkÅnfte be-
ziehen oder aber nur EinkÅnfte beziehen, die ausschließlich im Inland einkommensteu-
erpflichtig sind, § 1 Abs. 2 Satz 1 EStG. Weitere Voraussetzung ist gem. § 1 Abs. 2 Satz 2
EStG, dass diese Personen in dem ausl!ndischen Staat, in dem sie ihren Wohnsitz oder
gewÇhnlichen Aufenthalt haben, lediglich in einem der beschr!nkten Einkommensteu-
erpflicht !hnlichen Umfang zu einer Steuer vom Einkommen herangezogen werden, da
eine Doppelbesteuerung vermieden werden soll.

2.4.1.2.2 Fiktive unbeschr!nkte Steuerpflicht auf Antrag

NatÅrliche Personen, die weder einen Wohnsitz noch ihren gewÇhnlichen Aufenthalt
im Inland haben, kÇnnen nach § 1 Abs. 3 Satz 1 EStG auf Antrag als unbeschr!nkt steu-
erpflichtig behandelt werden, soweit sie inl!ndische EinkÅnfte gem. § 49 EStG erzielen.
Dies gilt gem. § 1 Abs. 3 Satz 2 EStG allerdings nur, wenn ihre gesamten EinkÅnfte zu
mindestens 90 % der deutschen ESt unterliegen oder aber wenn die nicht der deut-
schen ESt unterliegenden EinkÅnfte unter dem Grundfreibetrag von 9 408A (VZ 2020)
bzw. 9 744A (VZ 2021) bzw. 9 984A (VZ 2022) liegen (vgl. § 32a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
EStG). Dabei ist der maßgebende Grundfreibetrag zu kÅrzen, soweit es nach den Ver-
h!ltnissen im Wohnsitzstaat des Steuerpflichtigen notwendig und angemessen ist; je
nach L!ndergruppenzugehÇrigkeit des Wohnsitzstaates (vgl. Schreiben betr. BerÅck-
sichtigung ausl!ndischer Verh!ltnisse; L!ndergruppeneinteilung ab 1.1.2017 vom
20.10.2016, BStBl 2016 I S. 1183, ab dem Veranlagungszeitraum 2021 ersetzt durch
das BMF-Schreiben vom 11.11.2020, BStBl. 2020 I 1212) kommt eine KÅrzung auf 3/4, 1/2

oder 1/4 des Grundfreibetrags in Betracht. Inl!ndische EinkÅnfte, die nach DBA nur in
beschr!nktem Umfang besteuert werden dÅrfen, gelten nach § 1 Abs. 3 Satz 3 EStG als
nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegend. Bei der Ermittlung unberÅcksich-
tigt bleiben nach § 1 Abs. 3 Satz 4 EStG EinkÅnfte, die weder der deutschen Einkom-
mensbesteuerung unterliegen noch im Ausland besteuert werden, soweit vergleich-
bare EinkÅnfte auch im Inland steuerfrei sind. Im Rahmen des Antragsverfahrens ist
die HÇhe der nicht der deutschen ESt unterliegenden EinkÅnfte durch eine Bescheini-
gung der zust!ndigen ausl!ndischen SteuerbehÇrde nachzuweisen (vgl. § 1
Abs. 3 Satz 5 EStG). Zur Vereinfachung dienen entsprechende zweisprachige Bescheini-
gungen, die fÅr alle Staaten innerhalb der EU-/EWR existieren.

BBEEIISSPPIIEELLEE:: P Der ungarische StaatsangehÇrige U lebt in Budapest und erzielt ausschließlich Ge-
winne aus der Beteiligung an einer deutschen Kommanditgesellschaft.

Der deutsche StaatsangehÇrige D lebt in New York und bezieht ausschließlich EinkÅnfte aus
vermieteten GrundstÅcken in Deutschland.

U und D unterliegen nicht der unbeschr!nkten Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 EStG, da sie weder
einen Wohnsitz noch ihren gewÇhnlichen Aufenthalt im Inland haben. Die StaatsangehÇrigkeit
spielt insoweit keine Rolle. Beide Personen beziehen jedoch ausschließlich inl!ndische EinkÅnf-
te nach § 49 Abs. 1 Nr. 2 bzw. § 49 Abs. 1 Nr. 6 EStG, die der deutschen ESt unterliegen. Sie sind
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somit grunds!tzlich beschr!nkt steuerpflichtig nach § 1 Abs. 4 EStG, unterliegen jedoch auf An-
trag der fiktiven unbeschr!nkten Steuerpflicht (§ 1 Abs. 3 EStG). Hierzu ist eine Bescheinigung
der jeweiligen ausl!ndischen SteuerbehÇrde in Ungarn bzw. den USA erforderlich, aus der her-
vorgeht, dass keine ausl!ndischen EinkÅnfte vorhanden sind.

2.4.1.2.3 Fiktive unbeschr!nkte Steuerpflicht von EU- und EWR-FamilienangehÇrigen

§ 1a Abs. 1 EStG beinhaltet Sonderregelungen bei der Anwendung von § 10 Abs. 1a
EStG und § 26 Abs. 1 Satz 1 EStG fÅr StaatsangehÇrige eines Mitgliedstaates der Euro-
p!ischen Union (EU) oder eines Staates, auf den das Abkommen Åber den Europ!ischen
Wirtschaftsraum (EWR) anwendbar ist, sofern sie nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschr!nkt
einkommensteuerpflichtig sind oder nach § 1 Abs. 3 EStG als unbeschr!nkt einkom-
mensteuerpflichtig behandelt werden. Zu den sog. EWR-Staaten gehÇren neben den
Mitgliedsstaaten der EU auch die Staaten Island, Norwegen und Liechtenstein (H 1a
„Europ!ischer Wirtschaftsraum“ EStH). In den angesprochenen F!llen gilt Folgendes:

1. Aufwendungen i. S. d. § 10 Abs. 1a EStG sind auch dann als Sonderausgaben abzieh-
bar, wenn der Empf!nger der Leistung oder Zahlung nicht unbeschr!nkt steuer-
pflichtig ist und

2. der Empf!nger der Unterhalts-, Versorgungsleistungen, Ausgleichsleistungen und
-zahlungen seinen Wohnsitz oder gewÇhnlichen Aufenthalt in einem EU- oder EWR-
Staat hat (§ 1a Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 Buchst. a EStG), die StaatsangehÇrigkeit dieser Per-
son ist dabei ohne Bedeutung. Außerdem muss die ausl!ndische Besteuerung der
Unterhalts-, Versorgungsleistungen bzw. Ausgleichsleistungen und -zahlungen
beim Empf!nger durch eine Bescheinigung der zust!ndigen ausl!ndischen Steuer-
behÇrde nachgewiesen werden (§ 1a Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 Buchst. b EStG).

3. Auf Antrag wird der nicht dauernd getrennte Ehegatte oder eingetragene Lebens-
partner (vgl. § 2 Abs. 8 EStG) auch ohne Wohnsitz oder gewÇhnlichen Aufenthalt im
Inland fÅr die Anwendung des § 26 Abs. 1 Satz 1 EStG als unbeschr!nkt einkommen-
steuerpflichtig behandelt (§ 1a Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 EStG), so dass eine Zusammenver-
anlagung unter Anwendung des Splittingtarifs ermÇglicht wird (vgl. Rdn. 2302 ff.).
Voraussetzung ist allerdings, dass der Ehegatte bzw. eingetragene Lebenspartner
seinen Wohnsitz oder gewÇhnlichen Aufenthalt in einem EU- oder EWR-Staat hat
(§ 1a Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG). DarÅber hinaus ist zu berÅcksichtigen, dass bei der
PrÅfung der erweiterten unbeschr!nkten Steuerpflicht nach § 1 Abs. 3 Satz 2 EStG
auf die EinkÅnfte beider Ehegatten abzustellen bzw. der Grundfreibetrag zu verdop-
peln ist (§ 1a Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 EStG).

Wegen des zeitlichen Rahmens der MÇglichkeit der Antragstellung i. S. d. § 1a EStG
wird auf BFH, Urteil v. 19.1.2000 - I R 30/99 (BStBl 2000 II S. 657) hingewiesen.

BBEEIISSPPIIEELL 11:: P R ist russischer StaatsbÅrger. Er wohnt in Moskau und bezieht ausschließlich Ein-
kÅnfte aus Vermietung und Verpachtung, die nach Art. 6 des DBA mit Russland in Deutschland
zu versteuern sind.

R bezieht inl!ndische EinkÅnfte nach § 49 Abs. 1 Nr. 6 EStG. Er ist gem. § 1 Abs. 4 EStG grund-
s!tzlich beschr!nkt steuerpflichtig, kann jedoch auf Antrag nach § 1 Abs. 3 EStG als unbe-
schr!nkt Steuerpflichtiger behandelt werden.
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BBEEIISSPPIIEELL 22:: P Wie Beispiel 1. R ist verheiratet, seine Ehefrau ist ebenfalls Russin und wohnt in
Moskau.

LÇsung wie Beispiel 1. § 1a EStG kommt nicht zur Anwendung, da R nicht StaatsangehÇriger
eines EU-/EWR-Staates ist. Eine Zusammenveranlagung nach § 1a Abs. 1 Nr. 2 i.V. m. § 26 Abs. 1
Satz 1 EStG ist somit nicht mÇglich.

BBEEIISSPPIIEELL 33:: P D und seine Ehefrau sind deutsche StaatsangehÇrige und wohnen in der TÅrkei. D
bezieht ausschließlich EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung, die nach Art. 6 des DBA
mit der TÅrkei in Deutschland zu versteuern sind.

D bezieht inl!ndische EinkÅnfte nach § 49 Abs. 1 Nr. 6 EStG. Er ist nach § 1 Abs. 4 EStG grund-
s!tzlich beschr!nkt steuerpflichtig, kann jedoch auf Antrag nach § 1 Abs. 3 EStG als unbe-
schr!nkt Steuerpflichtiger behandelt werden. Die Voraussetzungen des § 1a Abs. 1 Satz 1 EStG
sind dann fÅr D erfÅllt:

" D ist AngehÇriger eines EU-Staates (Deutschland) und

" D ist nach § 1 Abs. 3 EStG unbeschr!nkt einkommensteuerpflichtig.

Die FamilienvergÅnstigungen des § 1a EStG kÇnnen fÅr die Ehefrau allerdings nicht angewen-
det werden, da die Ehefrau ihren Wohnsitz oder gewÇhnlichen Aufenthalt nicht in einem EU-/
EWR-Staat hat. Eine Zusammenveranlagung nach § 1a Abs. 1 Nr. 2 i.V. m. § 26 Abs. 1 Satz 1
EStG ist somit auch in diesem Fall nicht mÇglich.

BBEEIISSPPIIEELL 44:: P E ist deutscher StaatsangehÇriger, seine Ehefrau R ist Russin. Beide haben ihren
Wohnsitz in Belgien. D bezieht ausschließlich EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung, die
nach Art. 6 des DBA mit Belgien in Deutschland zu versteuern sind.

E bezieht inl!ndische EinkÅnfte nach § 49 Abs. 1 Nr. 6 EStG. Er ist nach § 1 Abs. 4 EStG grund-
s!tzlich beschr!nkt steuerpflichtig, kann jedoch auf Antrag nach § 1 Abs. 3 EStG als unbe-
schr!nkt Steuerpflichtiger behandelt werden. Die Voraussetzungen des § 1a Abs. 1 Satz 1 EStG
sind dann fÅr E erfÅllt:

" E ist AngehÇriger eines EU-Staates (Deutschland) und

" E ist nach § 1 Abs. 3 EStG unbeschr!nkt einkommensteuerpflichtig.

Die FamilienvergÅnstigungen des § 1a EStG kÇnnen fÅr die Ehegatten angewendet werden, da
die Ehefrau R ihren Wohnsitz oder gewÇhnlichen Aufenthalt in einem EU-/EWR-Staat (Belgien)
hat, die russische StaatsangehÇrigkeit der Ehefrau ist insoweit ohne Bedeutung. Eine Zusam-
menveranlagung nach § 1a Abs. 1 Nr. 2 i.V. m. § 26 Abs. 1 Satz 1 EStG ist somit mÇglich, sofern
die gemeinsamen EinkÅnfte der Ehegatten zu mindestens 90 % der deutschen ESt unterliegen
oder die nicht der deutschen ESt unterliegenden EinkÅnfte beider Ehegatten den doppelten
Grundfreibetrag nicht Åbersteigen (§ 1a Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 EStG).

2.4.1.2.4 Regelungsbereich des § 1a Abs. 2 EStG

%ber die Regelung des § 1a Abs. 2 EStG kann der nicht dauernd getrennte Ehegatte
oder eingetragene Lebenspartner auch dann als unbeschr!nkt steuerpflichtig i. S. d.
§ 26 Abs. 1 Satz 1 EStG behandelt werden, wenn der Ehegatte bzw. der eingetragene
Lebenspartner seinen Wohnsitz oder gewÇhnlichen Aufenthalt nicht im EU- oder EWR-
Gebiet hat. Dies gilt zum einen fÅr unbeschr!nkt steuerpflichtige Personen i. S. d. § 1
Abs. 2 EStG, die die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 Satz 2 bis 5 EStG (vgl. Rdn. 24) erfÅl-
len, und zum andern fÅr unbeschr!nkt steuerpflichtige Personen i. S. d. § 1 Abs. 3 EStG,
die die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 Nr. 1 u. Nr. 2 EStG (vgl. Rdn. 23) erfÅllen. Voraus-
setzung fÅr die Anwendung § 1a Abs. 2 EStG ist allerdings, dass der Steuerpflichtige
eine T!tigkeit an einem ausl!ndischen Dienstort ausÅbt. Die nach § 1a Abs. 1 Nr. 2 EStG
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erforderliche Ans!ssigkeit im EU/EWR-Bereich wird in F!llen des § 1a Abs. 2 EStG durch
die Ans!ssigkeit im Staat des ausl!ndischen Dienstorts ersetzt.

BBEEIISSPPIIEELL:: P D ist deutscher StaatsbÅrger und wohnt mit seiner russischen Ehefrau R in Moskau.
Er ist Sekret!r in der deutschen Botschaft und wird von einer inl!ndischen Çffentlichen Kasse
besoldet. Weitere EinkÅnfte beziehen die Eheleute nicht.

R f!llt mangels deutscher StaatsangehÇrigkeit nicht unter die erweiterte unbeschr!nkte Steu-
erpflicht nach § 1 Abs. 2 EStG. Auch eine Zusammenveranlagung nach § 1a Abs. 1 Nr. 2 EStG
scheidet (zun!chst) aus, da R ihren Wohnsitz nicht im EU/EWR-Raum hat.

D ist unbeschr!nkt steuerpflichtig nach § 1 Abs. 2 EStG und die EinkÅnfte der Ehegatten unter-
liegen ausschließlich der deutschen Einkommensteuer, so dass die Voraussetzungen des § 1
Abs. 3 Satz 2 bis 5 EStG erfÅllt sind. Da D an einem ausl!ndischen Dienstort t!tig ist, kann fÅr
die Anwendung des § 1a Abs. 1 Nr. 2 EStG auf den Wohnsitz am ausl!ndischen Dienstort abge-
stellt werden (§ 1a Abs. 2 EStG). Da D mit seiner Ehefrau am ausl!ndischen Dienstort wohnt,
sind die Voraussetzungen fÅr eine Zusammenveranlagung nach § 26 Abs. 1 Satz 1 EStG erfÅllt.

2.4.1.2.5 Beschr!nkte Steuerpflicht

NatÅrliche Personen, die im Inland weder einen Wohnsitz (§ 8 AO) noch ihren gewÇhn-
lichen Aufenthalt (§ 9 AO) haben, sind –vorbehaltlich der erweiterten oder fiktiven un-
beschr!nkten Steuerpflicht (vgl. Rdn. 22 bis 26) – beschr!nkt steuerpflichtig nach § 1
Abs. 4 EStG, wenn sie inl!ndische EinkÅnfte i. S. des § 49 EStG (vgl. Rdn. 2630 ff.) bezo-
gen haben. Dies gilt auch dann, wenn es sich um deutsche StaatsangehÇrige handelt.
Die Frage der beschr!nkten Steuerpflicht ist also – im Gegensatz zur unbeschr!nkten
persÇnlichen Steuerpflicht i. S. des § 1 Abs. 1 und 2 EStG – von der Erzielung von Ein-
kÅnften abh!ngig.

Die sog. erweiterte beschr!nkte Steuerpflicht nach §§ 2 und 5 AStG erfasst neben den
in § 49 EStG genannten noch weitere EinkÅnfte (vgl. Rdn. 2701 ff.).

2.4.2 Der Wohnsitz

DDEEFFIINNIITTIIOONN

Einen Wohnsitz hat jemand dort, wo er eine Wohnung unter Umst!nden innehat, die
darauf schließen lassen, dass er die Wohnung beibehalten und benutzen wird (§ 8 AO).

Die Vorschrift des § 8 AO, die den Begriff „Wohnsitz“ einheitlich fÅr alle Steuergesetze
definiert, stellt an die BegrÅndung eines Wohnsitzes erheblich hÇhere Anforderungen
als das Zivilrecht. § 7 Abs. 1 BGB verlangt insoweit lediglich, dass sich jemand an einem
bestimmten Ort st!ndig niederl!sst. HierfÅr genÅgt, dass man sich dort st!ndig aufh!lt
und zu erkennen gibt, an diesem Ort nicht nur vorÅbergehend bleiben zu wollen. Somit
kann zivilrechtlich einen Wohnsitz auch begrÅnden, wer weder eine Wohnung innehat
noch die Absicht hat, in absehbarer Zeit eine Wohnung zu beziehen.

Im Gegensatz zu § 7 Abs. 1 BGB enth!lt § 8 AO als Voraussetzungen des steuerlichen
Wohnsitzes ausschließlich objektive Merkmale. Da die tats!chlichen Umst!nde (BFH,
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Urteil v. 10.11.1978 - VI R 127/76, BStBl 1979 II S. 335) steuerlich allein entscheidend
sind, kÇnnen Ehegatten oder eingetragene Lebenspartner ihren Wohnsitz an verschie-
denen Orten haben. Ebenso ist es mÇglich, dass minderj!hrige Kinder den Wohnsitz
bei ihren Eltern aufgeben und einen eigenen Wohnsitz im steuerlichen Sinn begrÅnden.
Im Gegensatz dazu teilen minderj!hrige Kinder aus zivilrechtlicher Sicht grunds!tzlich
den Wohnsitz der Eltern (§ 8 BGB). Ebenso ist es steuerlich unerheblich, dass der Erbe
gem. § 857 BGB mit dem Erbfall Besitzer der Wohnung des Erblassers wird. Der Erbe
begrÅndet an diesem Ort erst dann einen Wohnsitz im steuerrechtlichen Sinn, wenn
die tats!chlichen Verh!ltnisse erkennen lassen, dass s!mtliche Erfordernisse des § 8 AO
erfÅllt sind.

2.4.2.1 Wohnung

Eine Wohnung im Sinne des § 8 AO ist stets gegeben, wenn irgendwelche zum Aufent-
halt geeignete und entsprechend eingerichtete R!umlichkeiten vorhanden sind. Was
im Einzelfall als Wohnung angesehen werden kann, richtet sich nach der Verkehrsauf-
fassung und damit nach Çrtlich und zeitlich unterschiedlichen Maßst!ben (BFH, Urteil
v. 19.7.1951 - III 35/51 U, BStBl 1951 III S. 176).

Der Wohnungsbegriff nach § 8 AO ist weit auszulegen, weil dessen Zweck, an den Le-
bensmittelpunkt anzuknÅpfen, andernfalls nicht erreicht werden kann. Dem ent-
spricht, dass nach allgemeiner Rechtsauffassung schon ein einziger Raum als Wohnung
i. S. des § 8 AO ausreichen kann. Im Unterschied zur bewertungsrechtlichen Definition
einer Wohnung gehÇrt eine Kochgelegenheit ebenso wenig zu den unabdingbaren Er-
fordernissen wie sanit!re Einrichtungen. So hat z. B. der Bewohner eines Zimmers in
einem Alters- oder Pflegeheim in dieser Einrichtung seine „Wohnung“. Nach der Recht-
sprechung ist der Begriff „Wohnung“ jedoch enger auszulegen. Nur wenn die R!ume
den Verh!ltnissen des Steuerpflichtigen angemessen sind, sollen sie als „Wohnung“
i. S. des § 8 AO angesehen werden kÇnnen. Mit dieser Einschr!nkung kann auch ein
mÇbliertes Zimmer als Wohnung in Betracht kommen (RFH 5.9.1940, RStBl 1940, 858).
Dagegen sind Wohnwagen oder Zelte nach der Verkehrsauffassung nicht als Wohnung
anzusehen (BFH, Urteil v. 15.11.1974 - VI R 195/72, BStBl 1975 II S. 278).

2.4.2.2 Innehaben der Wohnung

Das in § 8 AO weiterhin geforderte Tatbestandsmerkmal „innehaben“ der Wohnung be-
deutet, dass die tats!chliche und rechtliche VerfÅgungsmacht Åber die Wohnung be-
stehen muss (BFH, Urteil v 6.3.1968 I 38/65, BStBl 1968 II 439). Hiermit ist nichts ande-
res als die tats!chliche Herrschaft Åber die Wohnung in Verbindung mit dem Haus-
recht gemeint (RFH 9.10.1940, RStBl 1940, 925). Daher haben der Mieter die gemietete
Wohnung bzw. der Benutzer einer unentgeltlich Åberlassenen Wohnung die betreffen-
de Wohnung inne. Auch bei Personen, die mit dem eigentlichen Wohnungsinhaber die
Wohnung teilen, ist anzunehmen, dass sie die Wohnung „innehaben“. Das gilt ins-
besondere fÅr den Ehegatten, den eingetragenen Lebenspartner, den Lebensgef!hrten
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sowie fÅr vollj!hrige und minderj!hrige Kinder. Diese haben die Wohnung der Eltern
solange „inne“, bis erkennbar wird, dass sie nicht mehr bei den Eltern wohnen.

Das „Innehaben“ der Wohnung wird selbst durch h!ufige und lang dauernde Abwesen-
heit nicht ohne Weiteres beendet, da die AusÅbung der VerfÅgungsmacht durch Ange-
hÇrige oder Dienstpersonal ausreicht (BFH, Urteil v. 17.3.1961 - VI 185/60 U, BStBl
1961 III S. 298). Aus diesem Grunde hat auch ein Verschollener bis zur Rechtskraft des
Beschlusses Åber die Todeserkl!rung seinen Wohnsitz bei den n!chsten AngehÇrigen
(vgl. Rdn. 50 ff.).

2.4.2.3 Umst!nde, die auf Beibehaltung und Benutzung schließen
lassen

§ 8 AO setzt schließlich Umst!nde voraus, unter denen man annehmen kann, dass der
Inhaber die Wohnung beibehalten und darÅber hinaus auch in Zukunft selbst nutzen
wird, dass er also immer wieder in die Wohnung zurÅckkehren wird. Benutzen nur die
AngehÇrigen des Inhabers die Wohnung und steht fest, dass er sie selbst in absehbarer
Zeit keinesfalls mehr benutzen wird, so hat er demnach die Wohnung zwar inne, sein
steuerlicher Wohnsitz an diesem Ort ist aber trotzdem zu verneinen.

Wann auf die „Beibehaltung“ einer Wohnung geschlossen werden kann, l!sst das Ge-
setz offen. Ist die Dauer der VerfÅgungsmacht Åber die Wohnung von vornherein be-
grenzt, so erscheint es nach dem Wortlaut des § 8 AO unklar, welcher Zeitraum es
rechtfertigt, trotz der in absehbarer Zeit erfolgenden Aufgabe der Wohnung Umst!nde
anzunehmen, die auf deren Beibehaltung schließen lassen. So setzt ein Wohnsitz nicht
voraus, dass der Steuerpflichtige von dort aus seiner t!glichen Arbeit nachgeht. Ebenso
wenig ist es erforderlich, dass der Steuerpflichtige sich w!hrend einer Mindestzahl von
Tagen pro Jahr in der Wohnung aufh!lt (BFH, Urteil v. 19.3.1997 - I R 69/96, BStBl
1997 II S. 447).

Unter den dargelegten Gesichtspunkten ergeben sich aus § 8 AO fÅr die Auslegung des
Wohnsitzbegriffes folgende Grunds!tze (vgl. AEAO zu § 8):

a) Umst!nde, die auf die Beibehaltung der Wohnung schließen lassen, kÇnnen ange-
nommen werden, wenn die VerfÅgungsmacht Åber die Wohnung zwar zeitlich von
vornherein begrenzt war, sich jedoch mindestens auf einen Zeitraum von mehr als
sechs Monaten erstreckt;

b) ein kÅrzeres als sechsmonatiges Innehaben der Wohnung reicht zur BegrÅndung ei-
nes Wohnsitzes nur aus, wenn die Wohnung zun!chst fÅr mehr als sechs Monate
Åberlassen war, dann aber aufgrund eines sp!teren Entschlusses vom Inhaber vor-
zeitig aufgegeben worden ist;

c) Innehaben einer Wohnung auf unbestimmte Zeit mit der MÇglichkeit jederzeitiger
KÅndigung kann nur dann zur BegrÅndung des Wohnsitzes genÅgen, wenn andere
Umst!nde den Schluss zulassen, dass der Inhaber die Wohnung fÅr wenigstens
sechs Monate beibehalten wird.
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BBEEIISSPPIIEELL:: P Ein italienisches Ehepaar reist am 1.5.01 nach Deutschland ein. Die Eheleute beab-
sichtigen, sp!testens am 15.10.01 wieder nach Italien zurÅckzukehren. Sie mieten in MÅnchen
fÅr die Zeit vom 15. 5. - 15.9.01 einen Kiosk, in dem sie eine Eisdiele betreiben und in dessen
Nebenr!umen sie wohnen. Am 30.9.01 kehrt das Ehepaar nach Italien zurÅck. Es beabsichtigt
nicht, in n!chster Zeit erneut nach Deutschland zu kommen.

Die Ehegatten haben weder einen Wohnsitz noch ihren gewÇhnlichen Aufenthalt im Inland
begrÅndet. Zwar hatten sie eine Wohnung im Inland inne, aber nicht unter Umst!nden, die
auf deren Beibehaltung schließen ließen, denn die R!umlichkeiten waren nur fÅr vier Monate
gemietet. Da die Eheleute durch den Betrieb der Eisdiele inl!ndische EinkÅnfte im Sinne des
§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Bst. a EStG erzielen, unterliegen sie jedoch der beschr!nkten Steuerpflicht (§ 1
Abs. 4 EStG).

d) Es spricht fÅr die Beibehaltung eines Wohnsitzes, wenn jemand eine Wohnung, die
er vor und nach einem Auslandsaufenthalt als einzige st!ndig nutzt, w!hrend die-
ses Auslandsaufenthalts unver!ndert und in einem st!ndig nutzbaren Zustand bei-
beh!lt (BFH, Urteil v. 19.3.1997 - I R 69/96, BStBl 1997 II S. 447). Dies gilt auch,
wenn jemand seine Wohnung im Inland in unregelm!ßigen Abst!nden immer wie-
der fÅr ein paar Tage nutzt und sie w!hrend seiner Abwesenheit zur jederzeitigen
Nutzung bereitsteht (BFH, Urteil v. 24.1.2001 - I R 100/99, BFH/NV 2001, 1402,
AAAAA-66710).

(Einstweilen frei)

Der steuerliche Wohnsitz entf!llt nicht schon im Zeitpunkt, in dem die Absicht erkenn-
bar wird, die Wohnung aufzugeben, sondern erst mit der tats!chlichen Aufgabe der
VerfÅgungsmacht Åber die Wohnung. Im %brigen f!llt der Wohnsitz trotz weiterer Aus-
Åbung der VerfÅgungsmacht durch AngehÇrige oder Dienstpersonal weg, sobald fest-
steht, dass der Inhaber die Wohnung in absehbarer Zeit nicht mehr selbst benutzen
wird. Beh!lt der Wohnungsinhaber die Wohnung bspw. nach seiner Auswanderung zu-
n!chst noch bei, so kann es im Einzelfall schwierig sein, den Zeitpunkt der Aufgabe des
Wohnsitzes zu bestimmen.

2.4.3 Der gewÇhnliche Aufenthalt

2.4.3.1 Begriff

DDEEFFIINNIITTIIOONN

Den gewÇhnlichen Aufenthalt i. S. der Steuergesetze hat jemand dort, wo er sich unter
Umst!nden aufh!lt, die erkennen lassen, dass er an diesem Ort oder in diesem Gebiet
nicht nur vorÅbergehend verweilt (§ 9 Satz 1 AO; BFH, Urteil v. 10.8.1983 - I R 241/82,
BStBl 1984 II S. 11; BFH, Urteil v. 30.8.1989 - I R 215/85, BStBl 1989 II S. 956).

Zur BegrÅndung der unbeschr!nkten Steuerpflicht ist – im Unterschied zum Wohnsitz
nach § 8 AO – nicht der gewÇhnliche Aufenthalt an einem bestimmten Ort erforderlich.
Wer sich gewÇhnlich im Inland aufh!lt, ist auch dann unbeschr!nkt steuerpflichtig,
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wenn er st!ndig von Ort zu Ort reist. Notwendig ist aber eine gewisse Stetigkeit des
Aufenthalts im Inland. Hierzu gehÇrt, dass auch die N!chte zwischen den Arbeitstagen
i. d. R. im Inland verbracht werden (BFH, Urteil v. 6.2.1985 - I R 23/82, BStBl 1985 II
S. 331; BFH, Urteil v. 25.5.1988 - I R 225/82, BStBl 1988 II S. 944). Sog. Grenzg!nger ha-
ben ihren gewÇhnlichen Aufenthalt daher grunds!tzlich im Wohnsitzstaat (BFH, Urteil
v. 10.5.1989 - I R 50/85, BStBl 1989 II S. 755; BFH, Urteil v. 10.7.1996 - I R 4/96, BStBl
1997 II S. 15).

BBEEIISSPPIIEELL:: P A hat seinen Wohnsitz in Belgien nahe der deutschen Grenze. Sein Gewerbebetrieb
ist in Aachen belegen. Er h!lt sich deshalb tagsÅber in Aachen auf und kehrt jeden Abend nach
Belgien zurÅck.

A hat keinen gewÇhnlichen Aufenthalt im Inland, weil dem Aufenthalt in Aachen die erforder-
liche Stetigkeit fehlt (AEAO zu § 9 Nr. 2). Er unterliegt somit nicht der unbeschr!nkten Steuer-
pflicht nach § 1 Abs. 1 EStG.

A ist jedoch – vorbehaltlich § 1 Abs. 3 EStG – beschr!nkt steuerpflichtig nach § 1 Abs. 4 EStG, da
er inl!ndische EinkÅnfte im Sinne des § 49 Abs. 1 Nr. 2 Bst. a EStG bezieht.

2.4.3.2 Auslegungsregel des § 9 Satz 2 AO

Ein zeitlich zusammenh!ngender Aufenthalt im Inland von mehr als sechs Monaten
Dauer ist stets und von Beginn an als gewÇhnlicher Aufenthalt anzusehen (§ 9 Satz 2
AO). Die unbeschr!nkte Steuerpflicht beginnt dann mit der Einreise in das Inland, er-
streckt sich also auch auf die ersten sechs Monate des Inlandsaufenthalts. Nicht erfor-
derlich ist, dass diese sechs Monate zum selben Kalenderjahr gehÇren.

Die Berechnung der Sechsmonatsfrist richtet sich nach § 108 AO i.V. mit den §§ 187 bis
193 BGB, denn § 108 AO gilt nicht nur fÅr die verfahrensrechtlichen Bestimmungen der
AO, sondern auch fÅr materiell-rechtliche Fristen. Handelt es sich um einen ununterbro-
chenen Inlandsaufenthalt, so beginnt die Frist mit dem auf die Einreise folgenden Tag
(§ 187 Abs. 1 BGB) und endet sechs Monate sp!ter mit Ablauf des Tages, der seiner Zahl
nach dem Einreisetag entspricht (§ 188 Abs. 2 BGB).

BBEEIISSPPIIEELL:: P A ist am 12.10.01 aus seiner Heimat (Schweden) nach Deutschland eingereist und
hier als Handelsvertreter t!tig geworden, ohne einen Wohnsitz im Inland zu begrÅnden. Nach-
dem er sich bis zum 14.4.02 st!ndig in Deutschland aufgehalten hat, kehrt er an diesem Tag
nach Schweden zurÅck.

Da der Aufenthalt im Inland l!nger als sechs Monate gedauert hat, ist A unbeschr!nkt steuer-
pflichtig gewesen, und zwar vom Tag der Einreise an bis zum Verlassen des Bundesgebiets (§ 9
Satz 2 AO). Die Frist begann am 13.10.01, da der Einreisetag nicht mitz!hlt (§ 187 Abs. 1 BGB)
und endete mit Ablauf des 12.4.02 (§ 188 Abs. 2 BGB).

Der sechsmonatige Aufenthalt im Inland muss nicht ununterbrochen bestehen, kurz-
fristige Unterbrechungen durch Auslandsaufenthalte kÇnnen unberÅcksichtigt bleiben
(§ 9 Satz 2 Halbsatz 2 AO; BFH, Urteil v. 3.8.1977 - I R 210/75, BStBl 1978 II S. 118). Es
genÅgt, wenn trotz vorÅbergehender Unterbrechungen durch Auslandsreisen noch ein
einheitlicher Aufenthalt im Inland angenommen werden kann. Ist dies der Fall, so wird
die Sechsmonatsfrist nach Tagen berechnet, wobei die Zeiten zwischenzeitlicher Aus-
landsreisen nicht mitgerechnet werden. FÅr die PrÅfung der Sechsmonatsfrist wird da-
bei aus VereinfachungsgrÅnden jeder Monat mit 30 Tagen gerechnet (§ 191 BGB), so-
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dass ein gewÇhnlicher Aufenthalt nach § 9 AO vorliegt, wenn die Aufenthaltsdauer ins-
gesamt mehr als 180 Tage betr!gt. BerÅcksichtigt werden dabei nur volle Tage, die Tage
der Ein- und Ausreise bleiben unberÅcksichtigt, da bei Fristen, die nach Tagen oder l!n-
geren Zeitr!umen bestimmt sind, nur nach vollen Tagen gerechnet wird.

BBEEIISSPPIIEELL:: P B war am 11.10.01 aus seiner Heimat (Schweden) nach Deutschland eingereist, hat
hier jedoch keinen Wohnsitz begrÅndet. Nachdem er am 22.12.01 vorÅbergehend in seine Hei-
mat zurÅckgekehrt war, um das Weihnachtsfest und den Jahreswechsel bei seinen AngehÇri-
gen zu verbringen, hielt er sich vom 3.1.02 bis 29.4.02 abermals in Deutschland auf.

Trotz der Unterbrechung handelt es sich um einen als einheitlich zu wertenden Aufenthalt
vom 11.10.01 bis 29.4.02. W!hrend dieses ganzen Zeitraums war B unbeschr!nkt steuerpflich-
tig, denn der Inlandsaufenthalt hat mehr als 180 Tage gedauert (§ 9 Satz 2 AO, § 108 AO i V. m.
§ 191 BGB). Die Frist begann am Tage nach der Einreise (§ 187 Abs. 1 BGB), also mit dem
12.10.01. Bis einschließlich 21.12.01 hat B sich 70 Tage (Oktober 19 Tage, November 30 Tage,
Dezember 21 Tage) im Inland aufgehalten. Der 22.12.01 als Ausreisetag und der 3.1.02 als Tag
der erneuten Einreise sind nicht mitzurechnen. Vom 4.1.02 bis einschließlich 28.4.02 hat sich B
nochmals an 115 vollen Tagen (Januar 27 Tage, Februar und M!rz je 30 Tage, April 28 Tage) in
Deutschland aufgehalten, insgesamt also an 185 Tagen. Somit hat B fÅr den gesamten Zeit-
raum einen gewÇhnlichen Aufenthalt im Inland.

2.4.3.3 Verl!ngerte Frist von einem Jahr

Eine Ausnahme vom Grundsatz, dass ein mehr als sechsmonatiger Aufenthalt im In-
land zum gewÇhnlichen Aufenthalt und somit zur unbeschr!nkten Steuerpflicht fÅhrt,
gilt fÅr Personen, die sich ausschließlich zu Besuchs-, Erholungs-, Kur- oder !hnlichen
privaten Zwecken im Inland aufhalten und sich dort weder gewerblich noch beruflich
bet!tigen. In diesen F!llen gilt der Aufenthalt nicht als gewÇhnlicher Aufenthalt, wenn
er nicht l!nger als ein Jahr dauert (§ 9 Satz 3 AO).

2.4.3.4 GewÇhnlicher Aufenthalt bei kÅrzerer als sechsmonatiger
Dauer

Der gewÇhnliche Aufenthalt im Inland – und damit die unbeschr!nkte Steuerpflicht –
kann ausnahmsweise auch bei einem Inlandsaufenthalt von weniger als sechs Mona-
ten zu bejahen sein (§ 9 Satz 1 AO). Dies gilt stets, wenn die Umst!nde erkennen lassen,
dass eine Person beabsichtigt, l!nger als sechs Monate im Inland zu bleiben. Die unbe-
schr!nkte Steuerpflicht besteht in einem solchen Fall vom Tage der Einreise an, selbst
wenn der Aufenthalt im Inland infolge eines sp!teren Entschlusses die Dauer von sechs
Monaten nicht erreicht (BFH, Urteil v. 27.7.1962 - VI 156/59 U, BStBl 1962 III S. 429;
BFH, Urteil v. 3.8.1977 - I R 210/75, BStBl 1978 II S. 118).

BBEEIISSPPIIEELL:: P Der italienische Facharbeiter A hat sich verpflichtet, fÅr 7 Monate bei einer deutschen
Firma in KÇln zu arbeiten. Wegen einer schweren Erkrankung kehrt er nach drei Monaten end-
gÅltig in seine Heimat nach Italien zurÅck.

A war w!hrend seines gesamten Aufenthalts in KÇln unbeschr!nkt steuerpflichtig, da er die
Absicht hatte, l!nger als sechs Monate und damit nicht nur vorÅbergehend im Inland zu ver-
weilen.
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Die unbeschr!nkte Steuerpflicht kann hingegen nicht eintreten, wenn die Dauer des
Inlandsaufenthalts zun!chst unbestimmt ist, schließlich aber doch weniger als sechs
Monate betr!gt. § 9 Satz 1 AO verlangt fÅr die Annahme eines gewÇhnlichen Aufent-
halts mehr, als dass die Aufenthaltsdauer nach den Umst!nden unklar ist. Es muss
mÇglich sein, den Aufenthalt als nicht nur vorÅbergehend zu erkennen.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Ist der italienische Facharbeiter A ohne festen Vertrag nach Deutschland gekommen
und macht er deutlich, dass er noch nicht weiß, wie lange er in Deutschland bleiben wird, tritt
die unbeschr!nkte Steuerpflicht nicht ein, falls er Deutschland vor Ablauf von sechs Monaten
wieder verl!sst.

2.4.3.5 Bedeutung der §§ 8 und 9 AO in der Praxis der Finanz!mter

In F!llen, in denen der Aufenthalt im Inland l!nger als 6 Monate gedauert hat, entste-
hen bei der PrÅfung der Steuerpflicht in der Verwaltungspraxis zumeist keine Proble-
me. Aus § 9 Satz 2 AO geht hervor, dass der gewÇhnliche Aufenthalt unter dieser Vo-
raussetzung grunds!tzlich zu bejahen ist, und zwar auch schon fÅr die ersten 6 Mona-
te. Dagegen ist die Frage, ob jemand seinen Wohnsitz oder gewÇhnlichen Aufenthalt
im Inland hat, bei einem Aufenthalt von weniger als 6 Monaten vielfach sehr schwierig
zu beantworten. Dies gilt ebenso in F!llen, in denen festgestellt werden muss, zu wel-
chem Zeitpunkt die unbeschr!nkte Steuerpflicht endet und die beschr!nkte Steuer-
pflicht beginnt.

2.4.4 Inland

Die Frage der beschr!nkten oder unbeschr!nkten Steuerpflicht h!ngt im Wesentlichen
davon ab, ob ein Wohnsitz (vgl. Rdn. 28 ff.) oder gewÇhnlicher Aufenthalt (vgl.
Rdn. 37 ff.) im Inland vorliegt. Der Inlandsbegriff ist vom Gesetzgeber im EStG nicht ge-
nau definiert worden. Als Inland ist folglich ganz allgemein der Geltungsbereich des
EStG und somit das staatsrechtliche Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland
anzusehen.

Daneben gehÇrt zum Inland gem. § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EStG auch der der Bundesre-
publik Deutschland zustehende Anteil an der ausschließlichen Wirtschaftszone, soweit
dort

" natÅrliche Ressourcen der Gew!sser erforscht, ausgebeutet, erhalten oder bewirt-
schaftet werden,

" andere T!tigkeiten zur wirtschaftlichen Erforschung oder Ausbeutung (z. B. Energie-
erzeugung aus Wasser, StrÇmen und Wind) ausgeÅbt werden oder

" zu diesen Zwecken kÅnstliche Inseln, Anlagen und Bauwerke errichtet oder genutzt
werden.

DarÅber hinaus gehÇrt zum Inland auch der der Bundesrepublik Deutschland zustehen-
de Anteil am Festlandsockel, soweit dort natÅrliche Ressourcen erforscht und aus-
gebeutet oder zu diesen Zwecken kÅnstliche Inseln, Anlagen und Bauwerke errichtet
oder genutzt werden (§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 EStG).
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Schließlich z!hlen zum Inland auch Handelsschiffe, die berechtigt sind, die deutsche
Flagge zu fÅhren, solange sie sich in deutschen H!fen oder auf hoher See befinden
(H 1a „Schiffe“ EStH). Kriegsschiffe gehÇren sogar zum Inland, wenn sie in H!fen frem-
der Staaten liegen.

Abschließend ist anzumerken, dass der einkommensteuerliche Inlandsbegriff nicht
identisch ist mit dem Inlandsbegriff im umsatzsteuerrechtlichen Sinn nach § 1
Abs. 2 Satz 1 UStG, nach dem bestimmte staatsrechtlich zur Bundesrepublik Deutsch-
land gehÇrende Gebiete (z. B. BÅsingen, Insel Helgoland) nicht zum umsatzsteuerlichen
Inland gehÇren.

2.4.5 PersÇnliche Befreiungen

Nach allgemeinen vÇlkerrechtlichen Grunds!tzen sind unter Wahrung der Gegenseitig-
keit die Leiter und Mitglieder beglaubigter diplomatischer Vertretungen in der Bundes-
republik Deutschland sowie deren FamilienangehÇrige als exterritorial und damit als
nicht unbeschr!nkt steuerpflichtig anzusehen (§ 2 AO). Dasselbe gilt fÅr Bedienstete
dieser Personen, die keine deutschen StaatsangehÇrigen sind. Unabh!ngig davon kÇn-
nen die genannten von der unbeschr!nkten Steuerpflicht befreiten Personen der be-
schr!nkten Steuerpflicht nach § 1 Abs. 4 EStG unterliegen, wenn sie inl!ndische Ein-
kÅnfte i. S. des § 49 EStG bezogen haben.

Weitere Sonderregelungen hinsichtlich der persÇnlichen Steuerpflicht bestehen fÅr An-
gehÇrige ausl!ndischer Streitkr!fte, die in der Bundesrepublik Deutschland stationiert
sind (BFH, Urteil v. 14.11.1969 - III R 95/68, BStBl 1970 II S. 153).

2.5 Beginn und Ende der Steuerpflicht

2.5.1 Unbeschr!nkte Steuerpflicht

Die unbeschr!nkte Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 EStG beginnt entweder mit der Geburt
– wenn gleichzeitig Wohnsitz oder gewÇhnlicher Aufenthalt im Inland gegeben sind –
oder mit der BegrÅndung eines Wohnsitzes oder des gewÇhnlichen Aufenthalts im In-
land. Sie endet durch Tod oder durch Aufgabe von Wohnsitz und gewÇhnlichem Auf-
enthalt im Inland.

In den F!llen des § 1 Abs. 2 u. Abs. 3 EStG vgl. Rdn. 22 ff.

2.5.2 Beschr!nkte Steuerpflicht

Die beschr!nkte Steuerpflicht beginnt entweder mit der Geburt, wenn gleichzeitig in-
l!ndische EinkÅnfte i. S. des § 49 EStG erzielt werden, oder mit der erstmaligen Erzie-
lung inl!ndischer EinkÅnfte i. S. des § 49 EStG. Sie beginnt ferner mit der Aufgabe von
Wohnsitz oder gewÇhnlichem Aufenthalt im Inland, wenn ab diesem Zeitpunkt inl!n-
dische EinkÅnfte i. S. des § 49 EStG bezogen werden. Das Ende der beschr!nkten Steuer-

23

Beginn und Ende der Steuerpflicht KK AA PP II TT EE LL 22

46

47

48



pflicht kann durch Tod, Wegfall der inl!ndischen EinkÅnfte oder Beginn der unbe-
schr!nkten Steuerpflicht eintreten.

2.5.3 Wechsel in der Art der Steuerpflicht

Wird ein unbeschr!nkt Steuerpflichtiger beschr!nkt steuerpflichtig oder tritt der umge-
kehrte Fall ein, so ist dies als Beendigung der bisherigen und BegrÅndung einer neuen
Steuerpflicht anzusehen. Bei einem unterj!hrigen Wechsel der Steuerpflicht sind die
w!hrend der beschr!nkten Steuerpflicht erzielten inl!ndischen EinkÅnfte im Fall einer
im Rahmen der unbeschr!nkten Steuerpflicht durchzufÅhrenden Veranlagung zur un-
beschr!nkten Steuerpflicht einzubeziehen (§ 2 Abs. 7 Satz 3 EStG).

Wegen der DurchfÅhrung der Besteuerung in den F!llen des Wechsels der Steuerpflicht
s. Rdn. 192.

2.5.4 Verschollenheit

Die Steuerpflicht – unbeschr!nkte wie beschr!nkte – beginnt frÅhestens mit der Ge-
burt und endet sp!testens mit dem Tod (wegen Beginn und Ende in Åbrigen F!llen vgl.
Rdn. 47 ff.). Der Zeitraum der Steuerpflicht deckt sich daher grunds!tzlich mit dem Zeit-
raum der Rechtsf!higkeit i. S. d. BGB.

Eine Besonderheit ist jedoch bei verschollenen Personen zu beachten. Die Todeserkl!-
rung Verschollener erfolgt h!ufig erst, nachdem sie schon viele Jahre vermisst waren.
Sie wirkt dann bÅrgerlich-rechtlich auf den mutmaßlichen Todeszeitpunkt zurÅck (§ 9
VerschG). Steuerlich war jedoch eine Sonderregelung erforderlich, weil ohne eine solche
die Veranlagungen fÅr den Verschollenen und seine Erben nicht durchgefÅhrt werden
kÇnnten oder nach der Todeserkl!rung fÅr u.U. weit zurÅckliegende Jahre berichtigt
werden mÅssten. Deshalb bestimmt § 49 AO, dass Verschollene bis zur Rechtskraft des
Beschlusses Åber die Todeserkl!rung als lebend zu behandeln sind. Da der Beschluss
Åber die Todeserkl!rung einen Monat nach seiner Zustellung rechtskr!ftig wird, bleibt
der Verschollene bis zu diesem Zeitpunkt persÇnlich einkommensteuerpflichtig. Eine
RÅckwirkung auf den mutmaßlichen Todeszeitpunkt besteht hinsichtlich des Zeitraums
der persÇnlichen Steuerpflicht also - im Unterschied zum Zivilrecht - nicht.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Der nach einem FlugzeugunglÅck vermisste A wird durch Beschluss des zust!ndigen
Amtsgerichts vom 28.6.05 fÅr tot erkl!rt. Als mutmaßlichen Todeszeitpunkt nennt der Be-
schluss den 12.9.01, den Tag, an dem A zuletzt gesehen wurde. Der Beschluss ist den Eltern
des A, die den Beschlussantrag gestellt hatten, am 5.7.05 zugestellt worden. A war EigentÅmer
eines MietwohngrundstÅcks und erzielte daraus EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung.

A gilt bÅrgerlich-rechtlich als mit dem 12.9.01 verstorben (widerlegbare Vermutung, § 9
VerschG). Das GrundstÅck ist ab diesem Zeitpunkt seinen Erben zuzurechnen (Gesamtrechts-
nachfolge § 1922 BGB). Die nach dem 12.9.01 angefallenen Einnahmen sind daher aus zivil-
rechtlicher Sicht Einnahmen der Erben.

Die Steuerpflicht des A endet jedoch nach § 49 AO erst mit der Rechtskraft des Todeserkl!-
rungsbeschlusses, also einen Monat nach Zustellung des Beschlusses an die Antragsteller, mit
Ablauf des 5.8.05. Die vom 12.9.01 bis zum 5.8.05 erzielten Mieteinnahmen sind demnach
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steuerlich nicht den Erben, sondern A selbst zuzurechnen. Lagen sie in den einzelnen Jahren so
hoch, dass sie zur Entstehung einer Steuerschuld gefÅhrt haben, so muss gegen A ein auf sei-
nen Namen lautender Steuerbescheid ergehen, der den Erben als Bekanntgabeempf!ngern zu-
gesandt wird.

Die praktische Bedeutung des § 49 AO fÅr die Erben des Verschollenen besteht einkom-
mensteuerlich also darin, dass dessen EinkÅnfte fÅr die Zeit bis zur Rechtskraft des To-
deserkl!rungsbeschlusses nicht mit den EinkÅnften der Erben zusammengerechnet
werden dÅrfen.

FÅr die Frage, ob ein Verschollener Erbe geworden ist, kommt es im Unterschied zur
o. a. Regelung auf den im Todeserkl!rungsbeschluss festgestellten mutmaßlichen To-
deszeitpunkt an. Nach dem Wortlaut des § 49 AO kÇnnte man allerdings annehmen,
dass die steuerlichen Folgen der Todeserkl!rung auch insoweit vom bÅrgerlichen Recht
abweichen. Der BFH hat jedoch bereits mit Urteil vom 21.9.1956 - III 30/56 U (BStBl
1956 III S. 373) entschieden, dass § 49 AO hinsichtlich dieser Frage ohne Bedeutung ist.

BBEEIISSPPIIEELL:: P A ist seit dem 20.1.01 vermisst. Sein Vater, der einen Gewerbebetrieb fÅhrt, verstirbt
in 08, ohne ein Testament zu hinterlassen. Ein Bruder des A fÅhrt den Betrieb seitdem weiter.
Im Jahre 10 wird A fÅr tot erkl!rt. Mutmaßlicher Todeszeitpunkt ist der 20.1.01.

A hat seinen Vater nicht beerbt. Er gilt nach dem Beschluss Åber die Todeserkl!rung als am
20.1.01 verstorben, also lange Jahre vor seinem Vater. Diese erbrechtlichen Wirkungen der To-
deserkl!rung gelten trotz § 49 AO auch fÅr das Steuerrecht. Aus diesem Grunde darf der Ge-
winn, den der Gewerbebetrieb zwischen dem Tod des Vaters und der Rechtskraft des Todes-
erkl!rungsbeschlusses abgeworfen hat, dem A nicht anteilig zugerechnet werden, sondern
entf!llt in vollem Umfang auf den Bruder.

§ 49 AO ist ferner auch dann nicht anwendbar, wenn nach § 39 VerschG zur Behebung
von Zweifeln nur der Zeitpunkt des Todes einer mit Sicherheit verstorbenen Person
festgestellt wurde.

2.6 Sachliche Einkommensteuerpflicht

2.6.1 Allgemeines

Die persÇnliche Steuerpflicht in § 1 EStG knÅpft regelm!ßig an den Wohnsitz oder an
den gewÇhnlichen Aufenthalt des Steuerpflichtigen an. FÅr eine persÇnlich unbe-
schr!nkte ESt-Pflicht (§ 1 Abs. 1 EStG) ist daher nicht erforderlich, dass die Person auch
einkommensteuerrechtlich relevante EinkÅnfte erzielt. Lediglich im Fall der beschr!nk-
ten Steuerpflicht (§ 1 Abs. 4 EStG) setzt die persÇnliche Steuerpflicht zugleich eine sach-
liche Steuerpflicht, d. h. die Erzielung von EinkÅnften voraus. Zur Festsetzung einer ESt
kommt es jedoch auch in F!llen der persÇnlichen Steuerpflicht i. S. des § 1 Abs. 1 EStG
letztlich nur dann, wenn auch sachlich eine Steuerpflicht vorliegt, d. h. wenn steuerrele-
vante EinkÅnfte erzielt werden. DarÅber hinaus setzt die sachliche Steuerpflicht voraus,
dass die Bundesrepublik Deutschland das Recht hat, diese EinkÅnfte zu besteuern.
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2.6.2 Beschr!nkungen
Im Fall der unbeschr!nkten Steuerpflicht unterliegen grunds!tzlich alle EinkÅnfte der
steuerpflichtigen Person der Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland (Weltein-
kommensprinzip), im Fall der beschr!nkten Steuerpflicht erstreckt sich die Besteuerung
hingegen nur auf die im Inland erzielten EinkÅnfte (Quellenprinzip). Allerdings kÇnnen
diese Grunds!tze der sachlichen Steuerpflicht sowohl durch internationale Verein-
barungen als auch durch nationale Gesetze eingeschr!nkt sein. Entsprechende Rege-
lungen ergeben sich insbesondere aus Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung (DBA), durch andere zwischenstaatliche Vereinbarungen, durch einseitigen Steu-
erverzicht und durch die Steuerbefreiungen in §§ 3–3b EStG (vgl. H 1a „Allgemeines“
EStH). Die Steuerbefreiungen dienen dazu, ganz gezielt bestimmte Vorg!nge von der
Steuerpflicht auszunehmen, um sie dadurch staatlich zu fÇrdern (vgl. hierzu Rdn. 83 ff.).

Umgekehrt kann die sachliche Steuerpflicht sowohl fÅr unbeschr!nkt als auch fÅr be-
schr!nkt steuerpflichtige Personen durch bestimmte Regelungen des Außensteuerge-
setzes erweitert werden (vgl. Rdn. 2711 ff).

Auf die AusfÅhrungen in Kapitel 15 zur Besteuerung der beschr!nkt Steuerpflichtigen
wird hingewiesen.

2.7 Kontrollfragen

FFRRAAGGEENN

Rdn.

1. Was versteht man unter persÇnlicher Steuerpflicht bzw. sachlicher Steuer-
pflicht?

13,
14

&

2. KÇnnen juristische Personen und Personenvereinigungen Schuldner von ESt sein? 15 &

3. Wie wird das Einkommen einer OHG ertragsteuerlich erfasst? 16 &

4. Bei welcher Art der persÇnlichen Steuerpflicht wird das Welteinkommen erfasst? 19 &

5. Kann ein ausl!ndischer StaatsbÅrger unbeschr!nkt einkommensteuerpflichtig
sein?

22 &

6. Inwieweit ist eine unbeschr!nkte Steuerpflicht auf Antrag mÇglich? 24 &

7. Was versteht man unter einem Wohnsitz i. S. v. § 1 Abs. 1 EStG? 28 ff. &

8. Was versteht man unter einem gewÇhnlichen Aufenthalt i. S. v. § 1 Abs. 1 EStG? 37 ff. &

9. Kann ein S!ugling ausl!ndischer Eltern, der heute in MÅnchen zur Welt kommt,
unbeschr!nkt einkommensteuerpflichtig sein?

47 &

10. Ist ein Spanier, der in seinem Heimatland wohnt, ausschließlich dort seine Ein-
kÅnfte erzielt und in Deutschland keinen gewÇhnlichen Aufenthalt hat, be-
schr!nkt einkommensteuerpflichtig?

48 &

11. FÅhrt der Wegzug einer natÅrlichen Person vom Inland ins Ausland zwingend
zum Ende der unbeschr!nkten Steuerpflicht?

47 &

12. Kann die beschr!nkte Steuerpflicht mit der Geburt beginnen? 48 &

13. Kann die beschr!nkte Steuerpflicht durch Tod beendet werden? 48 &
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14. Kann die beschr!nkte Steuerpflicht durch Wegfall der inl!ndischen EinkÅnfte be-
endet werden?

48 &

15. Unterliegt ein Franzose, der seinen Wohnsitz von Frankreich nach Deutschland
verlegt und ausschließlich EinkÅnfte in Frankreich bezieht, der unbeschr!nkten
Steuerpflicht in Deutschland?

47 &

(Einstweilen frei)
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Kapitel 3: Einkommensteuerliche Grundbegriffe

3.1 EinkÅnfte und Gesamtbetrag der EinkÅnfte

3.1.1 Erfassung der Bruttoertr!ge
Bei EinfÅhrung des EStG war zu entscheiden, ob alle VermÇgensmehrungen ausnahms-
los als Einkommen behandelt werden oder ob insoweit Einschr!nkungen gemacht wer-
den sollten. Zu dieser Frage bestehen zwei unterschiedliche Denkans!tze: Nach der
sog. ReinvermÇgenszuwachstheorie gehÇrt jede Art von VermÇgensmehrung ohne
RÅcksicht auf ihren Ursprung zum Einkommen, also auch alle einmaligen VermÇgens-
mehrungen wie bspw. Erbschaften, Schenkungen oder Lotteriegewinne. Nach der sog.
Quellentheorie hingegen setzt sich das Einkommen nur aus den Ertr!gen dauernd flie-
ßender Ertragsquellen zusammen, bspw. aus Ertr!gen eines Betriebes (Gewinn), Ertr!-
gen der Arbeitskraft (Arbeitslohn), aus Grundbesitz (Miete bzw. Pacht) oder Kapitalver-
mÇgen (Zinsen und sonstige Kapitalertr!ge). Einmalige VermÇgensmehrungen hin-
gegen z!hlen nach der Quellentheorie nicht zum Einkommen.

Im EStG 1920 wurde der steuerliche Einkommensbegriff zun!chst aus der Reinver-
mÇgenszuwachstheorie abgeleitet. Mit dem Einkommensteuergesetz 1925 vom
10.8.1925 (RGBl 1925 I 189) wurde der Katalog der bis heute gÅltigen sieben Einkunfts-
arten eingefÅhrt, die in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 7 EStG abschließend aufgez!hlt werden.
Das bedeutet, dass die ESt ausschließlich VermÇgensmehrungen erfasst, die sich einer
dieser sieben Einkunftsarten zuordnen lassen.

In § 2 Abs. 1 EStG sind – seit 1934 unver!ndert – die folgenden sieben Einkunftsarten
aufgefÅhrt:

1. § 13 EStG: EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft,

2. § 15 EStG: EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb,

3. § 18 EStG: EinkÅnfte aus selbst!ndiger Arbeit,

4. § 19 EStG: EinkÅnfte aus nichtselbst!ndiger Arbeit,

5. § 20 EStG: EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen,

6. § 21 EStG: EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung,

7. § 22 EStG: sonstige EinkÅnfte.

Die zutreffende Unterscheidung einkommensteuerlich bedeutsamer VermÇgensmeh-
rungen von den nicht zu erfassenden Ertr!gen sowie die Abgrenzung der Einkunfts-
arten gegeneinander wird dadurch erleichtert, dass in den §§ 13 – 24 EStG festgelegt
ist, welche Arten von BezÅgen der jeweiligen Einkunftsart zuzurechnen sind. § 22 EStG
enth!lt auch fÅr die siebte Einkunftsart eine solche Aufz!hlung, durch die abschließend
geregelt wird, welche VermÇgensmehrungen im Rahmen der sonstigen EinkÅnfte an-
zusetzen sind. Damit ist klargestellt, dass nicht etwa – wie man aus dem Begriff „sons-
tige“ EinkÅnfte ableiten kÇnnte – jede VermÇgensmehrung, die in keine der ersten
sechs Einkunftsarten eingeordnet werden kann, zu den sonstigen EinkÅnften rechnet.
Aus den angesprochenen gesetzlichen Regelungen ergibt sich insbesondere auch, dass
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VermÇgensmehrungen durch Erbschaft, Schenkung oder Lotteriegewinne keiner der
sieben Einkunftsarten zuzurechnen sind und somit nicht der ESt unterliegen.

Um die einzelnen Einkunftsarten zutreffend gegeneinander abgrenzen zu kÇnnen, ist
im EStG bestimmt, dass Einnahmen nur dann zu den EinkÅnften aus KapitalvermÇgen,
Vermietung und Verpachtung oder zu den sonstigen EinkÅnften gehÇren, wenn sie
nicht schon bei einer anderen Einkunftsart zu erfassen sind (sog. Subsidiarit!tsklau-
seln). Wegen der Einzelheiten vgl. § 20 Abs. 8, § 21 Abs. 3, § 22 Nr. 1 Satz 1 u. Nr. 3 Satz 1
sowie § 23 Abs. 2 EStG.

BBEEIISSPPIIEELL 11:: P A erh!lt eine Dividende aus Aktien, die zu seinem gewerblichen BetriebsvermÇgen
z!hlen.

Es handelt sich zwar begrifflich um Einnahmen aus KapitalvermÇgen gem. § 20 Abs. 1 Nr. 1
EStG; die Subsidiarit!tsklausel des § 20 Abs. 8 EStG stellt aber klar, dass die Dividende vorran-
gig den EinkÅnften aus Gewerbebetrieb nach § 15 EStG zuzurechnen ist.

BBEEIISSPPIIEELL 22:: P Vermieter B erh!lt von seinem Mieter M Verzugszinsen wegen versp!teter Mietzah-
lungen.

Es handelt sich zwar begrifflich um Einnahmen aus KapitalvermÇgen gem. § 20 Abs. 1 Nr. 7
EStG; die Subsidiarit!tsklausel des § 20 Abs. 8 EStG stellt aber klar, dass die Zinsen vorrangig
den EinkÅnften aus Vermietung und Verpachtung nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 EStG zuzurechnen
sind.

(Einstweilen frei)

3.1.2 Begriff der EinkÅnfte

3.1.2.1 Abzug von den Bruttoertr!gen

Die nach Festlegung der Einkunftsarten zweite grundlegende Frage, die sich bei der
Festlegung des steuerlichen Einkommensbegriffs ergibt, betrifft den Umfang, in dem
Aufwendungen bei der Berechnung des Einkommens von den anzusetzenden Ver-
mÇgensmehrungen abgezogen werden dÅrfen.

Das EStG enth!lt hinsichtlich der Abzugsf!higkeit von Aufwendungen den Grundsatz,
dass sich bei jeder Einkunftsart nur diejenigen Aufwendungen auswirken dÅrfen, die
mit der Erzielung der Bruttobetr!ge aus der jeweiligen Einkunftsart zusammenh!ngen
(sog. Veranlassungsprinzip, vgl. § 9 Abs. 1 Satz 2 EStG fÅr den Bereich der Werbungskos-
ten). Bei gleich hohen Einnahmen kÇnnen die Aufwendungen, die notwendig waren,
um sie zu erzielen, bei den einzelnen steuerpflichtigen Personen unterschiedlich hoch
sein. Es entspricht daher der steuerlichen Gerechtigkeit, diese Aufwendungen individu-
ell steuermindernd zu berÅcksichtigen.

Da die Aufwendungen jeweils bei der Einkunftsart abzuziehen sind, bei der sie entstan-
den sind, versteht das EStG unter dem Ausdruck „EinkÅnfte“ den Reinertrag einer jeden
Einkunftsart.
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BBEEIISSPPIIEELL 11:: P Aus der Vermietung eines MietwohngrundstÅcks erzielt GrundstÅckseigentÅmer G
im Jahr 01 Mieteinnahmen von 15 000A. Die unmittelbar damit zusammenh!ngenden Auf-
wendungen betragen unter Einbeziehung der Geb!ude-AfA 4 000A.

G erzielt aus der Vermietung des MietwohngrundstÅcks EinkÅnfte aus Vermietung und Ver-
pachtung nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 i.V. m. § 21 Abs. 1 Nr. 1 EStG. Die EinkÅnfte betragen nach Abzug
der Werbungskosten (4 000A) von den Einnahmen (15 000A) 11 000A.

Wie aus § 2 Abs. 1 EStG hervorgeht, gilt der Ausdruck „EinkÅnfte“ fÅr alle Einkunfts-
arten. Dabei spielt es keine Rolle, ob das Reinergebnis aus einer Einkunftsart positiv
oder negativ ist. Verluste aus einer Einkunftsart kÇnnen somit auch als negative Ein-
kÅnfte bezeichnet werden.

BBEEIISSPPIIEELL 22:: P Wie Beispiel 1. Allerdings betragen die Mieteinnahmen nur 5 000A und die damit
zusammenh!ngenden Aufwendungen einschließlich der Geb!ude-AfA 8 000A.

G erzielt aus der Vermietung des MietwohngrundstÅcks nunmehr negative EinkÅnfte aus Ver-
mietung und Verpachtung nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 i.V. m. § 21 Abs. 1 Nr. 1 EStG von ./. 3 000A.

Der Begriff „EinkÅnfte“ hat im EStG nicht immer die gleiche Bedeutung. Zwar wird da-
mit im Allgemeinen das Gesamtergebnis aus einer der sieben Einkunftsarten bezeich-
net, das bei einer Steuerfestsetzung zu berÅcksichtigen ist, im Einzelfall kann jedoch
unter „EinkÅnften“ auch nur ein Teilergebnis aus einer Einkunftsart zu verstehen sein.

BBEEIISSPPIIEELL 33:: P Ein Gewerbetreibender erzielt im Jahr 01 aus seinem Betrieb einen laufenden Ge-
winn nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 EStG von 5 000A und einen steuerpflichtigen Ver!ußerungsgewinn
nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 EStG von 11 000A.

Die „EinkÅnfte“ aus Gewerbebetrieb belaufen sich auf insgesamt 16 000A. Zu den tarif-
begÅnstigten außerordentlichen „EinkÅnften“ im Sinne des § 34 Abs. 2 Nr. 1 EStG gehÇrt je-
doch nur der Ver!ußerungsgewinn von 11 000A.

In gleicher Weise kann der Begriff „EinkÅnfte“ auch in den Formulierungen der §§ 22 u.
34 Abs. 1 und Abs. 3 EStG nur fÅr das Teilergebnis einer Einkunftsart gelten.

Hat der Steuerpflichtige EinkÅnfte aus mehreren Einkunftsarten erzielt, so ist fÅr jede
Einkunftsart eine gesonderte Ermittlung erforderlich. Die vielf!ltigen Unterschiede bei
der Ermittlung der einzelnen Einkunftsarten, insbesondere die unterschiedlichen Rege-
lungen zum Umfang, in dem Aufwendungen abgezogen werden dÅrfen, zwingen zu
dieser getrennten Berechnung der EinkÅnfte fÅr jede Einkunftsart. Systematisch falsch
w!re es, die Einnahmen aus mehreren Einkunftsarten zusammenrechnen und die Sum-
me um s!mtliche mit diesen Einnahmen zusammenh!ngenden Aufwendungen zu ver-
mindern, da dies in vielen F!llen zu einer unrichtigen Steuerfestsetzung fÅhren wÅrde.

Wegen der EinkÅnfte im Einzelnen s. Kapitel 11 Einkunftsarten.

BBEEAACCHHTTEE

Weil das EStG je nach Einkunftsart unterschiedliche Ermittlungsvorschriften vorsieht,
sind die EinkÅnfte aus jeder Einkunftsart des § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 EStG im Rahmen ei-
ner ESt-Veranlagung zun!chst getrennt zu ermitteln. Danach sind die fÅr jede Ein-
kunftsart ermittelten Betr!ge zur Summe der EinkÅnfte zusammen zu rechnen
(vgl. § 2 Abs. 3 EStG). Eine Besonderheit gilt dabei fÅr EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen
nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 i.V. m. § 20 EStG. Diese sind nicht in die Summe der EinkÅnfte ein-
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zubeziehen, soweit sie nach § 32d Abs. 1 und § 43 Abs. 5 EStG der Abgeltungsteuer un-
terliegen (vgl. § 2 Abs. 5b EStG und Stichwort Abgeltungsteuer Rdn. 1932 ff.).

3.1.2.2 Keine EinkÅnfte bei Liebhaberei

Von den im Gesetz genannten Einkunftsarten setzen die EinkÅnfte aus Land- und Forst-
wirtschaft, aus Gewerbebetrieb, selbst!ndiger Arbeit und nichtselbst!ndiger Arbeit
i. d. R. eine entsprechende T!tigkeit des Steuerpflichtigen voraus. Ferner kÇnnen auch
sonstige EinkÅnfte i. S. des § 22 Nr. 3 EStG auf einer T!tigkeit beruhen, bspw. im Fall
von Provisionen aus gelegentlicher Vermittlungst!tigkeit. Der Zweck einer derartigen
T!tigkeit besteht in der Regel darin, einen finanziellen Gewinn zu erzielen.

In Ausnahmef!llen wird eine solche T!tigkeit aber auch in erster Linie deshalb aus-
geÅbt, weil sie dem Steuerpflichtigen Freude macht, unabh!ngig davon, ob er daraus
Ertr!ge erzielt oder Verluste erleidet. Ist Letzteres der Fall, wird also auf die Dauer gese-
hen kein finanzieller Gewinn angestrebt, so bezeichnet man die betreffende T!tigkeit
steuerlich als sog. „Liebhaberei“, mit der Folge, dass das Ergebnis – sei es nun positiv
oder negativ – einkommensteuerlich nicht berÅcksichtigt werden kann. § 2 Abs. 1 EStG,
der die Einkunftsarten abschließend aufz!hlt, setzt nach st!ndiger BFH-Rechtspre-
chung eine ernst gemeinte Beteiligung am Wirtschaftsleben voraus (BFH, Urteil v.
25.6.1984 - GrS 4/82, BStBl 1984 II S. 751). Diese wird nur bejaht, wenn der Steuer-
pflichtige auf Dauer gesehen beabsichtigt, positive EinkÅnfte aus der betreffenden Ein-
kunftsart zu erzielen. Oberster Zweck des EStG ist es n!mlich, dem Staat Einnahmen zu
verschaffen. Dementsprechend darf bei den einzelnen Einkunftsarten nur das Ergebnis
von T!tigkeiten erfasst werden, bei denen nicht von vornherein und bewusst st!ndige
Verluste in Kauf genommen werden.

Die Entscheidung, ob eine T!tigkeit als Liebhaberei anzusehen ist, wird in aller Regel
anhand von objektiven Merkmalen getroffen. Ist die T!tigkeit so gestaltet, dass nach
den Erkenntnissen der Betriebswirtschaftslehre auf die Dauer gesehen kein %berschuss
der Ertr!ge Åber die Aufwendungen zu erwarten ist, so handelt es sich um Liebhaberei
(BFH, Urteil v. 15.11.1984 - IV R 139/81, BStBl 1985 II S. 205). In der Praxis wird es oft
nur schwer mÇglich sein, mit Sicherheit vorauszusagen, ob ein positives Gesamtergeb-
nis erwartet werden kann. Deshalb ist ausschlaggebend, welcher Grad von Wahr-
scheinlichkeit fÅr die Erzielung positiver EinkÅnfte spricht. So hat der BFH bspw. ange-
nommen, dass trotz des Risikos aller ZÅchtungsversuche beim ZÅchten von Pflanzen
im Allgemeinen keine Liebhaberei, sondern eine ernsthafte Beteiligung am Wirtschafts-
leben vorliegt (BFH, Urteil v. 6.5.1954 - IV 221/53 U, BStBl 1954 III S. 197). Dagegen hat
das Gericht bei einem Kaufmann, der neben seinem Beruf ein landwirtschaftliches An-
wesen mit fremden Arbeitskr!ften betreibt, Åber 14 Jahre aber nur Verluste erwirt-
schaftete, Liebhaberei angenommen (BFH, Urteil v. 18.3.1976 - IV R 113/73, BStBl 1976
II S. 485).

Ist entsprechend der Wesensart einer T!tigkeit und nach der Art ihrer AusÅbung ein-
deutig Liebhaberei anzunehmen, so f!llt demgegenÅber die Einlassung des Steuer-
pflichtigen, er habe ernsthaft EinkÅnfte angestrebt, als subjektives Moment nicht mehr
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ins Gewicht. Nur in Grenzf!llen kÇnnen subjektive Merkmale indizielle Bedeutung er-
langen (vgl. auch BFH, Urteil v. 27.1.2000 - IV R 33/99, BStBl 2000 II S. 227).

Die Notwendigkeit, zwischen ernsthafter Beteiligung am Wirtschaftsleben und Lieb-
haberei zu unterscheiden, ergibt sich insbesondere bei den Einkunftsarten, die in Form
einer T!tigkeit ausgeÅbt werden. Am h!ufigsten kommt Liebhaberei im Bereich der
Land- und Forstwirtschaft vor. Typische Beispiele bilden das vorwiegend zu Erholungs-
zwecken erworbene Landgut eines Industriellen oder eine ausschließlich zu VergnÅ-
gungszwecken betriebene Jagd. Ebenso ist die T!tigkeit der Schreberg!rtnerei i. d. R.
Liebhaberei, genau wie eine kleine Pferdezucht, auch in Verbindung mit der Erteilung
von Reitunterricht, bei der der Hobbycharakter Åberwiegt (BFH, Urteil v. 17.3.1960 -
IV 193/58 U, BStBl 1960 III S. 324).

Im gewerblichen Bereich ist bspw. die Frage aufgeworfen worden, ob Sportanlagen, die
von Privatpersonen fÅr Çffentliche Massenveranstaltungen errichtet wurden, als Ge-
werbebetrieb oder als Liebhaberei anzusehen sind. Der BFH hat dazu entschieden, dass
es sich i. d. R. um Gewerbebetriebe handelt (BFH, Urteil v. 28.6.1955 - I 25/55 U, BStBl
1955 III S. 237).

Auch eine T!tigkeit, die bei ernsthafter Beteiligung am Wirtschaftsleben nach §§ 18
oder 19 EStG zu beurteilen w!re, kann im Ausnahmefall Liebhaberei darstellen.

BBEEIISSPPIIEELL 11:: P Ein Steuerpflichtiger, dessen wirtschaftliche Lage gesichert ist, bet!tigt sich als Vor-
tragsmeister. Infolge geringer VergÅtungen und h!ufiger Reisen hat er seit Jahren Verluste aus
dieser T!tigkeit erlitten. Auch in Zukunft sind Verluste zu erwarten.

Die Verluste dÅrfen nicht mit positiven EinkÅnften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen
werden, da es sich um Liebhaberei handelt.

BBEEIISSPPIIEELL 22:: P Ein vermÇgender Steuerpflichtiger ist als Dozent an einer technischen Hochschule
t!tig. Auf VergÅtung hat er verzichtet. Ein Zusammenhang der Lehrt!tigkeit mit einem Gewer-
bebetrieb oder einer freiberuflichen T!tigkeit des Steuerpflichtigen besteht nicht.

Die Aufwendungen, die im Rahmen der Lehrt!tigkeit anfallen, kÇnnen nicht als Verluste aus
§ 19 EStG berÅcksichtigt werden, weil die T!tigkeit als Liebhaberei zu werten ist.

Es kann jeweils nur einheitlich fÅr die gesamte T!tigkeit entschieden werden, ob eine
ernst gemeinte Beteiligung am Wirtschaftsleben vorliegt. Verneint man diese, so muss
das gesamte Ergebnis der T!tigkeit einkommensteuerlich außer Betracht bleiben. Hat
man aber bejaht, dass EinkÅnfte ernsthaft angestrebt werden, so kommt es grunds!tz-
lich auf die Notwendigkeit, Angemessenheit und Zweckm!ßigkeit von Aufwendungen
im Zusammenhang mit den betreffenden EinkÅnften nicht an. Abgesehen von den ge-
setzlichen Einschr!nkungen des § 4 Abs. 4a, Abs. 5, Abs. 5b, Abs. 6 und Abs. 7 EStG kann
sich eine Begrenzung des Abzugs dann allenfalls aus § 12 EStG ergeben. Mit § 4 Abs. 4
EStG u. § 9 EStG ist es jedoch nicht vereinbar, in einem solchen Falle einzelne Aufwen-
dungen mit der BegrÅndung vom Abzug auszuschließen, es handele sich um Liebhabe-
rei.

In der Praxis liegt das Problem vielfach in der Abgrenzung zwischen subjektiven Vortr!-
gen des Steuerpflichtigen einerseits und objektiven Merkmalen fÅr das Vorliegen der
Einkunftserzielungsabsicht andererseits. In Zweifelsf!llen beobachtet die Finanzverwal-
tung die Einkunftsentwicklung Åber mehrere Jahre und versucht darÅber hinaus, durch
gezielte Fragestellungen die Motivation des Steuerpflichtigen zu erkennen. Die Befra-
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gung zum Beispiel nach Werbemaßnahmen, Kalkulationen und Gewinnprognosen, Re-
aktionen auf st!ndige Verluste, Gestaltung des Gesch!ftssitzes, &ffnungszeiten, Wa-
renbest!nden und nach der Zahl der Angestellten dient dazu, das Vorhandensein der
Einkunftserzielungsabsicht anhand objektiver Kriterien zu ÅberprÅfen.

Obwohl die EinkÅnfte aus § 21 EStG nicht auf einer T!tigkeit, sondern auf einem
Rechtsverh!ltnis beruhen, ist auch bei der Vermietung und Verpachtung von GrundstÅ-
cken in vielen F!llen zu prÅfen, ob es sich hierbei um Liebhaberei handelt (BFH, Urteil v.
14.12.1976 - VIII R 99/72, BStBl 1977 II S. 305; BFH, Urteil v. 25.6.1984 - GrS 4/82, BStBl
1984 II S. 751). Die Notwendigkeit, dies zu entscheiden, stellt sich insbesondere bei
nicht auf Dauer angelegter Vermietungst!tigkeit, bei Zweit- oder Ferienwohnungen so-
wie bei der verbilligten Vermietung an nahe AngehÇrige (BFH, Urteil v. 21.10.1980 -
VIII R 81/79, BStBl 1981 II S. 452).

Bei einer auf Dauer angelegten Vermietung und Verpachtung kann nach dem BFH, Ur-
teil v. 30.9.1997 - IX R 80/94 (BStBl 1998 II S. 771) grunds!tzlich davon ausgegangen
werden, dass Einkunftserzielungsabsicht gegeben ist. Dies gilt nur dann nicht, wenn
besondere Umst!nde gegen das Vorliegen einer Einkunftserzielungsabsicht sprechen
(z. B. bei Mietkaufmodellen oder Bauherrenmodellen mit RÅckkaufangebot oder Ver-
kaufsgarantie) oder die Art der Nutzung fÅr sich allein Beweisanzeichen fÅr eine pri-
vate, nicht mit der Einkunftserzielung zusammenh!ngende Veranlassung ist (z. B. bei
einer Ferienwohnung). Nur in derartigen Ausnahmef!llen muss festgestellt werden, ob
w!hrend der voraussichtlichen VermÇgensnutzung (Prognosezeitraum) ein %berschuss
der Einnahmen Åber die Werbungskosten zu erreichen ist.

Die typisierende Annahme einer Einkunftserzielungsabsicht gilt nach dem BFH, Be-
schluss v. 25.3.2003 (IX B 2/03, BStBl 2003 II S. 479) nicht fÅr die dauerhafte Verpach-
tung von unbebautem Grundbesitz. Mit Urteil vom 28.11.2007 (IX R 9/06, BStBl 2008 II
S. 515) best!tigt der BFH sein o.a. Urteil vom 25.3.2003 und fÅhrt weiter aus, dass der
Prognosezeitraum bei der Verpachtung von unbebautem Grundbesitz 30 Jahre betr!gt.
Erg!nzend zum Urteil vom 28.11.2007 hat der BFH mit Urteil vom 26.11.2008
(IX R 67/07, BStBl 2009 II S. 370) entschieden, dass in F!llen, in denen ein bebautes
GrundstÅck aufgrund eines einheitlichen Mietvertrags zusammen mit einem unbebau-
ten GrundstÅck vermietet wird, die § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG zugrundeliegende Typi-
sierung der Einkunftserzielungsabsicht bei auf Dauer angelegter Vermietungst!tigkeit
grunds!tzlich nicht fÅr die Vermietung des unbebauten GrundstÅcks gilt.

Zur %berschusserzielungsabsicht bei auf Dauer angelegter Vermietung und Verpach-
tung sowie zur einkommensteuerrechtlichen Behandlung von Ferienwohnungen neh-
men die BMF-Schreiben vom 14.10.2002 (BStBl 2002 I S. 1039) und vom 8.10.2004
(BStBl 2004 I S. 933) Stellung. In F!llen der verbilligten %berlassung einer Wohnung zu
Wohnzwecken ist § 21 Abs. 2 EStG zu beachten (vgl. hierzu Rdn. 1989 f.).

Auch in folgenden weiteren Entscheidungen hat der BFH zur Frage der Liebhaberei
bzw. Einkunftserzielungsabsicht Stellung genommen:
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" Nachweis der Einkunftserzielungsabsicht bei einer nach Selbstnutzung leerstehen-
den Wohnung (BFH 28.10.2008 IX R 1/07, BStBl 2009 II 848),

" Einkunftserzielungsabsicht bei Verpachtung von beweglichem BetriebsvermÇgen
(BFH, Urteil v. 28.10.2008 - IX R 51/07, BFH/NV 2009 157).

" objektbezogene PrÅfung der Einkunftserzielungsabsicht (BFH, Urteil v. 1.4.2009 -
IX R 39/08, BStBl 2009 II S. 776 u. BFH, Urteil v. 9.10.2013 - IX R 2/13, BStBl 2014 II
S. 527),

" Einkunftserzielungsabsicht bei Ferienwohnungen (BFH, Urteil v. 16.4.2013 -
IX R 26/11, BStBl 2013 II S. 613),

" Aufgabe der Vermietungsabsicht bei langj!hrigem Leerstand einer Wohnung (BFH,
Urteil v. 12.6.2013 - IX R 38/12, BStBl 2013 II S. 1013) sowie

" Einkunftserzielungsabsicht bei strukturell bedingtem Leerstand von Wohnungen
(BFH, Urteil v. 9.7.2013 - IX R 48/12, BStBl 2013 II S. 693).

3.1.3 Steuerfreie Betr!ge i. S. der §§ 3 bis 3c EStG

3.1.3.1 Allgemeines

Nicht alle VermÇgensmehrungen, die dem Grunde nach unter eine der sieben Ein-
kunftsarten subsumiert werden kÇnnen, unterliegen auch tats!chlich der ESt. Vielmehr
hat der Gesetzgeber in den §§ 3 bis 3c EStG geregelt, dass bestimmte VermÇgensmeh-
rungen steuerfrei bleiben, selbst wenn sie grunds!tzlich einer Einkunftsart zugerechnet
werden kÇnnen (sog. sachliche Steuerbefreiungen). Urs!chlich dafÅr sind insbesondere
sozial- und kulturpolitische GrÅnde sowie bilaterale Vereinbarungen, weitere Steuerbe-
freiungen dienen der Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens.

Die Steuerfreiheit der in §§ 3 bis 3c EStG genannten Einnahmen besteht unabh!ngig
davon, inwieweit die jeweiligen Einnahmen einer Einkunftsart zugeordnet werden kÇn-
nen. Obwohl man fÅr viele steuerfreie Einnahmen theoretisch eine solche Zuordnung
treffen kÇnnte, werden steuerfreie Einnahmen und damit zusammenh!ngenden Aus-
gaben nicht als „EinkÅnfte“ i. S. des EStG angesehen. Sie sind auch insoweit nicht zu be-
rÅcksichtigen, als bestimmte oder alle „EinkÅnfte“ Voraussetzung oder Bemessungs-
grundlage fÅr eine Steuererm!ßigung sind (BFH, Urteil v. 14.1.1972 - VI R 30/69, BStBl
1972 II S. 341; BFH, Urteil v. 18.3.1983 - VI R 172/79, BStBl 1983 II S. 475). Im Ergebnis
bedeutet das also, dass eine Steuerbefreiung die entsprechende „Quelle“ dem gesam-
ten Anwendungsbereich des EStG entzieht (vgl. Rdn. 56).

Die %berschrift vor § 3 EStG lautet: „Steuerfreie Einnahmen“. Dennoch darf aus der Befrei-
ung bestimmter „Einnahmen“ nicht gefolgert werden, dass mit diesen Einnahmen zusam-
menh!ngende Aufwendungen bei der betreffenden Einkunftsart abgezogen werden kÇn-
nen. Vielmehr stellt § 3c Abs. 1 EStG klar, dass Betriebsausgaben oder Werbungskosten in-
soweit nicht abzugsf!hig sind, als sie in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang
mit steuerfreien Einnahmen stehen. Sonderregelungen beinhalten die Steuerbefreiungs-
vorschriften nach § 3 Nr. 40, Nr. 40a und Nr. 70 EStG, in denen die dort genannten EinkÅnf-
te nicht vollst!ndig, sondern nur zu 40 % steuerfrei gestellt werden. Konsequenterweise
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kÇnnen auch die mit diesen EinkÅnften in Zusammenhang stehenden Aufwendungen
und Abzugsbetr!ge nach den korrespondierenden Vorschriften des § 3c Abs. 2 bzw. Abs. 3
EStG nur zu 60 % in Abzug gebracht werden (sog. TeileinkÅnfteverfahren).

Obwohl § 3 EStG missverst!ndlich nur von steuerfreien „Einnahmen“ spricht, sind die
in den §§ 3 und 3b EStG aufgez!hlten BezÅge selbstverst!ndlich auch dann steuerfrei,
wenn sie im Rahmen eines Betriebs anfallen, es sich also begrifflich um Betriebsein-
nahmen handelt. Die Bedeutung der Steuerbefreiungen liegt insbesondere darin, dass
die fÅr steuerfrei erkl!rten Betriebseinnahmen oder Einnahmen sich in vielen F!llen
zwar in eine Einkunftsart einordnen lassen, bei der Berechnung der EinkÅnfte aber
nicht erfasst werden. Unter Einnahmen i. S. des § 2 Abs. 2 EStG sind folglich nur steuer-
pflichtige Einnahmen zu verstehen. Steuerfreie Betr!ge wirken sich somit weder auf
die HÇhe der EinkÅnfte, noch auf die HÇhe des Gesamtbetrags der EinkÅnfte, des Ein-
kommens und des zu versteuernden Einkommens aus. Zur Einbeziehung bestimmter
steuerfreier Einnahmen bei der Ermittlung des Steuersatzes im Rahmen des Progressi-
onsvorbehalts nach § 32b EStG vgl. Rdn. 2388 ff.

Wie in § 2 Abs. 2 EStG sind unter Einnahmen i. S. d. Vorschrift des § 9a EStG ebenfalls
nur steuerpflichtige Betr!ge zu verstehen. Daraus folgt, dass der Abzug von Pausch-
betr!gen fÅr Werbungskosten nach § 9a EStG nicht in Frage kommt, wenn nur steuer-
freie Einnahmen erzielt werden.

Die Vorschriften der §§ 3 bis 3c EStG beinhalten keine abschließende Aufz!hlung der
sachlichen Steuerbefreiungen im Einkommensteuerrecht. Da auch eine Systematisie-
rung kaum mÇglich ist, soll nachfolgend lediglich ein %berblick Åber die wichtigsten
Steuerbefreiungen gegeben werden.

3.1.3.2 Steuerbefreiung bestimmter Versicherungsleistungen

3.1.3.2.1 Leistungen aus einer Kranken- oder Pflegeversicherung (§ 3 Nr. 1 Buchst. a
EStG)

Unter die nach § 3 Nr. 1 Buchst. a EStG steuerfreien Bar- und Sachleistungen (H 3.1 „All-
gemeines“ EStH) aus einer gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung sowie aus
einer entsprechenden Pflegeversicherung fallen insbesondere die Zahlung von Kran-
kengeld sowie die Erstattung von Krankheitskosten durch die gesetzliche oder private
Krankenversicherung. Zu den Krankenversicherungen in diesem Sinne gehÇren auch
Krankenhaustagegeld- und Krankentagegeldversicherungen (BFH, Urteil v. 22.5.1969 -
IV R 144/68, BStBl 1969 II S. 489). Steuerfrei sind gem. H 3.1 „Krankenversicherung“ ESt-
H auch Leistungen aus einer ausl!ndischen Krankenversicherung (BFH, Urteil v.
26.5.1998 - VI R 9/96, BStBl 1998 II S. 581).

BBEEIISSPPIIEELL:: P Der Gewerbetreibende A hat auf freiwilliger Basis eine Krankenversicherung und eine
Krankentagegeldversicherung abgeschlossen. Mit den Leistungen aus der Krankentagegeldver-
sicherung will er im Krankheitsfall einen Teil seiner Betriebsausgaben abdecken. Anl!sslich ei-
nes Krankenhausaufenthaltes sind ihm Aufwendungen fÅr Arzt- und Krankenhauskosten in
HÇhe von 5 000A entstanden. Diese Aufwendungen werden von der Krankenversicherung er-
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stattet. DarÅber hinaus erh!lt A aus seiner Krankentagegeldversicherung einen Betrag von
1 000A, weil er w!hrend des Krankenhausaufenthaltes arbeitsunf!hig war.

Sowohl die Leistungen aus der Krankenversicherung als auch die Leistungen aus der Kranken-
tagegeldversicherung sind steuerfrei gem. § 3 Nr. 1 Buchst. a EStG. Auch die Tatsache, dass A
mit den Leistungen aus der Krankentagegeldversicherung Betriebsausgaben abdecken wollte
und somit ein mittelbarer Zusammenhang mit den EinkÅnften aus Gewerbebetrieb gegeben
ist, !ndert nichts an der Steuerfreiheit der Erstattungen.

3.1.3.2.2 Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung (§ 3 Nr. 1 Buchst. a EStG)

Zu den nach § 3 Nr. 1 Buchst. a EStG steuerfreien Leistungen gehÇren auch Bar- und
Sachleistungen (H 3.1 „Allgemeines“ EStH) aus der gesetzlichen Unfallversicherung, un-
abh!ngig davon, ob die Barleistungen als Einmalbetrag oder in Form einer Rente ge-
zahlt werden. Die Steuerfreiheit kommt gem. H 3.1 „Unfallversicherung“ EStH auch fÅr
entsprechende Leistungen aus einer ausl!ndischen gesetzlichen Unfallversicherung in
Betracht (BFH, Urteil v. 7.8.1959 - VI 299/57 U, BStBl 1998 III S. 462). Dagegen gehÇren
Renten aus einer privaten Unfallversicherung zu den sonstigen EinkÅnften und sind
gem. § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a Doppelbuchst. bb EStG mit dem Ertragsanteil zu versteu-
ern.

BBEEIISSPPIIEELL:: P B ist bei einem Verkehrsunfall von Unfallverursacher C so schwer verletzt worden,
dass er einige Zeit arbeitsunf!hig krank war. Die Versicherung des C zahlt an B neben den
Krankheitskosten eine Entsch!digung fÅr entgangenen Verdienst in HÇhe von 10 000A. Außer-
dem erh!lt B aus einer privat abgeschlossenen Unfallversicherung eine Einmalzahlung von
5 000A. Die Beitr!ge zu der Unfallversicherung hatte B als Sonderausgaben abgezogen.

Die Entsch!digung seitens der Versicherung des C steht, soweit damit die Krankheitskosten
abgedeckt werden, nicht im Zusammenhang mit irgendwelchen EinkÅnften. Eine Steuerbefrei-
ung braucht daher nicht geprÅft zu werden.

Auch die Einmalzahlung aus der privaten Unfallversicherung des B fÅhrt nicht zu einkommen-
steuerlich relevanten Einnahmen, weil es sich um eine einmalige Geldleistung handelt, die
nicht zu EinkÅnften i. S. des § 2 EStG fÅhrt.

Dagegen fÅhrt die Entsch!digung fÅr entgangenen Verdienst zu EinkÅnften i. S. des
§ 24 Nr. 1 Buchst. a EStG. Eine Steuerbefreiung greift insoweit nicht ein, weil es sich um eine
Entsch!digung aus einer Haftpflichtversicherung, allenfalls aus einer Unfallversicherung des C
handelt, die nicht gesetzliche Unfallversicherung des B ist.

3.1.3.2.3 Sachleistungen und KinderzuschÅsse aus der gesetzlichen
Rentenversicherung einschließlich Sachleistungen nach dem Gesetz Åber
die Alterssicherung der Landwirte (§ 3 Nr. 1 Buchst. b EStG)

Tr!ger der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland ist die Deutsche Rentenver-
sicherung. FÅr Selbst!ndige in den Bereichen Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau
sowie fÅr AngehÇrige dieses Personenkreises ist die Sozialversicherung fÅr Landwirt-
schaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) zust!ndig. Steuerfrei nach § 3 Nr. 1 Buchst. b
EStG sind nur Sachleistungen, die nach SGB VI bzw. nach dem Gesetz Åber die Alters-
sicherung der Landwirte erbracht werden, nicht dagegen die aus den gesetzlichen Ren-
tenversicherungen in Form von Barleistungen gezahlten Renten. Diese unterliegen als
sonstige EinkÅnfte nach § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a Doppelbuchst. aa EStG mit ihrem Be-
steuerungsanteil der ESt. KinderzuschÅsse, die als Zuschlag zur Rente aus der gesetzli-
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chen Rentenversicherung gezahlt werden, sind dagegen nach § 3 Nr. 1 Buchst. b EStG
steuerfrei.

3.1.3.3 Leistungen zur ArbeitsfÇrderung (§ 3 Nr. 2 EStG)

Zu den steuerfreien Leistungen zur ArbeitsfÇrderung nach dem SGB III gehÇren ins-
besondere das Arbeitslosengeld, das Teilarbeitslosengeld, das Kurzarbeitergeld, der Zu-
schuss zum Arbeitsentgelt, das %bergangsgeld, der GrÅndungszuschuss sowie die Åbri-
gen Leistungen nach dem SGB III und entsprechenden Programmen des Bundes und
der L!nder, soweit sie Arbeitnehmern oder Arbeitsuchenden oder zur FÇrderung der
Aus- oder Weiterbildung oder ExistenzgrÅndung der Empf!nger gew!hrt werden
(§ 3 Nr. 2 Buchst. a EStG). ZuschÅsse zur FÇrderung von ExistenzgrÅndern aus Mitteln
des Europ!ischen Sozialfonds und aus Landesmitteln sind gem. H 3.2 „ExistenzgrÅnder-
zuschuss“ EStH nicht steuerfrei, wenn sie nicht der Aufstockung des %berbrÅckungsgel-
des nach SGB III dienen (vgl. BFH, Urteil vom 26. 6. 2002, BStBl 2002 II S. 697).

Außerdem sind nach § 3 Nr. 2 EStG steuerfrei:

" das Insolvenzgeld und Leistungen auf Grund der in §§ 169, 175 Abs. 2 SGB III ge-
nannten AnsprÅche sowie Zahlungen des Arbeitgebers an einen Sozialleistungstr!-
ger auf Grund des gesetzlichen ForderungsÅbergangs nach § 115 Abs. 1 SGB X,
wenn ein Insolvenzereignis nach § 165 SGB III vorliegt (§ 3 Nr. 2 Buchst. b EStG),

" die Arbeitslosenbeihilfe nach dem Soldatenversorgungsgesetz (§ 3 Nr. 2 Buchst. c
EStG),

" Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts und zur Eingliederung in Arbeit
nach SGB II (§ 3 Nr. 2 Buchst. d EStG) sowie

" mit den in § 3 Nr. 1 bis Nr. 2 Buchst. d und Nr. 67 Buchst. b EStG genannten Leistun-
gen vergleichbare Leistungen ausl!ndischer Rechtstr!ger, die ihren Sitz in einem
Mitgliedstaat der Europ!ischen Union, in einem Staat, auf den das Abkommen Åber
den Europ!ischen Wirtschaftsraum Anwendung findet oder in der Schweiz haben
(§ 3 Nr. 2 Buchst. e EStG).

Die nach § 3 Nr. 2 EStG steuerfreien Leistungen unterliegen grunds!tzlich dem Progres-
sionsvorbehalt nach § 32b EStG (vgl. Rdn. 2388 ff.).

Zahlungen nach dem SGB III, die dem Arbeitgeber zufließen, sind nicht nach § 3 Nr. 2
EStG steuerbefreit. Dies gilt auch fÅr aus dem Ausland bezogenes Arbeitslosengeld. Es
handelt sich dabei um wiederkehrende BezÅge i. S. d. § 22 Nr. 1 EStG, die ggf. nach dem
DBA mit dem jeweiligen ausl!ndischen Staat steuerfrei sein kÇnnen (R 3.2 EStR).

Das nach SGB II gezahlte sog. Arbeitslosengeld II (besser bekannt unter der Bezeich-
nung „Hartz IV“) dient der Sicherung des Existenzminimums und steht nicht im Zu-
sammenhang mit einer Einkunftsart. Es unterliegt somit – auch ohne gesetzliche Steu-
erbefreiungsvorschrift – weder der Einkommensbesteuerung noch findet der Progressi-
onsvorbehalt Anwendung.
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3.1.3.4 Kapitalabfindungen und Beitragserstattungen (§ 3 Nr. 3
Buchst. a bis d EStG)

Steuerfrei sind Rentenabfindungen, Beitragserstattungen, Kapitalabfindungen und
Ausgleichszahlungen, soweit sie nach den Bestimmungen des SGB aus der Deutschen
Rentenversicherung, aus der Knappschaftsversicherung oder aufgrund beamtenrecht-
licher Bestimmungen des Bundes und der L!nder, insbesondere nach dem Beamtenver-
sorgungs- bzw. Soldatenversorgungsgesetz gezahlt werden. DarÅber hinaus fallen
auch entsprechende Leistungen aus berufsst!ndischen Versorgungseinrichtungen un-
ter die Steuerbefreiung. Nicht darunter fallen hingegen laufende BezÅge, die aufgrund
der genannten Bestimmungen gezahlt werden, wie bspw. Beamtenpensionen, die nach
§§ 19 Abs. 1 Nr. 2, 19 Abs. 2 Nr. 1 EStG der Besteuerung unterliegen.

3.1.3.5 Beihilfen und ZuschÅsse zur Abmilderung der Belastungen
aufgrund der Coronakrise (§ 3 Nr. 11a EStG)

Steuerfrei nach § 3 Nr. 11a EStG sind Beihilfen und UnterstÅtzungen bis zu einem Be-
trag von 1.500A, die der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer in Form von ZuschÅssen
und SachbezÅgen gew!hrt. Voraussetzung fÅr die Steuerbefreiung ist, dass die Zuwen-
dungen zur Abmilderung der zus!tzlichen Belastungen aufgrund der Corona-Krise und
zus!tzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn (vgl. § 8 Abs. 4 EStG) geleistet wer-
den. Der Arbeitgeber hat die steuerfreien Leistungen im Lohnkonto aufzuzeichnen.

Die SteuerbegÅnstigung wurde durch das Corona-Steuerhilfegesetz vom 19.6.2020
(BGBl 2020 I 1385) eingefÅhrt und war ursprÅnglich auf Beihilfen und UnterstÅtzungen
befristet, die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer in der Zeit vom 01.03. bis 31.12.2020
gew!hrt hat. Durch das Jahressteuergesetz 2020 vom 21.12.2020 (BGBl 2020 I 3096)
wurde der BegÅnstigungszeitraum zun!chst bis zum 30.6.2021 und durch das Gesetz
vom 2.6.2021 (BGBl 2021 I 1259) nochmals bis zum 31.03.2022 verl!ngert. Im zu der
Steuerbefreiungsvorschrift ergangenen BMF-Schreiben vom 26.10.2020 (BStBl 2020 I
S. 1227) stellt die Finanzverwaltung klar, dass § 3 Nr. 11a EStG als „lex specialis“ Vor-
rang vor der Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 11 EStG hat. Auch andere Steuerbefreiungen,
BewertungsvergÅnstigungen oder PauschalbesteuerungsmÇglichkeiten bleiben unbe-
rÅhrt und kÇnnen neben § 3 Nr. 11a EStG gew!hrt werden. ZuschÅsse des Arbeitgebers
zum Kurzarbeitergeld sind nach § 3 Nr. 28a EStG begÅnstigt und fallen grunds!tzlich
nicht unter die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 11a EStG.

3.1.3.6 Ersatz von Reisekosten-, Kosten doppelter HaushaltsfÅhrung
und Umzugskosten (§ 3 Nr. 13 u. 16 EStG)

Werden einem Arbeitnehmer im Çffentlichen Dienst Reisekosten, Kosten einer doppel-
ten HaushaltsfÅhrung (Trennungsgeld) oder Umzugskosten aus Çffentlichen Kassen er-
setzt, so sind diese VergÅtungen grunds!tzlich steuerfrei nach § 3 Nr. 13 EStG. Die Steu-
erbefreiung gilt jedoch nur insoweit, als die nach den einschl!gigen einkommensteuer-
lichen Vorschriften als Werbungskosten abzugsf!higen Betr!ge nicht Åberschritten
werden. Insbesondere dÅrfen die steuerfreien VergÅtungen die nach § 9 Abs. 4a EStG
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maßgebenden Pauschbetr!ge fÅr Verpflegungsmehraufwand nicht Åbersteigen, vom
Arbeitgeber gezahlte Trennungsgelder sind nur bis zu den nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5
EStG im Rahmen einer doppelten HaushaltsfÅhrung abziehbaren Aufwendungen steu-
erfrei (vgl. R 3.13 LStR). So kÇnnen bspw. Aufwendungen fÅr Familienheimfahrten im
Rahmen einer doppelten HaushaltsfÅhrung nur fÅr eine Familienheimfahrt wÇchent-
lich mit der Entfernungspauschale von 0,30A und ab dem 21. Kilometer 0,35A (2021
bis 2023) bzw. 0,38A (2024 bis 2026) je vollem Entfernungskilometer steuerfrei ersetzt
werden (vgl. § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 S!tze 5 und 6 EStG).

Analog zu § 3 Nr. 13 EStG werden gem. § 3 Nr. 16 EStG auch VergÅtungen an Arbeitneh-
mer außerhalb des Çffentlichen Dienstes zur Erstattung von Reisekosten, Umzugskos-
ten oder Mehraufwendungen bei doppelter HaushaltsfÅhrung steuerfrei gestellt, so-
weit die nach § 9 EStG als Werbungskosten abziehbaren Aufwendungen nicht Åber-
schritten werden.

3.1.3.7 ZuschÅsse zur Krankenversicherung von Rentnern (§ 3 Nr. 14
EStG)

Steuerfrei nach § 3 Nr. 14 EStG sind Zuzahlungen eines Tr!gers der gesetzlichen Renten-
versicherung zu den Beitr!gen von Rentnern zu deren Krankenversicherung, unabh!n-
gig davon ob diese Leistungen in Form von ZuschÅssen zur privaten Krankenversiche-
rung oder nach § 249a SGB V als Anteile an den Beitr!gen zur gesetzlichen Krankenver-
sicherung geleistet werden.

3.1.3.8 ZuschÅsse fÅr Fahrten zwischen Wohnung und erster
T!tigkeitsst!tte (§ 3 Nr. 15 EStG)

Durch das Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausf!llen beim Handel mit Waren
im Internet und zur 'nderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 11.12.2018
(BGBl 2018 I 2338) werden ab VZ 2019 zus!tzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn (vgl. § 8 Abs. 4 EStG) gew!hrte Arbeitgeberleistungen zu den Aufwendungen des
Arbeitnehmers fÅr die Nutzung Çffentlicher Verkehrsmittel im Linienverkehr fÅr Fahr-
ten zwischen Wohnung und erster T!tigkeitsst!tte steuerfrei gestellt. Das gleiche gilt
fÅr Fahrten des Arbeitnehmers zu einem Sammelpunkt bzw. zu einem weitr!umigen
T!tigkeitsgebiet i. S. d. § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 3 EStG, die nach den Grunds!tzen der
Entfernungspauschale berÅcksichtigt werden. DarÅber hinaus wird die SteuerbegÅns-
tigung auch fÅr private Fahrten im Çffentlichen Personennahverkehr gew!hrt. Die Vor-
schrift soll zu einer Minderung der Umweltbelastung und des Energieverbrauchs fÅh-
ren, indem fÅr die Arbeitnehmer Anreize zur Nutzung Çffentlicher Verkehrsmittel ge-
schaffen werden.

Die Steuerbefreiung gilt fÅr SachbezÅge in Form der unentgeltlichen oder verbilligten
ZurverfÅgungstellung von Fahrausweisen durch den Arbeitgeber, fÅr ZuschÅsse des Ar-
beitgebers zum Erwerb von Fahrausweisen sowie fÅr entsprechende Leistungen Dritter,
die mit RÅcksicht auf das Dienstverh!ltnis erbracht werden. Sie ist darÅber hinaus auch
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in F!llen anwendbar, in denen der Arbeitgeber nur mittelbar (z. B. durch Abschluss ei-
nes Rahmenabkommens) an der Vorteilsgew!hrung beteiligt ist.

Nicht von der Steuerbefreiung erfasst werden Arbeitgeberleistungen zu Taxifahrten
oder zur Nutzung des Luftverkehrs sowie ZuschÅsse und SachbezÅge, die durch Um-
wandlung des ohnehin geschuldeten Arbeitslohns finanziert werden; auch die private
Nutzung Çffentlicher Verkehrsmittel außerhalb des Çffentlichen Personennahverkehrs
ist nicht begÅnstigt.

Die steuerfreien Leistungen werden gem. § 3 Nr. 15 Satz 3 EStG auf die Entfernungspau-
schale nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 EStG angerechnet.

3.1.3.9 Steuerbefreiung fÅr Weiterbildungsleistungen (§ 3 Nr. 19
EStG)

Mit der EinfÅhrung des § 3 Nr. 19 EStG durch das Jahressteuergesetz 2019 vom
12.12.2019 (BGBl. 2019 I 2451) werden bestimmte Weiterbildungsleistungen des Ar-
beitgebers zugunsten seiner Arbeitnehmer ab VZ 2019 steuerfrei gestellt. Vorausset-
zung ist, dass es sich entweder um Maßnahmen nach § 82 Abs. 1 bzw. Abs. 2 SGB III
oder um Maßnahmen zur Verbesserung der Besch!ftigungsf!higkeit des Arbeitneh-
mers handelt. Die Steuerbefreiung ist jedoch ausgeschlossen, wenn die Weiterbil-
dungsleistungen Åberwiegend Belohnungscharakter haben.

In der ab VZ 2020 gÅltigen Neufassung des § 3 Nr. 19 EStG (Jahressteuergesetz 2020
vom 21.12.2020, BGBl 2020 I 3096) wurde erg!nzt, dass auch Weiterbildungsleistun-
gen auf Veranlassung des Arbeitgebers von einem Dritten steuerfrei erbracht werden
kÇnnen. Außerdem fallen Beratungsleistungen zur beruflichen Neuorientierung des Ar-
beitnehmers bei Beendigung des Dienstverh!ltnisses unter die Steuerbefreiung.

3.1.3.10 Steuerbefreiungen fÅr nebenberufliche T!tigkeiten (§ 3
Nr. 26, 26a, 26b EStG)

3.1.3.10.1 Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26 EStG ("bungsleiterpauschale)

3.1.3.10.1.1 Allgemeines

Einnahmen aus folgenden nebenberuflichen T!tigkeiten werden nach § 3 Nr. 26 EStG
bis zur HÇhe von j!hrlich 2 400A bzw. ab VZ 2021 bis zur HÇhe von j!hrlich 3 000A
steuerfrei gestellt:

" T!tigkeiten als %bungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder einer vergleichbaren
nebenberuflichen T!tigkeit,

" kÅnstlerische T!tigkeiten oder

" Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen

Voraussetzung fÅr die Steuerbefreiung ist, dass die betreffende T!tigkeit im Dienst
oder Auftrag einer juristischen Person des Çffentlichen Rechts, die in einem Mitglieds-
staat der EU, einem EWR-Staat oder in der Schweiz ans!ssig ist, oder einer dort ans!ssi-

45

EinkÅnfte und Gesamtbetrag der EinkÅnfte KK AA PP II TT EE LL 33

95c

96



gen unter § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG fallenden Einrichtung zur FÇrderung gemeinnÅtziger,
mildt!tiger und kirchlicher Zwecke ausgeÅbt wird.

3.1.3.10.1.2 BegÅnstigte T!tigkeiten

Einheitliches Merkmal der begÅnstigten T!tigkeiten als %bungsleiter, Ausbilder, Erzie-
her oder Betreuer ist, dass durch persÇnlichen Kontakt Einfluss auf andere Menschen
genommen wird, um dadurch deren geistige und kÇrperliche F!higkeiten zu entwickeln
und zu fÇrdern. Gemeinsames Kriterium der begÅnstigten T!tigkeiten ist daher die p!-
dagogische Ausrichtung.

Unter die Steuerbefreiung fallen bspw. die T!tigkeit eines Sporttrainers, Chorleiters, Or-
chesterdirigenten, die Lehr- und Vortragst!tigkeit im Rahmen der Allgemeinbildung
und Ausbildung sowie die DurchfÅhrung von Kursen und Vortr!gen an Schulen und
Volkshochschulen (z. B. Erste-Hilfe-Kurs, Erteilung von Schwimmunterricht etc.). Auch
fÅr Personen, die betreuend im Jugend- und Sportbereich gemeinnÅtziger Vereine t!tig
werden wie bspw. Jugendleiter, Ferienbetreuer oder Schulwegbegleiter kommt die
%bungsleiterpauschale in Betracht.

Im Bereich der nebenberuflichen kÅnstlerischen T!tigkeit sind an den Begriff „kÅnst-
lerisch“ dieselben strengen Anforderungen zu stellen wie an die hauptberufliche kÅnst-
lerische T!tigkeit im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG.

Nicht nach § 3 Nr. 26 EStG begÅnstigt sind bspw. T!tigkeiten als Vorstandsmitglied,
Vereinskassierer oder Ger!tewart bei einem Sportverein, da diese Personen keine
Åbungsleitende, ausbildende, erzieherische, betreuende oder kÅnstlerische Funktion
ausÅben. Auch ehrenamtlich t!tige Betreuer (§§ 1896, § 1908i BGB), ehrenamtlich t!ti-
ge VormÅnder (§ 1773 BGB) und ehrenamtliche Pfleger (§§ 1909 ff., 1915 BGB) fallen
nicht unter die Regelung, da insoweit kein direkter p!dagogisch ausgerichteter persÇn-
licher Kontakt zu den betreuten Menschen besteht. In diesen F!llen ist jedoch zu prÅ-
fen, ob eine Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26a (Rdn.106 ff.) bzw. Nr. 26b EStG (Rdn.113)
in Frage kommt.

Die Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen umfasst außer der Dauerpflege
auch hauswirtschaftliche oder betreuende Hilfsdienste bei der h!uslichen Versorgung,
z. B. UnterstÅtzung bei der Grund- und Behandlungspflege, bei h!uslichen Verrichtun-
gen (z. B. Putzen, Kochen) und Eink!ufen, beim Schriftverkehr, Leistungen im Rahmen
der Altenhilfe nach § 71 SGB XII (z. B. Hilfe bei der Wohnungs- und Heimplatzbeschaf-
fung), in Fragen der Inanspruchnahme altersgerechter Dienste, und bei Sofortmaßnah-
men gegenÅber Schwerkranken und VerunglÅckten, z. B. durch Rettungssanit!ter und
Ersthelfer (vgl. R 3.26 Abs. 1 LStR). Nicht begÅnstigt sind jedoch reine Hilfsdienste (z. B.
Putzen, Waschen und Kochen) im Reinigungsdienst oder in der KÅche von Altenheimen,
Krankenh!usern und Behinderteneinrichtungen, da in diesen F!llen keine h!usliche Be-
treuung im engeren Sinne stattfindet und kein unmittelbarer persÇnlicher Bezug zu
den gepflegten Menschen besteht.

In Erg!nzung zu den Verwaltungsanweisungen in R 3.26 LStR hat die OFD Frankfurt am
Main mit Rundvfg. v. 2.9.2019 S 2245 A-002-St 29 zur Anwendbarkeit des
§ 3 Nr. 26 EStG in folgenden Einzelf!llen Stellung genommen:
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" 'rzte im Behinderten- und Corona-Sport

" AufsichtsvergÅtung fÅr die juristische StaatsprÅfung

" Bahnhofsmission

" Behindertentransport

" Bereitschaftsleistungen und Jugendgruppenleiter

" Diakon

" Ehrenamtliche Auditoren zur Akkreditierung akademischer Studieng!nge im Rah-
men des paneurop!ischen Bologna-Prozesses

" Ehrenamtliche Richter, SchÇffen

" Ferienbetreuer

" Feuerwehrleute

" Hauswirtschaftliche T!tigkeiten in Altenheimen, Krankenh!usern usw.

" Helfer im sog. Hintergrunddienst des Hausnotrufdienstes

" KÅchenmitarbeiter in Waldheimen

" Lehrbeauftragte an Schulen

" Mahlzeitendienste

" Notfallfahrten bei Blut- und Organtransport

" Organistent!tigkeit

" PatientenfÅrsprecher

" Pr!dikanten

" Richter, Parcourschefs u. deren Assistenten bei Pferdesportveranstaltungen

" Rettungssanit!ter, Rettungsschwimmer, Not!rzte im Rettungsdienst

" Schulweghelfer und Schulbusbegleiter

" StadtfÅhrer/MuseumsfÅhrer

" Statisten/Komparsen bei TheaterauffÅhrungen

" Versicherungsberatung

" Versicherten!lteste

" Zahn!rzte im Arbeitskreis Jugendzahnpflege

3.1.3.10.1.3 Nebenberuflichkeit

Weitere Voraussetzung fÅr die Gew!hrung des %bungsleiterpauschbetrags ist, dass die
jeweilige begÅnstigte T!tigkeit nebenberuflich ausgeÅbt wird. Das ist der Fall, wenn
die T!tigkeit – bezogen auf das Kj. – nicht mehr als ein Drittel der Arbeitszeit eines ver-
gleichbaren Vollzeiterwerbs in Anspruch nimmt. Es kÇnnen deshalb auch solche Per-
sonen nebenberuflich t!tig sein, die keinen Hauptberuf im steuerrechtlichen Sinne aus-
Åben, z. B. Hausfrauen, Vermieter, Studenten, Rentner oder Arbeitslose.

%bt ein Stpfl. mehrere verschiedenartige T!tigkeiten i. S. d. § 3 Nr. 26 EStG aus, so ist die
Nebenberuflichkeit grunds!tzlich fÅr jede T!tigkeit getrennt zu beurteilen. Mehrere
gleichartige T!tigkeiten sind zusammenzufassen, z. B. mehrere Unterrichtst!tigkeiten
an unterschiedlichen begÅnstigten Einrichtungen, wenn jede einzelne T!tigkeit ihrem
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Umfang nach die Drittelgrenze nicht Åberschreitet. Steht eine bestimmte T!tigkeit im
Zusammenhang mit der ausgeÅbten Hauptt!tigkeit des Steuerpflichtigen, so wird sie
nicht nebenberuflich ausgeÅbt (vgl. R 3.26 Abs. 2 LStR).

3.1.3.10.1.4 Auftraggeber/Arbeitgeber

Der Freibetrag wird nur gew!hrt, wenn die T!tigkeit im Dienst oder im Auftrag einer
juristischen Person des Çffentlichen Rechts, die in einem Mitgliedsstaat der EU oder ei-
nem EWR -Staat belegen ist, oder einer unter § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG fallenden Einrichtung
zur FÇrderung gemeinnÅtziger, mildt!tiger und kirchlicher Zwecke ausgeÅbt wird. Als
juristische Personen des Çffentlichen Rechts kommen neben den GebietskÇrperschaf-
ten (Bund, L!nder und Gemeinden) auch Gemeindeverb!nde, Industrie-, Handels- und
Handwerksammern, Rechtsanwalts-, Steuerberater- und WirtschaftsprÅferkammern
sowie 'rztekammern, Universit!ten oder die Tr!ger der Sozialversicherung in Betracht.
Bei einer T!tigkeit fÅr eine juristische Person des Çffentlichen Rechts ist es unsch!dlich,
wenn sie fÅr einen Betrieb gewerblicher Art ausgefÅhrt wird, da Betriebe gewerblicher
Art auch gemeinnÅtzigen Zwecken dienen kÇnnen (z. B. Krankenh!user oder Kinderg!r-
ten). Zu den Einrichtungen i. S. des § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG gehÇren KÇrperschaften, Per-
sonenvereinigungen, Stiftungen und VermÇgensmassen, die nach der Satzung oder
dem Stiftungsgesch!ft und nach der tats!chlichen Gesch!ftsfÅhrung ausschließlich
und unmittelbar gemeinnÅtzige, mildt!tige oder kirchliche Zwecke i. S. d. §§ 52 bis 54
AO verfolgen. Nicht zu den begÅnstigten Einrichtungen gehÇren bspw. Berufsverb!nde
(Arbeitgeberverband, Gewerkschaft) oder Parteien (vgl. R 3.26 Abs. 3 LStR).

Durch das Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausf!llen beim Handel mit Waren
im Internet und zur 'nderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 11.12.2018
(BGBl 2018 I S. 2338) wurde der Anwendungsbereich des § 3 Nr. 26 EStG auf neben-
berufliche T!tigkeiten im Dienst oder im Auftrag einer in der Schweiz ans!ssigen juris-
tischen Person des Çffentlichen Rechts oder vergleichbaren Einrichtung in der Schweiz
ausgedehnt. Hintergrund der Neuregelung war ein Urteil des EUGH, der die Nicht-
gew!hrung des Freibetrags im Verh!ltnis zur Schweiz als Verstoß gegen das FreizÅgig-
keitsabkommen zwischen der EU und der Schweiz angemahnt hatte (EUGH, Urteil v.
v. 21.9.2016 - Rs. C-478/15). Die Regelung ist nach § 52 Abs. 4 Satz 5 EStG in allen offe-
nen F!llen anzuwenden.

3.1.3.10.1.5 HÇchstbetrag

Der Freibetrag nach § 3 Nr. 26 EStG i. H.v. 2 400A (ab VZ 2021 3 000A) ist ein Jahres-
betrag, d. h. es erfolgt keine zeitanteilige KÅrzung, wenn die begÅnstigte T!tigkeit nicht
ganzj!hrig ausgeÅbt wird. Er wird auch dann nur einmal gew!hrt, wenn mehrere be-
gÅnstigte T!tigkeiten nebeneinander ausgeÅbt werden (vgl. R 3.26 Abs. 8 LStR). Die
Steuerbefreiung ist bei Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartnern stets personen-
bezogen vorzunehmen. Bei einer Zusammenveranlagung kann der Freibetrag demnach
von jedem Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartner bis zur HÇhe der Einnahmen,
die er fÅr eine eigene begÅnstigte T!tigkeit erh!lt, hÇchstens jedoch bis 2 400A (ab VZ
2021 3 000A) j!hrlich in Anspruch genommen werden. Eine %bertragung des nicht
ausgeschÇpften Teils des Freibetrags eines Ehegatten oder Lebenspartners auf hÇhere
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Einnahmen des anderen Ehegatten oder Lebenspartners aus einer begÅnstigten neben-
beruflichen T!tigkeit ist nicht zul!ssig.

3.1.3.10.1.6 Abzug von Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten

Nach § 3c Abs. 1 EStG dÅrfen Ausgaben, soweit sie mit steuerfreien Einnahmen in un-
mittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehen, nicht als Betriebsausgaben oder
Werbungskosten abgezogen werden. Ausgaben, die zugleich steuerfreie und steuer-
pflichtige Einnahmen betreffen, sind – ggf. im Sch!tzungsweg – aufzuteilen und antei-
lig abzuziehen.

Abweichend von diesen Grunds!tzen dÅrfen die mit der begÅnstigten T!tigkeit in un-
mittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Ausgaben nach § 3 Nr. 26
Satz 2 EStG insoweit abgezogen werden, als sowohl die Einnahmen als auch die Be-
triebsausgaben oder Werbungskosten den steuerfreien Betrag von 2 400A (ab VZ 2021
3 000A) Åbersteigen, d. h. Ausgaben kÇnnen nur insoweit berÅcksichtigt werden, als
sie den Betrag von 2 400A (ab VZ 2021 3 000A) Åbersteigen. Unabh!ngig davon ist bei
EinkÅnften aus nichtselbst!ndiger Arbeit in jedem Fall der Arbeitnehmer-Pauschbetrag
nach § 9a Satz 1 Nr. 1a EStG in HÇhe von 1 000A anzusetzen, soweit er nicht bereits bei
anderen Dienstverh!ltnissen verbraucht ist (vgl. R 3.26 Abs. 9 LStR).

BBEEIISSPPIIEELL 11:: P A erzielt im VZ 2021 freiberufliche Einnahmen von 2 800A, die nach § 3 Nr. 26 EStG
begÅnstigt sind. Die Ausgaben dazu betragen 2 400A.

Die Einnahmen sind in voller HÇhe steuerfrei nach § 3 Nr. 26 EStG. Die Ausgaben dÅrfen nach
§ 3c Abs. 1 EStG nicht abgezogen werden, da sie mit steuerfreien Einnahmen in unmittelbarem
wirtschaftlichen Zusammenhang stehen.

BBEEIISSPPIIEELL 22:: P B erzielt im VZ 2021 freiberufliche Einnahmen von 3 400A, die nach § 3 Nr. 26 EStG
begÅnstigt sind. Die Ausgaben dazu betragen 3 300A.

Da die Einnahmen von 3 400A den HÇchstbetrag von 3 000A Åbersteigen, ist § 3 Nr. 26 Satz 2
EStG anzuwenden. Danach dÅrfen die Ausgaben nur insoweit abgezogen werden, als sie den
Freibetrag von 3 000A Åbersteigen. Die Ausgaben sind demnach i. H.v. 300A zu berÅcksichti-
gen, so dass sich steuerpflichtige EinkÅnfte in HÇhe von 100A (Einnahmen 400A - Ausgaben
300A) ergeben.

Abweichend von der Verwaltungsauffassung in R 3.26 Abs. 9 LStR kommt das FG Berlin-
Brandenburg mit rechtskr!ftigem Urteil vom 5.12.2007 (7 K 3121/05 B, EFG 2008,
1535, MAAAC-8162) zur Auffassung, dass Ausgaben im Zusammenhang mit einer nach
§ 3 Nr. 26 EStG begÅnstigten T!tigkeit immer dann als Betriebsausgaben oder Wer-
bungskosten angesetzt werden kÇnnen, wenn sie den Betrag der steuerfreien Einnah-
men Åbersteigen. Dies gelte selbst dann, wenn sowohl die Einnahmen als auch die Aus-
gaben unter dem Freibetrag von 2 400A (ab VZ 2021 3 000A) liegen. Im Urteilsfall hat-
te der Stpfl. 1 500A Einnahmen aus einer nebenberuflichen, selbstst!ndigen Trainer-
t!tigkeit i. S. d. § 3 Nr. 26 EStG. Den Einnahmen standen Ausgaben i. H.v. 3 376A gegen-
Åber, so dass der Stpfl. einen Verlust i. S. d. § 18 EStG aus der %bungsleitert!tigkeit
i. H.v. 1 876A beanspruchte. Das FG erkannte den Verlust – im Gegensatz zum zust!n-
digen Finanzamt – in der beantragten HÇhe an. Auch das FG Rheinland-Pfalz hat sich
in seinem Urteil vom 25.5.2011 - 2 K 1996/10 (EFG 2011 1596) der Auffassung des FG
Berlin-Brandenburg angeschlossen. Es heißt im Leitsatz sinngem!ß: Das Ausgaben-
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abzugsverbot des § 3 Nr. 26 Satz 2 EStG ist auch dann auf die HÇhe der steuerfreien
Einnahmen begrenzt, wenn diese unter dem Freibetrag von 2 400A (ab 2021 3 000A)
liegen.

Entgegen der o. a. Rechtsprechung h!lt die Finanzverwaltung an ihrer gegenteiligen
Rechtsauffassung fest und l!sst R 3.26 Abs. 9 LStR unver!ndert bestehen.

BBEEIISSPPIIEELL 33:: P A erzielt im VZ 2021 freiberufliche Einnahmen von 2 400A, die nach § 3 Nr. 26 EStG
begÅnstigt sind. Die Ausgaben dazu betragen 2 600A (Fallvariante: 3 600A).

Nach Auffassung der Finanzverwaltung kÇnnen die Ausgaben gem. § 3 Nr. 26 Satz 2
i.V. m. § 3c Abs. 1 EStG nicht berÅcksichtigt werden, da die Einnahmen den HÇchstbetrag von
3 000A nicht Åbersteigen. Folgt man der o. a. Auffassung der Finanzgerichte, so w!ren die Aus-
gaben zu berÅcksichtigen, so dass sich insgesamt ein Verlust von 200A (Fallvariante: Verlust
1 200A) ergibt.

3.1.3.10.2 Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26a EStG (Ehrenamtspauschale)

3.1.3.10.2.1 Allgemeines

Nach § 3 Nr. 26a EStG sind erg!nzend zu § 3 Nr. 26 EStG Einnahmen aus allen neben-
beruflichen T!tigkeiten im gemeinnÅtzigen, mildt!tigen oder kirchlichen Bereich bis zu
einem Betrag von j!hrlich 720A (ab VZ 2021 840A) steuerfrei. Voraussetzung fÅr die
Steuerbefreiung ist analog zu § 3 Nr. 26 EStG, dass die betreffende T!tigkeit im Dienst
oder Auftrag einer juristischen Person des Çffentlichen Rechts, die in einem Mitglieds-
staat der EU, einem EWR-Staat oder in der Schweiz ans!ssig ist, oder einer unter § 5
Abs. 1 Nr. 9 KStG fallenden dortigen Einrichtung zur FÇrderung gemeinnÅtziger, mild-
t!tiger und kirchlicher Zwecke, ausgeÅbt wird.

3.1.3.10.2.2 BegÅnstigte T!tigkeiten

Da § 3 Nr. 26a EStG im Gegensatz zu § 3 Nr. 26 EStG keine Begrenzung auf bestimmte
(qualifizierte) T!tigkeiten im gemeinnÅtzigen Bereich beinhaltet, ist der Anwendungs-
bereich der Vorschrift erheblich weiter. BegÅnstigt sind bspw. auch T!tigkeiten als Vor-
standsmitglied, Kassierer, Platzwart, BÅrokraft oder Reinigungspersonal im Dienst einer
begÅnstigten Einrichtung. Betroffen sind auch V!ter und MÅtter, die ihre Kinder zum
Fußballspiel fahren und dafÅr eine Aufwandsentsch!digung erhalten, oder auch der
Zeugwart eines Sportvereins, der die Trikots w!scht. Die T!tigkeit der Amateursportler
ist dagegen nicht begÅnstigt.

Eine T!tigkeit im Dienst oder Auftrag einer steuerbegÅnstigten KÇrperschaft muss fÅr
deren ideellen Bereich einschließlich ihrer Zweckbetriebe ausgeÅbt werden. T!tigkeiten
in einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Gesch!ftsbetrieb und bei der Verwaltung
des VermÇgens sind dagegen nicht begÅnstigt. Hinsichtlich Nebenberuflichkeit und
Auftraggeber/Arbeitgeber gelten die AusfÅhrungen zu § 3 Nr. 26 EStG entsprechend
(vgl. Rdn. 101 bis 102a).

3.1.3.10.2.3 HÇchstbetrag

Auch der Freibetrag nach § 3 Nr. 26a EStG i. H.v. 720A (ab VZ 2021 840A) ist ein Jah-
resbetrag, der nicht zeitanteilig zu kÅrzen ist, wenn die begÅnstigte T!tigkeit lediglich
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wenige Monate ausgeÅbt wird. Er kann auch dann nur einmal gew!hrt werden, wenn
in einem VZ mehrere begÅnstigte T!tigkeiten ausgeÅbt werden. Die Steuerbefreiung
ist auch bei Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartnern stets personenbezogen zu
gew!hren, die %bertragung eines nicht ausgeschÇpften Freibetrags auf den Ehegatten
oder eingetragenen Lebenspartner im Rahmen einer Zusammenveranlagung ist nicht
mÇglich.

3.1.3.10.2.4 Konkurrenzvorschriften

Die Steuerbefreiungen nach § 3 Nr. 26 und Nr. 26a EStG sind grunds!tzlich nebeneinan-
der anwendbar, allerdings nicht gleichzeitig fÅr ein- und dieselbe T!tigkeit. Die Steuer-
befreiungen des § 3 Nr. 12 und Nr. 26 EStG gehen der Steuerbefreiung des § 3 Nr. 26a
EStG vor. FÅr eine T!tigkeit, die neben einer nach § 3 Nr. 12 oder Nr. 26 EStG begÅnstig-
ten T!tigkeit bei einer anderen oder derselben KÇrperschaft ausgeÅbt wird, kann die
Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26a EStG nur dann in Anspruch genommen werden, wenn
die T!tigkeit nebenberuflich ausgeÅbt wird und die T!tigkeiten voneinander trennbar
sind, gesondert vergÅtet werden und die dazu getroffenen Vereinbarungen eindeutig
sind und auch vereinbarungsgem!ß durchgefÅhrt werden. Einsatz- und Bereitschafts-
dienstzeiten der Rettungssanit!ter und Ersthelfer sind als einheitliche T!tigkeit zu be-
handeln, die insgesamt unter § 3 Nr. 26 EStG f!llt und fÅr die deshalb die Steuerbefrei-
ung nach § 3 Nr. 26a EStG nicht, auch nicht teilweise gew!hrt werden kann.

Aufwandsentsch!digungen nach § 1835a BGB an ehrenamtlich t!tige Betreuer
(§§ 1896, 1908 BGB), VormÅnder (§ 1773 BGB) und Pfleger (§§ 1909 ff., 1915 BGB) fallen
ausschließlich unter die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26b EStG. Eine Anwendung des
§ 3 Nr. 26a EStG ist insoweit ausgeschlossen (vgl. § 3 Nr. 26a Satz 2 EStG).

3.1.3.10.2.5 Verschiedenartige T!tigkeiten

Erzielt der Steuerpflichtige Einnahmen, die teils fÅr eine T!tigkeit i. S. d. § 3 Nr. 26a EStG
und teils fÅr eine andere T!tigkeit, die nicht unter § 3 Nr. 12, 26 oder 26a EStG f!llt, ge-
zahlt werden, ist der Freibetrag nach § 3 Nr. 26a EStG lediglich fÅr den entsprechenden
Anteil zu gew!hren. Andere Steuerbefreiungsvorschriften, z. B. § 3 Nr. 13, 16 EStG sind
jedoch unabh!ngig von § 3 Nr. 26a EStG zus!tzlich anwendbar. Sind fÅr bestimmte Ein-
nahmen sowohl § 3 Nr. 26a EStG als auch andere Steuerbefreiungsvorschriften ein-
schl!gig, so kÇnnen diese Vorschriften in der fÅr den Steuerpflichtigen gÅnstigsten Rei-
henfolge berÅcksichtigt werden.

3.1.3.10.2.6 Betriebsausgaben- bzw. Werbungskostenabzug

Analog zu § 3 Nr. 26 EStG ist der Abzug von Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben,
die mit den steuerfreien Einnahmen nach § 3 Nr. 26a EStG in unmittelbarem wirtschaft-
lichen Zusammenhang stehen, gem. Satz 3 der Vorschrift nur dann mÇglich, wenn die
Einnahmen aus der T!tigkeit und gleichzeitig auch die jeweiligen Ausgaben den Frei-
betrag Åbersteigen. In Arbeitnehmerf!llen ist in jedem Falle der Arbeitnehmer-Pausch-
betrag nach § 9a Satz 1 Nr. 1a EStG anzusetzen, soweit er nicht bereits bei anderen
Dienstverh!ltnissen verbraucht ist.
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BBEEIISSPPIIEELL:: P A erzielt im VZ 2021 EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb. Nebenbei arbeitet er als Tierpfle-
ger in einem als gemeinnÅtzig anerkannten st!dtischen Tierheim und erh!lt fÅr diese T!tigkeit
insgesamt 2 000A j!hrlich. Weitere EinkÅnfte hat A nicht.

Die steuerpflichtigen EinkÅnfte aus der nebenberuflichen T!tigkeit nach Abzug des Arbeitneh-
mer-Pauschbetrags von 1 000A (§ 9a Satz 1 Nr. 1a EStG) und des Freibetrags nach § 3 Nr. 26a
EStG von 840A betragen 160A.

Zu weiteren Einzelheiten siehe auch das BMF-Schreiben betr. steuerfreie Einnahmen
aus ehrenamtlicher T!tigkeit; Anwendungsschreiben zu § 3 Nr. 26a und 26b EStG
(BMF v. 21.11.2014, BStBl 2014 I S. 1581). Zur Bezahlung ehrenamtlicher Vereinsvorst!n-
de s. das BMF-Schreiben vom 14.10.2009 (BStBl 2009 I S. 1318).

3.1.3.10.3 Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26b EStG

Da der Freibetrag nach § 3 Nr. 26 EStG nur in Frage kommt, wenn mit der T!tigkeit ein
direkter p!dagogisch ausgerichteter persÇnlicher Kontakt zu den betreuten Menschen
hergestellt wird, gilt er nicht fÅr Aufwandsentsch!digungen nach § 1835a BGB, die an
ehrenamtliche rechtliche Betreuer (§§ 1896 ff. BGB), ehrenamtlich t!tige VormÅnder
(§ 1773 BGB) und ehrenamtliche Pfleger (§§ 1909 ff. BGB) gezahlt werden.

Diese Einnahmen fallen jedoch unter die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26b EStG. Da-
nach sind die entsprechenden Aufwandsentsch!digungen allerdings nur insoweit steu-
erfrei, als sie zusammen mit anderen steuerfreien Einnahmen, die die Voraussetzungen
des § 3 Nr. 26 EStG erfÅllen, den Freibetrag von 2 400A (ab VZ 2021 3 000A) j!hrlich
nicht Åberschreiten. Im Ergebnis kÇnnen somit Einnahmen aus steuerbegÅnstigten T!-
tigkeiten nach § 3 Nr. 26 und Nr. 26b EStG maximal i. H.v. insgesamt 2 400A (ab VZ
2021 3 000A) j!hrlich steuerfrei bleiben. Hinsichtlich der BerÅcksichtigung von Aus-
gaben gilt gem. § 3 Nr. 26b Satz 2 EStG der Satz 2 des § 3 Nr. 26 EStG entsprechend (vgl.
Rdn. 104 ff.).

§ 3 Nr. 26b EStG hat gem. § 3 Nr. 26a Satz 2 EStG Vorrang vor § 3 Nr. 26a EStG. Gleich-
wohl kÇnnen die Freibetr!ge nach diesen Vorschriften auf Einnahmen aus verschiede-
nen T!tigkeiten nebeneinander gew!hrt werden.

Die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26b EStG gilt nur fÅr Aufwandentsch!digungen nach
§ 1835a BGB (ab VZ 2023 Aufwandspauschalen nach § 1878 BGB); einer BegÅnstigung
des Aufwandsersatzes nach § 1835 BGB bedarf es nicht, weil sich get!tigte Auslagen
und erhaltene Erstattungen ausgleichen. Die begÅnstigte Aufwandsentsch!digung be-
tr!gt nach § 1835a Abs. 1 Satz 1 BGB i.V. m. § 22 JVEG fÅr jede ehrenamtliche Vormund-
schaft oder Betreuung 19 x 21A = 399A bzw. ab VZ 2021 19 x 25A = 475A. Zu wei-
teren Einzelheiten siehe auch das BMF-Schreiben betr. steuerfreie Einnahmen aus eh-
renamtlicher T!tigkeit; Anwendungsschreiben zu § 3 Nr. 26a und 26b EStG
(BMF v. 21.11.2014, BStBl 2014 I 1581).

3.1.3.11 Leistungen des Arbeitgebers zur Unterbringung und
Betreuung von Kindern (§ 3 Nr. 33 EStG)

Steuerfrei nach § 3 Nr. 33 EStG sind Leistungen des Arbeitgebers zur Unterbringung
und Betreuung nicht schulpflichtiger Kinder des Arbeitnehmers in Kinderg!rten oder
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vergleichbaren Einrichtungen. Voraussetzung ist jedoch, dass die Leistungen des Arbeit-
gebers zus!tzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn (vgl. § 8 Abs. 4 EStG) erbracht
werden. Mit Beschluss vom 14.4.2021 (BStBl 2021 II 772) hat der BFH entschieden,
dass die als Sonderausgaben nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG abziehbaren Kinderbetreu-
ungskosten ggf. um gem. § 3 Nr. 44 EStG steuerfreie ArbeitgeberzuschÅsse zu kÅrzen
sind, da der Steuerpflichtige insoweit nicht wirtschaftlich belastet wird.

3.1.3.12 Leistungen des Arbeitgebers zur GesundheitsfÅrsorge (§ 3
Nr. 34 EStG)

Nach § 3 Nr. 34 EStG sind zus!tzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn (vgl. § 8
Abs. 4 EStG) erbrachte Leistungen des Arbeitgebers zur Verhinderung und Vermin-
derung von Krankheitsrisiken und zur FÇrderung der Gesundheit (§§ 20 und 20a SGB V)
steuerfrei, soweit sie den Freibetrag von 600A (bis VZ 2019 500A) im Kalenderjahr
nicht Åbersteigen. Der Freibetrag gilt pro Kalenderjahr und Arbeitnehmer, der Åberstei-
gende Betrag unterliegt ggf. der Steuer- und Sozialversicherungspflicht. Bei einem un-
terj!hrigen Arbeitgeberwechsel oder einer Mehrfachbesch!ftigung kann der Freibetrag
mehrfach in Anspruch genommen werden.

Die begÅnstigten Maßnahmen kann der Arbeitgeber entweder direkt selbst anbieten
oder extern durchfÅhren lassen. Bei einer externen DurchfÅhrung muss eine entspre-
chende Rechnung vorliegen, die zu den Lohnunterlagen des betroffenen Arbeitnehmers
genommen werden muss. Unter die Steuerbefreiung fallen insbesondere Leistungen,
die im „Leitfaden Pr!vention“ des GKV-Spitzenverbandes vom 21.6.2000 in der Fassung
vom 14.12.2020 aufgefÅhrt sind, aber auch BarzuschÅsse an die Mitarbeiter fÅr extern
durchgefÅhrte Maßnahmen. Die %bernahme von Mitgliedsbeitr!gen an Sportvereine
oder Fitnessstudios ist dagegen nicht nach § 3 Nr. 34 EStG steuerbefreit.

Leistet der Arbeitgeber die Aufwendungen zur GesundheitsfÇrderung seiner Arbeitneh-
mer aus Åberwiegend eigenbetrieblichem Interesse, so liegt insoweit kein Arbeitslohn
vor. Die Aufwendungen bleiben in diesem Fall unabh!ngig von ihrer HÇhe in vollem
Umfang steuerfrei, vgl. H 19.3 „Allgemeines zum Arbeitslohnbegriff“ LStH.

Das BMF hat mit Schreiben vom 20.4.2021 (BStBl 2021 I 700) im Wege einer sog. Um-
setzungshilfe Einzelheiten zur Anwendung der Steuerbefreiung von GesundheitsfÇr-
derungsleistungen nach § 3 Nr. 34 EStG geregelt. Darin werden insbesondere die be-
gÅnstigten Maßnahmen sowie die erforderlichen Nachweise n!her erl!utert. Außer-
dem weist die Finanzverwaltung daraufhin, dass bei vielen Maßnahmen die entspre-
chende Zertifizierung wesentliche Voraussetzung fÅr die Gew!hrung der Steuerbefrei-
ung ist.

3.1.3.13 Betreuung von Kindern und AngehÇrigen (§ 3 Nr. 34a EStG)

Mit dem Zollkodex-Anpassungsgesetz vom 22.12.2014 (BGBl I S. 2417) hat der Gesetz-
geber zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf mit Wirkung ab VZ 2015 die
Steuerbefreiungsvorschrift des § 3 Nr. 34a EStG eingefÅhrt. Danach werden folgende
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Leistungen des Arbeitgebers unter der Voraussetzung steuerfrei gestellt, dass sie zu-
s!tzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden (vgl. § 8 Abs. 4 EStG).

3.1.3.13.1 Beratungs- und Vermittlungsleistungen (§ 3 Nr. 34a Buchst. a EStG)

Steuerfrei nach § 3 Nr. 34a Buchst. a EStG sind vom Arbeitgeber erbrachte Leistungen
an ein Dienstleistungsunternehmen, das den ArbN hinsichtlich der Betreuung von Kin-
dern oder pflegebedÅrftigen AngehÇrigen ber!t oder hierfÅr Betreuungspersonen ver-
mittelt. Die entsprechenden Aufwendungen bleiben in tats!chlicher HÇhe steuerfrei,
es besteht keine Begrenzung auf einen HÇchstbetrag.

3.1.3.13.2 Kurzfristige Betreuung (§ 3 Nr. 34a Buchst. b EStG)

Unter die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 34a Buchst. b EStG fallen Leistungen des Arbeit-
gebers zur Betreuung von

" steuerlich zu berÅcksichtigenden Kindern bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres,

" behinderten Kindern, die aufgrund einer vor Vollendung des 25. Lebensjahres einge-
tretenen Behinderung außerstande sind, sich selbst zu unterhalten, und

" pflegebedÅrftigen AngehÇrigen des Arbeitnehmers,

wenn die Betreuung aus zwingenden beruflichen GrÅnden erforderlich wird, auch
wenn sie im Privathaushalt des Arbeitnehmers erfolgt. Leistungen des Arbeitgebers
i. S. d. § 3 Nr. 34 Buchst. b EStG sind nur insoweit steuerfrei, als sie den Freibetrag von
600A im Kalenderjahr nicht Åbersteigen. Der Freibetrag ist ein Jahresbetrag, der fÅr
alle Kinder bzw. AngehÇrige und ggf. auch fÅr alle Arbeitgeber gilt, eine zeitanteilige
KÅrzung ist nicht vorzunehmen.

3.1.3.14 Einnahmen aus weitergeleiteten Pflegeleistungen (§ 3 Nr. 36
EStG)

Steuerfrei sind Einnahmen in Form von weitergeleiteten Pflegegeldern aus Leistungen
zu kÇrperbezogenen Pflegemaßnahmen, pflegerischen Betreuungsmaßnahmen oder
Hilfen bei der HaushaltsfÅhrung bis zur HÇhe des Pflegegeldes nach § 37 SGB XI, wenn
diese Leistungen von AngehÇrigen des PflegebedÅrftigen oder von anderen Personen
erbracht werden, die damit eine sittliche Pflicht im Sinne des § 33 Abs. 2 EStG gegen-
Åber dem PflegebedÅrftigen erfÅllen. Entsprechendes gilt, wenn der PflegebedÅrftige
das weitergeleitete Pflegegeld aus privaten Versicherungsvertr!gen nach den Vor-
gaben des SGB XI oder eine Pauschalbeihilfe nach Beihilfevorschriften fÅr h!usliche
Pflege erh!lt.

Nach EinfÅhrung der Pflegegrade 1 - 5 zum 1.1.2017 besteht ein Anspruch auf Pflege-
geld nach § 37 SGB XI nur fÅr die Pflegegrade 2 – 5, so dass Pflegegelder aufgrund des
Pflegegrades 1 von der Steuerbefreiung ausgenommen sind. Mit einer entsprechenden
Erg!nzung des § 3 Nr. 36 EStG im Rahmen des Gesetzes zur Vermeidung von Umsatz-
steuerausf!llen beim Handel mit Waren im Internet und zur 'nderung weiterer steuer-
licher Vorschriften vom 11.12.2018 (BGBl 2018 I S. 2338) erfasst die Steuerbefreiung
nunmehr auch Pflegegelder, die aufgrund des neuen Pflegegrades 1 gezahlt werden.
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3.1.3.15 "berlassung von betrieblichen Fahrr!dern (§ 3 Nr. 37 EStG)

§ 3 Nr. 37 EStG stellt den geldwerten Vorteil aus zus!tzlich zum ohnehin geschuldeten
Arbeitslohn (vgl. § 8 Abs. 4 EStG) vom Arbeitgeber gew!hrten Vorteilen aus der %berlas-
sung betrieblicher Fahrr!der an den Arbeitnehmer steuerfrei. Elektrofahrr!der werden
nur dann von der BegÅnstigung erfasst, wenn es sich nicht um Kraftfahrzeuge handelt.
Dies ist der Fall, wenn der Elektromotor nur Geschwindigkeiten von maximal 25 km/h
unterstÅtzt. Im Rahmen des Werbungskostenabzugs des Arbeitnehmers sind die steu-
erfreien Leistungen gem. § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 Satz 7 EStG nicht auf die Entfernungs-
pauschale anzurechnen, auch die Vorschrift des § 3c Abs. 1 EStG ist insoweit nicht ein-
schl!gig. Die Steuerbefreiung ist auch auf die GewinneinkÅnfte Åbertragbar, so dass
fÅr die private Nutzung eines betrieblichen Fahrrads, das verkehrsrechtlich kein Kraft-
fahrzeug ist, gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 6 EStG keine Entnahmebesteuerung durchzufÅh-
ren ist.

Die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 37 EStG war zun!chst auf die VZ 2019 – 2021 befris-
tet, wurde jedoch durch § 52 Abs. 4 Satz 7 EStG bzw. § 52 Abs. 12 Satz 2 EStG in der Fas-
sung des Jahressteuergesetzes 2019 vom 12.12.2019 (BGBl 2019 I S. 2451) bis ein-
schließlich VZ 2030 verl!ngert.

3.1.3.16 Sachpr!mien (§ 3 Nr. 38 EStG)

Steuerfrei sind nach § 3 Nr. 38 EStG Sachpr!mien, die der Steuerpflichtige fÅr die per-
sÇnliche Inanspruchnahme von Dienstleistungen von Unternehmen unentgeltlich er-
h!lt, die diese zum Zweck der Kundenbindung im allgemeinen Gesch!ftsverkehr in ei-
nem jedermann zug!nglichen planm!ßigen Verfahren gew!hren, soweit ihr Wert
1 080A im Kalenderjahr nicht Åbersteigt.

Hierunter fallen insbesondere die von Fluggesellschaften fÅr Vielflieger gew!hrten kos-
tenlosen BonusflÅge wie bspw. nach dem Miles & More Programm der Lufthansa,
wenn ArbN die AnsprÅche durch FlÅge anl!sslich von Dienstreisen erworben haben.
Die Steuerbefreiung gilt auch fÅr Selbst!ndige, die die AnsprÅche im Rahmen ihrer be-
ruflichen oder gewerblichen T!tigkeit erworben haben. Das Unternehmen, das die
Sachpr!mien i. S. d. § 3 Nr. 38 EStG gew!hrt, hat die MÇglichkeit, die ESt auf den nicht
steuerfreien Teil der Pr!mien unter den Voraussetzungen des § 37a EStG mit einem
Pauschsteuersatz von 2,25 % zu erheben.

3.1.3.17 "berlassung von VermÇgensbeteiligungen (§ 3 Nr. 39 EStG)

Steuerfrei nach § 3 Nr. 39 EStG ist die unentgeltliche oder verbilligte %berlassung von
VermÇgensbeteiligungen durch den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer im Rahmen ei-
nes gegenw!rtigen Dienstverh!ltnisses. Die Steuerbefreiung ist begrenzt auf einen
HÇchstbetrag, der durch das Fondsstandortgesetz vom 3.6.2021 (BGBl. 2021 I 1498)
von bisher 360A auf nunmehr 1.440A angehoben wurde. Der HÇchstbetrag von
1.440A ist ein Jahresfreibetrag, der bereits fÅr den gesamten VZ 2021 anzuwenden ist.
Hat der Arbeitgeber vor dem 30.6.2021 VermÇgensbeteiligungen verbilligt oder unent-
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geltlich Åberlassen, bei denen der geldwerte Vorteil den bisherigen HÇchstbetrag von
360A Åberstiegen hat, so ist der Lohnsteuerabzug entsprechend zu korrigieren. Die
Steuerbefreiung gilt auch, wenn die Beteiligung im Rahmen einer Entgeltumwandlung
Åberlassen wird. Nicht erforderlich ist, dass die unentgeltliche bzw. verbilligte %berlas-
sung zus!tzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn (§ 8 Abs. 4 EStG) gew!hrt wird.

Der Freibetrag gilt unter der Voraussetzung, dass es sich um eine freiwillige Leistung
des Arbeitgebers handelt, die grunds!tzlich allen Besch!ftigten offensteht, die mindes-
tens ein Jahr ununterbrochen in einem gegenw!rtigen Dienstverh!ltnis zum Arbeit-
geber stehen. Weitere Voraussetzung ist, dass es sich um eine VermÇgensbeteiligung
am Unternehmen des Arbeitgebers oder eines verbundenen Unternehmens i. S. d. § 18
AktG handeln muss.

Die begÅnstigten VermÇgensbeteiligungen sind im VermÇgensbildungsgesetz ab-
schließend aufgez!hlt (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a, b, f bis l und Abs. 2 bis 5 des FÅnften
VermBG), dazu z!hlen insbesondere Aktien und GmbH-Anteile. Die VermÇgensbetei-
ligung ist bei Anwendung der Steuerbefreiung mit dem gemeinen Wert nach § 11
BewG im Zeitpunkt der %berlassung anzusetzen.

Die Finanzverwaltung hat in einem umfangreichen Schreiben (BMF vom 16.11.2021,
DStR 2021, 2735) zur lohnsteuerlichen Behandlung der %berlassung bzw. %bertragung
von VermÇgensbeteiligungen ab VZ 2021 Stellung bezogen.

3.1.3.18 VermÇgensmehrungen (§ 3 Nr. 40 EStG)
Die in § 3 Nr. 40 Buchst. a bis i EStG abschließend aufgelisteten VermÇgensmehrungen
sind zu 40 % von der ESt befreit, im Umkehrschluss also nur zu 60 % steuerpflichtig
(sog. TeileinkÅnfteverfahren). Hinsichtlich des eingeschr!nkten Abzugs von im Zusam-
menhang mit den nach § 3 Nr. 40 EStG teilbesteuerten Einnahmen stehenden Aufwen-
dungen wird auf § 3c Abs. 2 EStG hingewiesen, der analog regelt, dass die entsprechen-
den Aufwendungen und Abzugsbetr!ge nur zu 60 % berÅcksichtigt werden dÅrfen.

3.1.3.19 Stipendien (§ 3 Nr. 44 EStG)
Stipendien, die unmittelbar aus Çffentlichen Mitteln oder von zwischen- oder Åber-
staatlichen Einrichtungen, denen die Bundesrepublik Deutschland als Mitglied ange-
hÇrt, zur FÇrderung der Forschung oder der wissenschaftlichen oder kÅnstlerischen Aus-
bildung oder Fortbildung gew!hrt werden, sind nach § 3 Nr. 44 EStG steuerfrei. Dies gilt
auch fÅr Stipendien, die zu den genannten Zwecken von einer Einrichtung, die von ei-
ner KÇrperschaft des Çffentlichen Rechts errichtet ist oder verwaltet wird, oder von ei-
ner KÇrperschaft, Personenvereinigung oder VermÇgensmasse i. S. des § 5 Abs. 1 Nr. 9
KStG gew!hrt werden.
Voraussetzung fÅr die Steuerfreiheit ist, dass die Stipendien einen fÅr die ErfÅllung der
jeweiligen Forschungsaufgabe oder die Bestreitung des Lebensunterhalts und die De-
ckung des Ausbildungsbedarfs erforderlichen Betrag nicht Åbersteigen und nach den
vom Stipendiengeber erlassenen Richtlinien vergeben werden. Ausgeschlossen ist die
Steuerbefreiung dagegen, wenn der BegÅnstigte im Zusammenhang mit dem Stipendi-
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um zu einer bestimmten wissenschaftlichen oder kÅnstlerischen Gegenleistung oder
zu einer bestimmten Arbeitnehmert!tigkeit verpflichtet ist.

3.1.3.20 Geldwerter Vorteil aus privater EDV-Nutzung (§ 3 Nr. 45
EStG)

Steuerfrei nach § 3 Nr. 45 EStG sind die geldwerten Vorteile des ArbN aus der privaten
Nutzung von:

" betrieblichen Datenverarbeitungs- und Telekommunikationsger!ten sowie deren
ZubehÇr,

" System- und Anwendungsprogrammen, die der ArbG auch in seinem Betrieb ein-
setzt, und

" den im Zusammenhang mit diesen Zuwendungen erbrachten Dienstleistungen.

Es spielt fÅr die Steuerfreiheit keine Rolle, ob die Vorteile zus!tzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn erbracht werden oder im Zusammenhang mit einer Herabset-
zung des Arbeitslohns stehen.

Die Privatnutzung betrieblicher Datenverarbeitungs- und Telekommunikationsger!te
durch den ArbN ist unabh!ngig vom Verh!ltnis der beruflichen zur privaten Nutzung
steuerfrei. Die Steuerfreiheit ist auch nicht auf die private Nutzung im Betrieb be-
schr!nkt, sondern gilt bspw. auch fÅr Mobiltelefone im Auto oder fÅr PC in der Woh-
nung des ArbN. Die Steuerfreiheit gilt nur fÅr die %berlassung zur Nutzung durch den
ArbG oder auf Grund des Dienstverh!ltnisses durch einen Dritten. In diesen F!llen sind
auch die vom ArbG getragenen Verbindungsentgelte wie bspw. GrundgebÅhren und
sonstige laufende Kosten steuerfrei. Nach H 3.45 LStH ist die Steuerbefreiung in folgen-
den F!llen anzuwenden bzw. nicht anzuwenden:

" Datenverarbeitungs- und Telekommunikationsger!te:

BegÅnstigt ist die private Nutzung von PC, Laptop, Handy, Smartphone, Smart-
watch, Tablet und Autotelefon, nicht jedoch die private Nutzung von Smart TV, Kon-
sole, MP3-Player, Spielautomat, E-Book-Reader, Gebrauchsgegenstand mit einge-
bautem Mikrochip, Digitalkamera und digitaler Videocamcorder, weil es sich nicht
um betriebliche Ger!te des Arbeitgebers handelt, ebenso ein vorinstalliertes Navi-
gationsger!t im Pkw (BFH, Urteil v. 16.2.2005, BStBl 2005 II S. 563).

" System- und Anwendungsprogramme:

BegÅnstigt sind Betriebssysteme, Browser, Virenscanner, Softwareprogramme (z. B.
Home-Use-Programme, Volumenlizenzvereinbarung), nicht begÅnstigt sind ins-
besondere Computerspiele, da diese im Regelfall nicht im Betrieb des ArbG einge-
setzt werden.

" ZubehÇr:

BegÅnstigt sind Monitore, Drucker, Beamer, Scanner, Modem, Netzwerkswitch,
Router, Hubs, Bridges, ISDN-Karten, Sim-Karten, UMTS-Karten, LTE-Karten sowie La-
deger!te und Transportbeh!ltnisse.
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" Dienstleistung:

BegÅnstigt ist insbesondere die Installation oder Inbetriebnahme der begÅnstigten
Ger!te und Programme i. S. d. § 3 Nr. 45 EStG durch einen IT-Service des Arbeitgebers

Die Steuerbefreiung gilt nach § 3 Nr. 45 Satz 2 EStG auch fÅr geldwerte Vorteile, die
dem Steuerpflichtigen zus!tzlich zu einer Aufwandsentsch!digung i. S. d. § 3 Nr. 12
EStG gew!hrt werden.

3.1.3.21 Aufladen von Elektrofahrzeugen (§ 3 Nr. 46 EStG)

Steuerfrei nach § 3 Nr. 46 EStG sind zus!tzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn
vom ArbG gew!hrte Vorteile (vgl. § 8 Abs. 4 EStG) fÅr das kostenlose oder verbilligte
elektrische Aufladen eines privaten Elektrofahrzeugs oder Hybridelektrofahrzeugs i. S. d.
§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 Halbsatz 2 EStG im Betrieb sowie die zeitweise %berlassung einer
betrieblichen Ladevorrichtung zur privaten Nutzung. Damit kÇnnen ArbG auf die Be-
steuerung des geldwerten Vorteils und eine aufw!ndige Erfassung der vom einzelnen
ArbN abgenommenen Strommenge verzichten. Die Steuerbefreiung ist gem. § 52 Abs. 4
Satz 11 EStG erstmals fÅr nach dem 31.12.2016 endende Lohnzahlungszeitr!ume und
nach diesem Zeitpunkt zugewendete sonstige BezÅge anzuwenden. Sie war zun!chst
auf die VZ 2019 – 2021 befristet, wurde jedoch durch § 52 Abs. 4 Satz 14 EStG in der
Fassung des Jahressteuergesetzes 2019 vom 12.12.2019 (BGBl 2019 I S. 2451) bis ein-
schließlich VZ 2030 verl!ngert. Im Einzelnen wird die Steuerbefreiung in folgenden F!l-
len gew!hrt:

a) Elektrisches Aufladen eines privaten Elektrofahrzeugs des ArbN oder eines Dienst-
wagens mit Fahrtenbuchmethode in einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung des
ArbG oder bei einem verbundenen Unternehmen i. S. d. § 15 AktG; wird der geldwer-
te Vorteil aus der privaten Nutzung eines Dienstwagens typisierend nach der pau-
schalen Nutzungswertermittlung (1 %-Regelung) ermittelt, ist der geldwerte Vorteil
fÅr den vom Arbeitgeber verbilligt oder unentgeltlich gestellten Ladestrom bereits
abgegolten. Die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 46 EStG wirkt sich in diesem Fall nicht
aus.

b) %berlassung einer betrieblichen Ladevorrichtung (gesamte Ladeinfrastruktur ein-
schließlich ZubehÇr und Dienstleistungen wie Installation etc.) fÅr Elektrofahrzeuge

Zu den begÅnstigten Fahrzeugen gehÇren neben reinen Elektrofahrzeugen und Hybrid-
elektrofahrzeugen auch Elektrofahrr!der, wenn diese verkehrsrechtlich als Kraftfahr-
zeug einzuordnen sind (z. B. Elektrofahrr!der, deren Motor Geschwindigkeiten Åber 25
Kilometer pro Stunde unterstÅtzt). Aus BilligkeitsgrÅnden rechnen auch vom ArbG ge-
w!hrte Vorteile fÅr das elektrische Aufladen von Elektrofahrr!dern, die verkehrsrecht-
lich nicht als Kraftfahrzeug einzuordnen sind (u. a. keine Kennzeichen- und Versiche-
rungspflicht), im Betrieb des ArbG oder eines verbundenen Unternehmens (§ 15 des Ak-
tiengesetzes) nicht zum Arbeitslohn (vgl. im Einzelnen BMF v. 26.10.2017, BStBl 2017 I
S. 1439 in der ge!nderten Fassung vom 29.9.2020, BStBl 2020 I 972). Die Steuerbefrei-
ung ist weder auf einen HÇchstbetrag, noch nach der Anzahl der begÅnstigten Kraft-
fahrzeuge begrenzt.
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3.1.3.22 Auslagenersatz (§ 3 Nr. 50 EStG)

Steuerfrei nach § 3 Nr. 50 EStG sind Betr!ge, die der ArbN vom ArbG erh!lt, um sie fÅr
ihn auszugeben (durchlaufende Gelder), sowie Betr!ge, durch die Auslagen des ArbN
fÅr den ArbG ersetzt werden (Auslagenersatz). Hierunter f!llt bspw. der Ersatz von Tele-
fongebÅhren fÅr Telefonate, die der ArbN fÅr seinen ArbG außerhalb des Betriebs fÅhrt.

Nach BMF v. 26.10.2017, BStBl 2017 I S. 1439 l!sst die Finanzverwaltung zur Verein-
fachung des steuer- und beitragsfreien Auslagenersatzes nach § 3 Nr. 50 EStG fÅr das
elektrische Aufladen eines Firmenwagens (ausschließlich Pkw) beim ArbN fÅr den Zeit-
raum 1.1.2017 bis 31.12.2020 folgende monatliche Pauschalen zu:

" 20A fÅr Elektrofahrzeuge bzw. 10A fÅr Hybridelektrofahrzeuge, wenn eine zus!tz-
liche LademÇglichkeit beim ArbG besteht

" 50A fÅr Elektrofahrzeuge bzw. 25A fÅr Hybridelektrofahrzeuge, wenn keine zus!tz-
liche LademÇglichkeit beim ArbG besteht.

Die Pauschalen wurden mit BMF v. 29.9.2020, BStBl 2020 I S. 972 fÅr den Zeitraum
1.1.2021 bis 31.12.2030 wie folgt erhÇht:

" 30A fÅr Elektrofahrzeuge bzw. 15A fÅr Hybridelektrofahrzeuge, wenn eine zus!tz-
liche LademÇglichkeit beim ArbG besteht

" 70A fÅr Elektrofahrzeuge bzw. 35A fÅr Hybridelektrofahrzeuge, wenn keine zus!tz-
liche LademÇglichkeit beim ArbG besteht.

Die genannten Betr!ge mindern den geldwerten Vorteil des ArbN aus der Firmenwa-
gengestellung, wenn die Kosten fÅr den Ladestrom nicht vom ArbG erstattet, sondern
vom ArbN selbst getragen werden.

3.1.3.23 Trinkgelder (§ 3 Nr. 51 EStG)

Trinkgelder, die dem ArbN von Dritten freiwillig gezahlt werden, ohne dass ein Rechts-
anspruch darauf besteht, sind steuerfrei nach § 3 Nr. 51 EStG. Betroffen von dieser Re-
gelung sind insbesondere ArbN in der Gastst!ttenbranche und im Friseurhandwerk.
Nicht unter die Steuerbefreiung fallen Trinkgelder an sonstige Stpfl. wie Nicht-ArbN,
selbst!ndige Friseure oder selbst!ndige Handwerker. In der Praxis fÅhrt die Steuerbe-
freiung zur Vermeidung eines umfangreichen Ermittlungs- und Erfassungsaufwands
und damit zu einer erheblichen Vereinfachung im Besteuerungsverfahren.

3.1.3.24 Zukunftssicherungsleistungen (§ 3 Nr. 62 EStG)

Aufwendungen des ArbG fÅr die Absicherung seiner ArbN und deren nahen AngehÇri-
gen gegen Krankheit, Unfall, Invalidit!t, Alter oder Tod (= Zukunftssicherungsleistun-
gen) gehÇren gem. § 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 LStDV grunds!tzlich zum steuerpflichtigen Ar-
beitslohn. Abweichend hiervon bleiben jedoch nach § 3 Nr. 62 Satz 1 EStG Zukunfts-
sicherungsleistungen steuerfrei, zu denen der ArbG aufgrund sozialversicherungsrecht-
lichen oder anderen gesetzlichen Vorschriften verpflichtet ist, soweit es sich nicht um
Zuwendungen oder Beitr!ge nach § 3 Nr. 56, 63 und 63a EStG handelt. Unter die Steuer-
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befreiung f!llt insbesondere der gesetzliche Arbeitgeberanteil zur Renten-, Kranken-,
Pflege- und Arbeitslosenversicherung. Wenn und soweit der ArbG entsprechende Leis-
tungen allerdings freiwillig erbringt, besteht grunds!tzlich Steuerpflicht.

Den aufgrund gesetzlicher Verpflichtung erbrachten Zukunftssicherungsleistungen
gleichgestellt und damit steuerfrei nach § 3 Nr. 62 Satz 2 EStG sind auch die ZuschÅsse
des ArbG zu den Beitr!gen des ArbN fÅr eine Lebensversicherung – auch fÅr die mit
einer betrieblichen Pensionskasse abgeschlossene Lebensversicherung –, fÅr die freiwil-
lige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder fÅr eine Çffentlich-recht-
liche Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung der Berufsgruppe, wenn der ArbN
auf eigenen Antrag von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung befreit worden ist. Dies gilt nicht, wenn der ArbN kraft Gesetzes in der gesetzli-
chen Rentenversicherung versicherungsfrei ist. Den Beitr!gen des ArbN fÅr eine freiwil-
lige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung der Angestellten stehen im
%brigen Beitr!ge fÅr die freiwillige Versicherung in der Arbeiterrentenversicherung
oder in der knappschaftlichen Rentenversicherung oder fÅr die Selbstversicherung in
der gesetzlichen Rentenversicherung gleich (vgl. R 3.62 Abs. 3 LStR).

Die Steuerfreiheit der gleichgestellten ZuschÅsse beschr!nkt sich nach § 3 Nr. 62
Satz 3 EStG auf den Betrag, den der ArbG als Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Renten-
versicherung aufzuwenden h!tte, wenn der ArbN nicht von der gesetzlichen Versiche-
rungspflicht befreit w!re. Soweit der ArbG die steuerfreien ZuschÅsse unmittelbar an
den ArbN auszahlt, hat dieser die zweckentsprechende Verwendung durch eine ent-
sprechende Bescheinigung des Versicherungstr!gers bis zum 30. April des folgenden
Kalenderjahres nachzuweisen. Die Bescheinigung hat der ArbG als Unterlage zum
Lohnkonto aufzubewahren (vgl. R 3.62 Abs. 4 LStR).

3.1.3.25 Erziehungsgeld/Elterngeld (§ 3 Nr. 67 EStG)

Steuerfrei nach § 3 Nr. 67 Buchst. a bis d EStG sind folgende Leistungen:

" Erziehungsgeld nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz sowie vergleichbare Leistun-
gen der L!nder,

" Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz sowie vergleichbare
Leistungen der L!nder,

" Leistungen fÅr Kindererziehung an MÅtter der Geburtsjahrg!nge vor 1921 nach
SGB VI,

" Zuschl!ge nach Beamtenversorgungsgesetz, Soldatenversorgungsgesetz oder ver-
gleichbaren Regelungen der L!nder fÅr ein vor dem 1.1.2015 geborenes Kind oder
fÅr eine vor dem 1.1.2015 begonnene Zeit der Pflege einer pflegebedÅrftigen Per-
son; im Falle des Zusammentreffens von Zeiten fÅr mehrere Kinder genÅgt es,
wenn eines der Kinder vor dem 1.1.2015 geboren ist.

Beim Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz ist zu beachten,
dass es nach § 32b Abs. 1 Nr. 1 Buchst. j EStG dem Progressionsvorbehalt unterliegt.
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3.1.3.26 Zuschl!ge fÅr Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit (§ 3b
EStG)

Steuerfrei sind Zuschl!ge, die einem ArbN fÅr tats!chlich geleistete Sonntags-, Feier-
tags- oder Nachtarbeit neben dem Grundlohn gezahlt werden. Die Steuerfreiheit gilt
jedoch gem. § 3b Abs. 1 Nr. 1 bis 4 EStG nur insoweit, als die Zuschl!ge

" fÅr Nachtarbeit 25 %,

" fÅr Sonntagsarbeit 50 %,

" fÅr Arbeit am 31. Dezember (ab 14 Uhr) und an den gesetzlichen Feiertagen 125 %,

" fÅr Arbeit am 24. Dezember (ab 14 Uhr), am 25. und 26. Dezember sowie am 1. Mai
150 %

" des Grundlohns nicht Åbersteigen.

Grundlohn ist der laufende Arbeitslohn, der dem ArbN im Rahmen seiner regelm!ßigen
Arbeitszeit fÅr den jeweiligen Lohnzahlungszeitraum zusteht; er ist in einen Stunden-
lohn umzurechnen und mit hÇchstens 50A anzusetzen. Nachtarbeit ist die Arbeit in
der Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr. Sonntags- und Feiertagsarbeit ist die Arbeit in der Zeit
von 0 Uhr bis 24 Uhr des jeweiligen Tages. Welche Tage zu den gesetzlichen Feiertagen
gehÇren, richtet sich nach den am jeweiligen Arbeitsort geltenden Bestimmungen (vgl.
§ 3b Abs. 2 EStG).

Wird die Nachtarbeit vor 0 Uhr aufgenommen, so erhÇht sich der Zuschlag fÅr Nacht-
arbeit in der Zeit von 0 Uhr bis 4 Uhr gem. § 3b Abs. 3 Nr. 1 EStG von 25 % auf 40 %. Au-
ßerdem gilt in diesem Fall auch die Arbeit in der Zeit von 0 Uhr bis 4 Uhr des auf einen
Sonn- oder Feiertag folgenden Tages als Sonntags- oder Feiertagsarbeit (vgl. § 3b Abs. 3
Nr. 2 EStG).

Wird an Sonn- und Feiertagen oder in der nach § 3b Abs. 3 Nr. 2 EStG zu diesen Tagen
gehÇrenden Zeit von 0 Uhr bis 4 Uhr des folgenden Tages Nachtarbeit geleistet, kann
die Steuerbefreiung nach § 3b Abs. 1 Nr. 2 bis 4 EStG kumulativ neben der Steuerbefrei-
ung fÅr Nachtarbeit nach § 3b Abs. 1 Nr. 1 EStG in Anspruch genommen werden. Dabei
ist der steuerfreie Zuschlagssatz fÅr Nachtarbeit mit dem steuerfreien Zuschlagssatz
fÅr Sonntags- oder Feiertagsarbeit auch dann zusammenzurechnen, wenn nur ein Zu-
schlag gezahlt wird. Ist ein Sonntag zugleich Feiertag, kann ein Zuschlag nur bis zur
HÇhe des jeweils in Betracht kommenden Feiertagszuschlags steuerfrei gezahlt wer-
den. Das gilt auch dann, wenn nur ein Sonntagszuschlag gezahlt wird.

BBEEIISSPPIIEELL:: P ArbN A beginnt seine Nachtschicht am Sonntag, dem 26.12. um 21 Uhr und beendet
sie am Montag, dem 27.12. um 8 Uhr.

FÅr A kÇnnen steuerfreie Zuschl!ge zum Grundlohn bis zu folgenden S!tzen gezahlt werden:

" 26.12. von 21 Uhr bis 24 Uhr: 25 % fÅr Nachtarbeit + 150 % fÅr Feiertagsarbeit = 175 %

" 27.12. von 0 Uhr bis 4 Uhr: 40 % fÅr Nachtarbeit + 150 % fÅr Feiertagsarbeit = 190 %

" 27.12. von 4 Uhr bis 6 Uhr: 25 % fÅr Nachtarbeit = 25 %

Zu weiteren Einzelheiten s. auch R 3b LStR.
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3.1.3.27 Sonstige Steuerbefreiungen

Neben den dargestellten Steuerbefreiungen gibt es zahlreiche weitere Steuerbefrei-
ungen in § 3 EStG und aufgrund anderer Gesetze. Hingewiesen sei hier vor allem auf
die steuerfreien Investitionszulagen nach den Investitionszulagengesetzen und die
Steuerfreiheit der Arbeitnehmer-Sparzulage nach § 13 Abs. 3 des VermÇgensbildungs-
gesetzes.

3.1.4 Arten der Ermittlung von EinkÅnften

Die Ermittlung der EinkÅnfte vollzieht sich nicht bei allen Einkunftsarten nach der glei-
chen Methode. Dies ergibt sich insbesondere aus der Formulierung in § 2 Abs. 2 EStG, in
der die EinkÅnfte aus den ersten drei Einkunftsarten (Land- und Forstwirtschaft, Gewer-
bebetrieb, selbst!ndige Arbeit) als Gewinn bezeichnet sind, w!hrend hinsichtlich der
Åbrigen vier Einkunftsarten (nichtselbst!ndige Arbeit, KapitalvermÇgen, Vermietung
und Verpachtung, sonstige EinkÅnfte) vom "berschuss der Einnahmen Åber die Wer-
bungskosten die Rede ist. Dementsprechend sind zwei Gruppen von EinkÅnften zu un-
terscheiden, die GewinneinkÅnfte nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 EStG und die "berschuss-
einkÅnfte nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 bis 7 EStG.

"berschusseinkÅnfte werden ermittelt, indem man von der Summe der Einnahmen,
die der Steuerpflichtige im Ermittlungszeitraum aus der betreffenden Einkunftsart er-
zielt hat, die Summe der im gleichen Zeitraum geleisteten Werbungskosten abzieht
(§ 2 Abs. 2 Nr. 2 EStG). Da diese Berechnungsmethode zwingend einzuhalten ist, w!re
es unzul!ssig, noch nicht vereinnahmte, aber bereits f!llige Betr!ge oder noch nicht
geleistete, aber bereits f!llige Aufwendungen in die Ermittlung der EinkÅnfte einzube-
ziehen. Soweit VermÇgensgegenst!nde der Erzielung von %berschusseinkÅnften die-
nen, werden Wertver!nderungen bei der Berechnung der EinkÅnfte in der Regel nicht
berÅcksichtigt. Ausnahmen bilden lediglich die Absetzungen fÅr Abnutzung (AfA), die
zu den Werbungskosten gehÇren (§§ 9 Abs. 1 Nr. 7, 7 Abs. 1, Abs. 4 EStG), einschließlich
der außergewÇhnlichen technischen oder wirtschaftlichen Abnutzung (z. B. durch Un-
fall), ferner Wertminderungen des Grund- und Bodens, die durch Entnahme von Boden-
sch!tzen vom P!chter des GrundstÅcks verursacht worden sind. Da der Verp!chter die-
se Verschlechterung der Ackerkrume zur Erlangung der Pachteinnahmen bewusst in
Kauf nimmt, stellen derartige VermÇgensopfer Werbungskosten i. S. des § 9 Abs. 1
Satz 1 EStG dar (BFH, Urteil v. 21.10.1960 - VI 169/59 S, BStBl 1961 III S. 45).

Im Bereich der GewinneinkÅnfte ist die Gewinnermittlung durch BetriebsvermÇgens-
vergleich gem. § 4 Abs. 1 EStG die praktisch bedeutsamste. Es gibt jedoch noch weitere
MÇglichkeiten der Gewinnermittlung, wie die Ermittlung des %berschusses der Be-
triebseinnahmen Åber die Betriebsausgaben gem. § 4 Abs. 3 EStG, die Gewinnermitt-
lung nach Durchschnittss!tzen gem. § 13a EStG sowie die Gewinnermittlung bei Han-
delsschiffen im internationalen Verkehr nach § 5a EStG (Tonnagebesteuerung).
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LLIITTEERRAATTUURRHHIINNWWEEIISSEE::

N!here Informationen Åber Anwendung und Berechnungsmethoden der einzelnen Ge-
winnermittlungsarten bietet Kapitel 9.1 in „Grundbegriffe der Gewinnermittlung“. Fer-
ner wird zu diesen Themen hingewiesen auf die B!nde: Gunsenheimer, Die Einnahmen-
Åberschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG, 15. Aufl., Herne/Berlin 2019 und Bilke/Hei-
ning/Mann Lehrbuch BuchfÅhrung und Bilanzsteuerrecht, 13.vÇllig Åberarbeitete Aufl.,
Herne 2021.

Neben den unterschiedlichen Ermittlungsformen rechtsfertigt es auch eine Reihe wei-
terer Merkmale, die GewinneinkÅnfte allgemein gegen die %berschusseinkÅnfte abzu-
grenzen. Ohne dass hier eine abschließende Aufz!hlung dieser Merkmale gegeben wer-
den kann, sei erw!hnt, dass Gewinne aus der Ver!ußerung einzelner betrieblicher Wirt-
schaftsgÅter sowie des ganzen Betriebs die EinkÅnfte erhÇhen; die Ver!ußerung von
KapitalvermÇgen oder GrundvermÇgen, das nicht zu einem BetriebsvermÇgen gehÇrt,
beeinflusst hingegen die HÇhe der EinkÅnfte nur in Ausnahmef!llen (§§ 17, 20 Abs. 2,
22 Nr. 2, 23 EStG). Ferner ist der Abzug von Aufwendungen bei den GewinneinkÅnften
in anderem Umfang zul!ssig als bei den %berschusseinkÅnften (vgl. §§ 4 Abs. 4 u. 5, § 6
Abs. 2 u. Abs. 2a, § 7g EStG einerseits und § 9 EStG andererseits).

AABBBB.. 11:: GGeewwiinnnneeiinnkkÅÅnnffttee –– ""bbeerrsscchhuusssseeiinnkkÅÅnnffttee

HHIINNWWEEIISS::

Bei den EinkÅnften aus KapitalvermÇgen tritt § 20 Abs. 9 EStG (Sparer-Pauschbetrag
801A bei Einzelveranlagung bzw. 1 602A bei Zusammenveranlagung) an die Stelle
der §§ 9 und 9a EStG (§ 2 Abs. 2 Satz 2 EStG). Die tats!chlich angefallenen Werbungs-
kosten kÇnnen – vorbehaltlich der Regelungen in § 32d Abs. 2 EStG – nicht berÅcksich-
tigt werden.
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3.1.5 Betriebseinnahmen – Einnahmen

Im Rahmen der Ermittlung der EinkÅnfte stellt sich die Frage, welche Betr!ge bei den
einzelnen Einkunftsarten als Betriebseinnahmen bzw. Einnahmen zu erfassen sind. Da-
bei ist festzustellen, dass der Begriff „Einnahmen“ in § 8 Abs. 1 EStG gesetzlich geregelt
ist, eine Definition fÅr den Begriff „Betriebseinnahmen“ allerdings sucht man im EStG
vergeblich. Aus diesem Grund ist es allgemein anerkannt, dass die fÅr den Begriff der
Einnahmen in § 8 Abs. 1 EStG aufgestellten Grunds!tze auch fÅr die Auslegung des Be-
griffs der Betriebseinnahmen sinngem!ß anzuwenden sind. Diese Tatsache ist ins-
besondere fÅr die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG wichtig, weil hier der Gewinn
als %berschuss der Betriebseinnahmen Åber die Betriebsausgaben anzusetzen ist.

Wie aus § 8 Abs. 1 EStG hervorgeht, liegen Einnahmen bzw. sinngem!ß Betriebseinnah-
men vor, wenn dem Steuerpflichtigen im Rahmen einer Einkunftsart GÅter in Geld
oder Geldeswert zugeflossen sind.

3.1.5.1 Zufließen von GÅtern

Da dem Steuerpflichtigen GÅter zugeflossen sein mÅssen, erzielt keine Betriebseinnah-
men bzw. Einnahmen, wer auf ein ihm zustehendes Entgelt verzichtet. Es muss also
stets eine tats!chliche VermÇgensmehrung eingetreten sein. Fordert z. B. ein Arzt oder
Rechtsanwalt kein Honorar, weil er fÅr einen Freund t!tig geworden ist, so darf nicht
etwa das angemessene Honorar als Betriebseinnahme angesetzt werden. Das Gleiche
gilt fÅr den Gesellschafter-Gesch!ftsfÅhrer einer GmbH, der mit der Kapitalgesellschaft
kein Entgelt fÅr seine T!tigkeit vereinbart hat. Ebenso hat ein Vermieter mit EinkÅnften
aus § 21 EStG insoweit keine Einnahmen erzielt, als er auf die Miete verzichtet und so-
mit vom Mieter keine Gegenleistung fÅr die %berlassung der vermieteten Wohnung er-
h!lt.

Wegen der Besonderheiten, die sich bei einer ganz oder teilweise unentgeltlich (verbil-
ligt) Åberlassenen Wohnung ergeben kÇnnen, vgl. § 21 Abs. 2 EStG sowie R 21.3 EStR.

Betriebseinnahmen bzw. Einnahmen entstehen nicht, wenn sich der Wert eines der
Einkunftserzielung dienenden VermÇgensgegenstandes erhÇht. § 8 Abs. 1 EStG erfor-
dert das Zufließen von „GÅtern“. Weil dieser Begriff inhaltlich mit dem von der Recht-
sprechung fÅr die GewinneinkÅnfte entwickelten Begriff „WirtschaftsgÅter“ Åberein-
stimmt, mÅssen auch GÅter i. S. des § 8 Abs. 1 EStG stets selbst!ndig bewertbar sein
(vgl. BFH, Urteil v. 28.3.1973 - I R 105/71, BStBl 1974 II S. 2). Wertsteigerungen kÇnnen
aber nicht selbst!ndig bewertet werden und sind somit grunds!tzlich nicht als Be-
triebseinnahmen bzw. Einnahmen zu erfassen. Ausnahmen sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 1
und Nr. 2 EStG (Ansatz des niedrigeren Teilwerts) mÇglich, wenn der Gewinn durch Be-
triebsvermÇgensvergleich ermittelt wird.

Wertsteigerungen kÇnnen sich somit frÅhestens beim Ausscheiden der betreffenden
WirtschaftsgÅter aus dem Betrieb bzw. bei der Ver!ußerung des der Einkunftserzielung
dienenden VermÇgens einkommensteuerlich auswirken, soweit die entsprechenden
Ver!ußerungs- bzw. Entnahmegewinne der Besteuerung unterliegen.
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Mangels Zufluss von GÅtern hat grunds!tzlich auch derjenige keine Betriebseinnah-
men bzw. Einnahmen erzielt, der durch eigene T!tigkeit oder durch die Benutzung ei-
gener Sachen Ausgaben gespart hat, die Betriebsausgaben oder Werbungskosten dar-
stellen wÅrden.

BBEEIISSPPIIEELL 11:: P Zum Gewerbebetrieb gehÇrt ein GrundstÅck des Betriebsinhabers, das ausschließ-
lich betrieblichen Zwecken dient.

Der Nutzungswert des GrundstÅcks erhÇht den Gewinn nicht, denn dem Betriebsinhaber sind
durch die Benutzung des eigenen GrundstÅcks keine GÅter zugeflossen. Er hat zwar Ausgaben
gespart, die ihm entstanden w!ren, wenn er ein gleichwertiges GrundstÅck h!tte pachten
mÅssen; andererseits hat er aber auch nicht die MÇglichkeit, die (ersparten) Pachtzinsen als
Betriebsausgaben gewinnmindernd zu berÅcksichtigen.

BBEEIISSPPIIEELL 22:: P Ein HauseigentÅmer beseitigt in Eigenregie M!ngel, die in seiner vermieteten Woh-
nung entstanden sind. Durch die eigene Arbeitsleistung spart er 500A, die er aufwenden
mÅsste, wenn er einen Handwerker mit der Reparatur beauftragt h!tte.

Die ersparten 500A erhÇhen nicht etwa die Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung des
HauseigentÅmers, andererseits kÇnnen mangels tats!chlicher Aufwendungen auch keine Wer-
bungskosten in Abzug gebracht werden.

Der Zeitpunkt, in dem Betriebseinnahmen bzw. Einnahmen zu erfassen sind, bestimmt
sich grunds!tzlich nach dem Zuflussprinzip des § 11 Abs. 1 EStG (vgl. Rdn. 200 ff.). Er-
folgt die Gewinnermittlung jedoch durch BetriebsvermÇgensvergleich, so sind Betriebs-
einnahmen nicht im Wirtschaftsjahr des Zuflusses, sondern im Wirtschaftsjahr ihrer
Entstehung zu erfassen (vgl. § 252 Abs. 1 Nr. 5 HGB).

3.1.5.2 GÅter in Geld oder Geldeswert

Von der Ausgabenersparnis durch eigene T!tigkeit oder Benutzung eigener Wirt-
schaftsgÅter zu unterscheiden ist der Fall, in dem die Ausgabenersparnisse als Folge
des Zufließens von Einnahmen entstehen. Beispielsweise erspart der ArbN, dem von
seinem ArbG als Teil der VergÅtung fÅr die Arbeitsleistung eine Wohnung zur Ver-
fÅgung gestellt worden ist, dadurch zwar Ausgaben; der Nutzungswert der Wohnung
gehÇrt beim ArbN aber trotzdem zu den Einnahmen aus nichtselbst!ndiger Arbeit
nach § 19 EStG.

Durch § 8 Abs. 1 EStG wird klargestellt, dass Betriebseinnahmen bzw. Einnahmen nicht
nur in Geld bestehen kÇnnen, sondern auch GÅter in Geldeswert zu erfassen sind. Der
Grund hierfÅr liegt darin, dass es wirtschaftlich gleichgÅltig ist, ob eine Leistung in
Geld besteht oder in anderen Werten, die sich in Geld umrechnen lassen. Unter Einnah-
men in Form von Geld sind nur solche zu verstehen, die mit den im Bundesgebiet gel-
tenden gesetzlichen

Zahlungsmitteln geleistet worden sind. Zahlungen in anderer W!hrung stellen dage-
gen Einnahmen in Geldeswert dar.

VermÇgensmehrungen, die nicht in Geld bestehen, werden in § 8 Abs. 2 EStG „Sachbe-
zÅge“ genannt. Darunter f!llt nicht nur die %bereignung von Sachen, also von kÇrper-
lichen Gegenst!nden (§ 90 BGB), sondern auch die %berlassung anderer geldwerter GÅ-
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ter wie bspw. die unentgeltliche oder teilweise unentgeltliche %berlassung einer Woh-
nung oder eines Pkw zur privaten Nutzung.

SachbezÅge sind grunds!tzlich bei allen Einkunftsarten denkbar, Hauptanwendungsfall
ist jedoch die %berlassung geldwerter Vorteile durch ArbG an ihre ArbN, die daraus Ein-
nahmen aus nichtselbst!ndiger T!tigkeit erzielen. Besonders h!ufig ist die %berlassung
von Verpflegung, Unterkunft und Wohnung sowie von im Betrieb des ArbG hergestell-
ten Waren; leitenden Angestellten wird auch h!ufig ein Pkw zur privaten Nutzung
Åberlassen (R 8.1 Abs. 9 LStR).

Auch Dienstleistungen kÇnnen zu SachbezÅgen fÅhren, z. B. fÅhrt die kostenlose Be-
sch!ftigung eines Werksg!rtners im Garten eines Angestellten zu Einnahmen dieses
Angestellten. Ebenso kann der Vorteil, der in der Zinslosigkeit oder niedrigeren Verzin-
sung eines Darlehens besteht, bei einem Bankangestellten als Einnahme aus § 19 EStG
bzw. beim Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft als Einnahme aus § 20 EStG (BFH,
Urteil v. 25.9.1970 - VI R 122/67, BStBl 1971 II S. 53) zu erfassen sein. Auch die Zuwen-
dung einer Reise kann eine Betriebseinnahme im Rahmen gewerblicher EinkÅnfte dar-
stellen (BFH, Urteil v. 22.7.1988 - III R 175/85, BStBl 1988 II S. 995; BFH, Urteil v.
20.4.1989 - IV R 106/87, BStBl 1989 II S. 641; BFH, Urteil v. 28.7.1994 - V R 16/92,
BStBl 1995 II S. 274).

SachbezÅge sind gem. § 8 Abs. 2 Satz 1 EStG grunds!tzlich mit den um Åbliche Preis-
nachl!sse geminderten Åblichen Endpreisen am Abgabeort im Zeitpunkt der Abgabe
zu bewerten. Erh!lt der ArbN eine Ware oder Dienstleistung, so kann der geldwerte
Vorteil aus VereinfachungsgrÅnden mit 96 % des Endpreises angesetzt werden, zu dem
die Ware oder Dienstleistung einem fremden Letztverbraucher im allgemeinen Ge-
sch!ftsverkehr angeboten wird. Dieser Abschlag gilt nicht, wenn als Endpreis der gÅns-
tigste Preis am Markt angesetzt, ein Sachbezug durch eine (zweckgebundene) Geldleis-
tung des Arbeitgebers verwirklicht oder ein Warengutschein mit Betragsangabe hinge-
geben wird (R 8.1 Abs. 2 Satz 3 u. 4 EStR). Einnahmen in fremder W!hrung sind mit
dem aktuellen Kurswert anzusetzen.

SachbezÅge, die nach § 8 Abs. 2 Satz 1 EStG zu bewerten sind, bleiben steuerfrei, wenn
sie – nach Abzug eventueller Zuzahlungen des ArbN – die Freigrenze von 50A (bis VZ
2019 44A) im Kalendermonat nicht Åbersteigen (§ 8 Abs. 2 Satz 11 EStG). %berl!sst der
Arbeitgeber oder ein ihm verbundenes Unternehmen i. S. d. § 15 AktG dem Arbeitneh-
mer eine Wohnung zu Wohnzwecken, so unterbleibt der Ansatz eines Sachbezugs
gem. § 8 Abs. 2 Satz 12 EStG insoweit, als die vom Arbeitnehmer zu zahlende Miete
mindestens 2/3 der ortsÅblichen Miete betr!gt. Dies gilt jedoch nur unter der Voraus-
setzung, dass die ortsÅbliche Kaltmiete nicht mehr als 25A je qm betr!gt.

Abweichend von § 8 Abs. 2 Satz 1 EStG richtet sich die Bewertung bestimmter Sachbe-
zÅge, insbesondere die Gew!hrung von Verpflegung, Unterkunft und Wohnung, nach
den Bestimmungen der Sozialversicherungsentgeltverordnung (§ 8 Abs. 2 Satz 6 ff.
EStG). Auch die Bewertung von SachbezÅgen in Form der %berlassung eines betriebli-
chen Pkw zur privaten Nutzung ist in § 8 Abs. 2 S!tze 2 bis 5 EStG gesondert geregelt.
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BBEEIISSPPIIEELL:: P A ist ArbN bei der Firma F. Laut Arbeitsvertrag steht ihm ein Firmenwagen (Bruttolis-
tenpreis 40 000A) zur VerfÅgung, den er im Jahr 01 wie folgt nutzte:

Gesch!ftsfahrten 13 000 km

Fahrten zwischen Wohnung und erster T!tigkeitsst!tte
180 Fahrten, einfache Entfernung 10 Km

3 600 km

Privatfahrten 5 000 km

Die anhand von Nachweisen Åber die Kfz-Kosten und die Jahreskilometerleistung (ordnungs-
gem!ßes Fahrtenbuch) ermittelten Aufwendungen fÅr den Firmenwagen im Jahr 01 betrugen
0,40A pro gefahrenem Kilometer.

LL##SSUUNNGG:: P Die Pkw-Gestellung fÅr Privatfahrten und fÅr Fahrten zwischen Wohnung und erster
T!tigkeitsst!tte ist ein Sachbezug nach § 8 Abs. 2 EStG (R 8.1 Abs. 9 LStR). Die Fahrten wurden
durch ein ordnungsgem!ßes Fahrtenbuch nachgewiesen und kÇnnen daher nach § 8 Abs. 2
Satz 4 i.V. mit § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 EStG mit den auf die betreffenden Fahrten entfallenden
anteiligen Aufwendungen bewertet werden. Der Wert des Sachbezugs betr!gt somit

3 600 km + 5 000 km = 8 600 km x 0,40A/km = 3 440A.

Statt Fahrtenbuch und Belegnachweis kann der Sachbezug gem. § 8 Abs. 2 S!tze 2 und 3 EStG
i.V. m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG alternativ auch nach der Listenpreismethode wie folgt ermit-
telt werden:

Privatfahrten: 1 % des Listenpreises/Monat = 1 % von 40 000A x 12 Monate = 4 800A

Fahrten zur Arbeit: 0,03 % x Listenpreis x Entfernungskilometer/Monat = 0,03 % x 40 000A x
10 Km x 12 Monate = 1 440A

Der Wert des nach der Fahrtenbuchmethode ermittelten Sachbezugs betr!gt somit insgesamt
3 440A, der Wert nach Listenpreismethode betr!gt 6 240A.

Zur MÇglichkeit der Pauschalversteuerung des geldwerten Vorteils aus der Pkw-%berlassung
fÅr Fahrten zwischen Wohnung und erster T!tigkeitsst!tte und der damit einhergehenden KÅr-
zung des Werbungskostenabzugs vgl. § 40 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 EStG.

Eine weitere Ausnahmeregelung beinhaltet § 8 Abs. 3 EStG fÅr die Bewertung von Sach-
bezÅgen in Form von Waren oder Dienstleistungen, die vom ArbG nicht Åberwiegend
fÅr seine ArbN, sondern fÅr seine Gesch!ftskunden hergestellt, vertrieben oder er-
bracht werden. In diesen F!llen richtet sich die Bewertung – vorbehaltlich einer eventu-
ellen Pauschalversteuerung gem. § 40 EStG – nach dem um 4 % geminderten Endpreis,
zu dem der ArbG oder der dem Abgabeort n!chstans!ssige Abnehmer die Waren oder
Dienstleistungen fremden Letztverbrauchern im allgemeinen Gesch!ftsverkehr anbie-
tet. Die sich nach Abzug eventueller Zuzahlungen des ArbN ergebenden Vorteile sind
steuerfrei, soweit sie insgesamt den sog. Rabattfreibetrag von 1 080A im Kalenderjahr
nicht Åbersteigen (§ 8 Abs. 3 Satz 2 EStG).

Anstelle der Bewertung nach § 8 Abs. 3 EStG kann der geldwerte Vorteil wahlweise
auch nach § 8 Abs. 2 EStG ohne Bewertungsabschlag und ohne Rabattfreibetrag ermit-
telt werden (BFH, Urteil v. 26.7.2012 - BStBl 2013 II S. 400 und 402). Das Wahlrecht
kann sowohl im Lohnsteuerabzugsverfahren als auch im Veranlagungsverfahren aus-
geÅbt werden, sinnvollerweise dann, wenn die Bewertung nach § 8 Abs. 2 EStG zum
steuerlich gÅnstigeren Ergebnis, also zu einem niedrigeren Wertansatz fÅhrt (vgl. H 8.2
„Wahlrecht“ LStH). Dies kommt bspw. dann in Frage, wenn der Rabattfreibetrag von
1 080A bereits anderweitig ausgeschÇpft wurde (vgl. im Einzelnen BMF vom
16.5.2013, BStBl 2013 I S. 729).
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3.1.5.3 Zufließen „im Rahmen einer Einkunftsart“

Sind einem Stpfl. GÅter in Geld oder Geldeswert zugeflossen, so handelt es sich um Be-
triebseinnahmen bzw. Einnahmen, wenn das Zufließen im Rahmen einer der sieben
Einkunftsarten erfolgt ist. Diese Voraussetzung h!ngt von den Umst!nden des Einzel-
falls ab, es lassen sich jedoch einige allgemeine Grunds!tze aufstellen.

FÅr die Einordnung in eine Einkunftsart ist unerheblich, unter welcher Bezeichnung die
GÅter zufließen und ob ein Rechtsanspruch auf sie besteht oder nicht. Erh!lt bspw. ein
ArbN neben dem Lohn fÅr die geleistete Arbeit eine Abfindung, weil er auf seinen Ur-
laub verzichtet, so gehÇrt die Abfindung zu den Einnahmen aus nichtselbst!ndiger Ar-
beit. Aus dem gleichen Grund kÇnnen als „Geschenk“ bezeichnete Leistungen, die bei
wirtschaftlicher Betrachtung keine Geschenke sind, weil ihnen eine Leistung des Be-
gÅnstigten

gegenÅbersteht, zu den Betriebseinnahmen oder Einnahmen z!hlen.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Ein ArbN bekommt von seinem ArbG 800A als „Weihnachtsgeschenk“.

Der Betrag gehÇrt in voller HÇhe zum Arbeitslohn (§ 2 Abs. 1 LStDV), wenn das Weihnachts-
geschenk nur durch das Bestehen des Arbeitsverh!ltnisses erkl!rt werden kann.

Da das EStG nicht nur entgeltliche Vorg!nge besteuert, sind bei den GewinneinkÅnften
auch Geschenke als Betriebseinnahmen zu erfassen, falls sie durch den Betrieb des Be-
schenkten und nicht durch persÇnliche Beziehungen des Schenkers zum Beschenkten
veranlasst sind. Des &fteren erhofft sich der Schenker eine Gegenleistung, auch wenn
sie vom Beschenkten tats!chlich nicht erbracht wird. Das Geschenk gehÇrt dann trotz
der Unentgeltlichkeit des Vorgangs zu den Betriebseinnahmen.

BBEEIISSPPIIEELL 11:: P Ein Großh!ndler mit Gewinnermittlung durch BetriebsvermÇgensvergleich nach § 4
Abs. 1 EStG erh!lt von einem seiner Lieferanten, von dem er nur in geringem Umfang Waren
bezieht und den er persÇnlich nicht kennt, eine Uhr im Wert von 300A geschenkt. Der Liefe-
rant mÇchte auf diese Weise intensivere Gesch!ftsbeziehungen mit dem Großh!ndler errei-
chen. Der erstrebte Erfolg bleibt jedoch aus, weil der Großh!ndler bei anderen Lieferanten zu
gÅnstigeren Bedingungen einkaufen kann.

Es handelt sich zivilrechtlich um eine Schenkung (§ 516 BGB). Weil das Geschenk jedoch be-
trieblich veranlasst ist, erhÇht es das BetriebsvermÇgen des Beschenkten und mithin auch sei-
nen Gewinn. Da die Uhr unentgeltlich erworben wurde, muss sie mit dem Betrag angesetzt
werden, den der Beschenkte im Zeitpunkt des Erwerbs dafÅr h!tte aufwenden mÅssen. Ver-
wendet der Beschenkte die Uhr fÅr private Zwecke, so muss sie dem Betrieb mit dem Teilwert
entnommen werden (§ 4 Abs. 1 Satz 2 i.V. m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 1 EStG).

BBEEIISSPPIIEELL 22:: P Ein Arzt erh!lt von einem Patienten Åber das in Rechnung gestellte Honorar hinaus
wegen einer Åberaus erfolgreichen Behandlung ein Geldgeschenk i. H.von 500A.

Die 500A sind fÅr den Arzt Betriebseinnahmen, da sie ihm in urs!chlichem Zusammenhang
mit dem Betrieb zugeflossen sind.

BBEEIISSPPIIEELL 33:: P Mehrere ArbN erhalten im Rahmen einer Feierstunde von ihrem ArbG Buchpr!sente
im Wert von jeweils 200A, weil sie die GesellenprÅfung erfolgreich bestanden haben.

Auch diese freiwilligen Zuwendungen aus persÇnlichem Anlass fÅhren in voller HÇhe zu Ein-
nahmen (= Arbeitslohn) der einzelnen ArbN nach § 2 Abs. 1 LStDV (R 19.3 LStR). Eine nicht steu-
erbare Aufmerksamkeit i. S. d. R 19.6 Abs. 1 LStR liegt nicht vor, da die Freigrenze von 60A
(brutto) Åberschritten ist.
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HHIINNWWEEIISS::

FÅr Geschenke, die nicht in Geld bestehen, kann der Schenker die ESt fÅr den Beschenk-
ten im Wege der Lohnsteuerpauschalierung nach § 37b EStG mit einem Pauschalsteu-
ersatz von 30 % Åbernehmen. Das BMF-Schreiben v. 19.5.2015 (BStBl 2015 I S. 468) un-
ter BerÅcksichtigung der 'nderungen im BMF-Schreiben v. 28.6.2018 (BStBl 2018 I
S. 814) nimmt zur Pauschalierung der ESt bei Sachzuwendungen nach § 37b EStG aus-
fÅhrlich Stellung (s. a. Rdn. 2491 ff.).

Auch bei anderen Einkunftsarten sieht das Gesetz die Besteuerung unentgeltlich zuflie-
ßender GÅter vor. So z!hlen wiederkehrende BezÅge i. S. des § 22 Nr. 1 EStG auch zu
den Einnahmen, wenn sie unentgeltlich gew!hrt werden.

Gegen die steuerpflichtigen Einnahmen in Geldeswert (= SachbezÅge) sind die sog.

Aufmerksamkeiten abzugrenzen. Dabei handelt es sich um Sachleistungen des ArbG
fÅr seine ArbN, die nach der Verkehrsauffassung nicht als Arbeitslohn angesehen wer-
den (BFH, Urteil v. 26.4.1963 - VI 291/62 U, BStBl 1963 III S. 329). Nach Ansicht des BFH
stellen derartige Aufwendungen des ArbG nur dann einen geldwerten Vorteil des ArbN
dar, wenn

dieser durch die Zuwendung „objektiv“ bereichert ist, der Anlass der Zuwendung unÅb-
lich ist oder der Wert der Zuwendung das Åbliche Maß Åberschreitet.

Unter Aufmerksamkeiten sind insbesondere Sachzuwendungen bis zu einem Wert von
60A (brutto) zu verstehen, die der ArbG dem ArbN oder dessen AngehÇrigen anl!sslich
eines besonderen persÇnlichen Ereignisses zukommen l!sst. Hierunter fallen bspw. ein
Blumenstrauß, ein Weingeschenk, ein Pr!sentkorb, ein Buch oder eine CD bzw. DVD. Zu
beachten ist, dass Geldgeschenke stets zum steuerpflichtigen Arbeitslohn gehÇren,
auch wenn ihr Wert gering ist (vgl. R 19.6 Abs. 1 LStR).

Zu den Aufmerksamkeiten gehÇren außerdem auch Getr!nke und Genussmittel zum
Verzehr im Betrieb sowie Mahlzeiten bis zu einem Wert von 60A (brutto) anl!sslich
eines außergewÇhnlichen Arbeitseinsatzes (z. B. Besprechung im Betrieb), die der ArbG
dem ArbN unentgeltlich oder verbilligt zur VerfÅgung stellt (vgl. R 19.6 Abs. 2 LStR).

Dagegen gehÇren Zuwendungen des ArbG an seine ArbN anl!sslich von Betriebsver-
anstaltungen (z. B. BetriebsausflÅge, Weihnachtsfeiern) gem. § 19 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1a EStG grunds!tzlich zum steuerpflichtigen Arbeitslohn. Soweit die auf den einzel-
nen ArbN entfallenden Zuwendungen im Rahmen einer einzelnen Betriebsveranstal-
tung den Freibetrag von 110A nicht Åbersteigen, gehÇren sie jedoch nicht zum Arbeits-
lohn. Diese Regelung betrifft zum einen nur Betriebsveranstaltungen, deren Teilnahme
allen AngehÇrigen des Betriebs oder eines Betriebsteils offensteht. Außerdem gilt der
Freibetrag nur fÅr maximal zwei Betriebsveranstaltungen j!hrlich, d. h. jede weitere Be-
triebsveranstaltung unterliegt in vollem Umfang der Besteuerung. Werden in einem
Jahr mehr als zwei Betriebsveranstaltungen durchgefÅhrt, so kÇnnen die beiden be-
gÅnstigten Veranstaltungen im Sinne einer steueroptimalen Gestaltung frei aus-
gew!hlt werden.
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Zu den Zuwendungen anl!sslich der Betriebsveranstaltung gehÇren dabei sowohl Auf-
wendungen (brutto), die dem einzelnen ArbN individuell zugerechnet werden kÇnnen
(z. B. Speisen, Getr!nke, Eintrittskarten) als auch die anteiligen Aufwendungen fÅr den
!ußeren Rahmen (z. B. Kosten fÅr die Unterhaltung, Raummiete oder Buskosten). Falls
Begleitpersonen des ArbN (z. B. Ehefrau, Kinder) an der Veranstaltung teilnehmen, sind
die auf diese Personen entfallenden Kosten dem jeweiligen ArbN zuzurechnen.

Zur lohn- und umsatzsteuerlichen Behandlung von Betriebsveranstaltungen im Einzel-
nen s. auch die BMF-Schreiben vom 14.10.2015 (BStBl 2015 I S. 832) und vom 19.4.2016
- III C 2 - S 7109/15/10001 (UR 2016 452).

Die Einreihung zugeflossener GÅter in eine Einkunftsart erfolgt unabh!ngig davon, ob
die Leistung auf einem Rechtsgesch!ft beruht, das gegen ein gesetzliches Verbot oder
gegen die guten Sitten verstÇßt. Steuerlich ist allein maßgebend, ob das mit dem
Rechtsgesch!ft bezweckte wirtschaftliche Ergebnis eingetreten ist oder nicht (§ 40 AO).

BBEEIISSPPIIEELL:: P Ein Handelsvertreter hat dem Eink!ufer eines großen Werkes fÅr jede Bestellung
Schmiergelder zugesagt und auch bezahlt.

Die Vereinbarung, Schmiergelder zu zahlen, verstÇßt gegen die guten Sitten. Das Rechts-
gesch!ft war daher nach § 138 BGB nichtig, so dass der Eink!ufer zivilrechtlich bezÅglich der
Schmiergelder keinen Zahlungsanspruch gegen den Vertreter erlangt hat. Da die Zahlungen
aber geleistet wurden, sind sie im Rahmen des § 22 Nr. 3 EStG als Einnahmen des Eink!ufers
zu erfassen (§ 40 AO).

Unter den Begriff der GÅter, die im Rahmen einer Einkunftsart zufließen, fallen auch
Entsch!digungen fÅr entgangene oder entgehende Einnahmen aus der betreffenden
Einkunftsart (§ 24 Nr. 1 Buchst. a EStG). Außerdem regelt § 24 Nr. 2 EStG, dass Betriebs-
einnahmen oder Einnahmen auch dann zu erfassen sind, wenn ihnen eine frÅhere,
nicht mehr ausgeÅbte T!tigkeit oder ein frÅheres, nicht mehr bestehendes Rechtsver-
h!ltnis zugrunde liegt. Dies gilt auch dann, wenn die betreffenden Ertr!ge dem Rechts-
nachfolger zufließen.

BBEEIISSPPIIEELL:: P V war EigentÅmer eines MietwohngrundstÅcks, das er im Jahr 01 verkauft hat. Er er-
h!lt in 02 von einem seiner frÅheren Mieter aufgrund eines rechtskr!ftigen Urteils 600A rÅck-
st!ndige Miete.

Der Betrag von 600A ist mit Zufluss im Jahre 02 als Einnahme des V aus Vermietung und Ver-
pachtung anzusetzen (§§ 21 Abs. 1 Nr. 1 u. 24 Nr. 2 EStG), auch wenn im Zeitpunkt der Miet-
zahlung keine Vermietung mehr erfolgt.

ZurÅckgezahlte Betriebsausgaben sind als Betriebseinnahmen und zurÅckgezahlte
Werbungskosten als Einnahmen im Rahmen der jeweiligen Einkunftsart zu erfassen.

3.1.6 Betriebsausgaben und Werbungskosten

3.1.6.1 Allgemeines

Weitere grundlegende Frage der Einkommensbesteuerung ist, inwieweit Betriebsaus-
gaben bzw. Werbungskosten von den Betriebseinnahmen bzw. Einnahmen aus der je-
weiligen Einkunftsart abgezogen werden kÇnnen. Die Begriffe „Betriebsausgaben“ und
„Werbungskosten“ sind gesetzlich definiert: Betriebsausgaben sind nach § 4 Abs. 4
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EStG „die Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind“. Unter Werbungskos-
ten versteht man nach § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG „Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung
und Erhaltung der Einnahmen“.

Der Gesetzeswortlaut l!sst den Schluss zu, dass zwischen Betriebsausgaben und Wer-
bungskosten ein grundlegender Unterschied besteht. W!hrend der Betriebsausgaben-
begriff kausal (durch den Betrieb veranlasst) zu sehen ist, wurden die Werbungskosten
Åber Jahre hinweg rein final (zur Erzielung der Einnahmen) gesehen. Die BFH-Recht-
sprechung (vgl. BFH, Urteil v. 28.11.1980 - VI R 193/77, BStBl 1981 II S. 368) hat den
Werbungskostenbegriff jedoch dem Begriff der Betriebsausgaben angen!hert. Danach
sind Werbungskosten, bspw. im Rahmen des § 19 EStG, alle Aufwendungen, die durch
das Arbeitsverh!ltnis veranlasst sind, siehe auch R 9.1 Abs. 1 Satz 1 LStR.

Der BFH wurde zu dieser kausalen Auslegung vor allem dadurch bewogen, dass nach-
tr!gliche, d. h. nach Beendigung der Einnahmeerzielung anfallende Ausgaben von der
rein finalen Begriffsdefinition der Werbungskosten nicht erfasst werden. Dem kann
aber entgegengehalten werden, dass auch vorweggenommene Ausgaben, die der kÅnf-
tigen Einnahmeerzielung dienen sollen, im Falle der kausalen Auslegung nicht erfasst
werden, weil ein Betrieb, Beruf usw., durch den die Ausgaben „veranlasst“ werden
kÇnnten, noch gar nicht vorhanden ist. Im Ergebnis empfiehlt sich im Zweifelsfall eine
wirtschaftliche Betrachtung, nach der Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten immer
dann vorliegen, wenn ein wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen Einnahmen und
Ausgaben besteht (BFH, Urteil v. 8.2.1983 - VIII R 130/79, BStBl 1983 II S. 554).

3.1.6.2 Merkmale der Betriebsausgaben und Werbungskosten

3.1.6.2.1 Aufwendungen

Die gesetzlichen Definitionen der Begriffe Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 4 EStG) und Wer-
bungskosten (§ 9 Abs. 1 Satz 1 EStG) haben gemeinsam, dass jeweils von „Aufwendun-
gen“ die Rede ist. Diesen Begriff erl!utert das EStG nicht, obwohl er auch in den Vor-
schriften zu den Sonderausgaben (§ 10 EStG) und zu den außergewÇhnlichen Belastun-
gen (§§ 33 u. 33a EStG) verwendet wird. Die Bedeutung des Wortes „Aufwendungen“
l!sst sich jedoch aus dem gegenteiligen Begriff der „Einnahmen“ ableiten: W!hrend
Einnahmen voraussetzen, dass dem Steuerpflichtigen GÅter zufließen, also eine Ver-
mÇgensmehrung eintritt, liegen im Umkehrschluss hierzu Aufwendungen vor, wenn
GÅter aus dem VermÇgen des Steuerpflichtigen ausscheiden (VermÇgensminderung).
Die ausscheidenden GÅter mÅssen analog zu den Einnahmen nicht notwendigerweise
in Geld bestehen, es kann sich vielmehr auch um geldwerte Leistungen handeln. Die
Regelungen in § 8 EStG finden daher sinngem!ß Anwendung.

Aufwendungen in diesem Sinne liegen daher auch dann vor, wenn ein Wertverlust ein-
tritt, der ein Wirtschaftsgut betrifft, das ausschließlich oder nahezu ausschließlich der
Einnahmeerzielung dient (z. B. Arbeitsmittel), oder wenn aus nahezu ausschließlich be-
trieblichen/beruflichen GrÅnden ein privates Wirtschaftsgut gesch!digt wird (BFH, Ur-
teil v. 29.4.1983 - VI R 139/80, BStBl 1983 II S. 586).
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Entgehende oder entgangene Einnahmen sind dagegen keine Aufwendungen (BFH, Ur-
teil v. 15.12.1977 - VI R 102/75, BStBl 1978 II S. 216). Bei unentgeltlicher "berlassung
einer Wohnung kann daher der Nutzungswert einer solchen Wohnung beim %berlas-
senden weder zu den Betriebsausgaben noch zu den Werbungskosten gehÇren.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Der ArbG zahlt dem ArbN monatlich 3 000A Arbeitslohn und Åberl!sst ihm außer-
dem eine zum BetriebsvermÇgen gehÇrende Wohnung mit einem Nutzungswert von monat-
lich 500A, ohne dass der ArbN Miete zu zahlen hat.

Der ArbN hat zwar monatlich 3 500A Einnahmen aus nichtselbst!ndiger Arbeit, weil der Nut-
zungswert der Wohnung fÅr ihn eine Einnahme in Geldeswert darstellt; der ArbG darf jedoch
nur 3 000A als Betriebsausgaben behandeln, da sich sein VermÇgen nicht um den Nutzungs-
wert der Wohnung verringert. Wegen des Verzichts auf die Zahlung von Miete tritt zwar keine
VermÇgensmehrung, aber auch keine VermÇgensminderung ein. Die Aufwendungen des ArbG
bestehen nur in den gezahlten 3 000A.

Wegen fehlender VermÇgensminderung stellen auch vom Stpfl. selbst erbrachte
Dienstleistungen keine Betriebsausgaben oder Werbungskosten dar. Der Handwerker,
der bei einem Auftraggeber persÇnlich eine Reparatur ausfÅhrt, darf also nicht etwa
aufgrund der eigenen Arbeitsleistung einen angemessenen Betrag als Betriebsausga-
ben abziehen. Auch dem Vermieter, der eine Reparatur in der vermieteten Wohnung
selbst ausgefÅhrt hat, sind keine „Aufwendungen“ erwachsen. Insoweit kommt ein Ab-
zug von Werbungskosten nicht in Frage.

Sind Aufwendungen entstanden, die Betriebsausgaben oder Werbungskosten darstel-
len, so ergibt sich die weitere Frage, in welchem Ermittlungszeitraum (Rdn. 191 ff.) sie
zu erfassen sind. Nach § 11 Abs. 2 Satz 1 EStG erfolgt der Abzug von Aufwendungen re-
gelm!ßig in dem Jahr, in dem sie geleistet wurden (Abflussprinzip). Die Vorschriften
Åber den BetriebsvermÇgensvergleich, die von § 11 EStG unberÅhrt bleiben (§ 11 Abs. 2
Satz 6 EStG), fÅhren jedoch vielfach dazu, dass Betriebsausgaben den Gewinn in einem
anderen Wirtschaftsjahr als dem der Zahlung mindern.

3.1.6.2.2 Notwendigkeit ohne Bedeutung

Betriebsausgaben und Werbungskosten haben weiterhin gemeinsam, dass es i. d. R.
nicht darauf ankommt, ob die Aufwendungen objektiv notwendig sind und ob sie im
Rahmen des %blichen liegen. FÅr die Betriebsausgaben geht dies aus § 4 Abs. 4 EStG
hervor, der lediglich verlangt, dass die Aufwendungen durch den Betrieb „veranlasst“
sind. Aufwendungen kÇnnen aber auch dann betrieblich veranlasst sein, wenn sie sich
bei objektiver Betrachtung als ÅberflÅssig oder den Rahmen des %blichen Åberschrei-
tend herausstellen. Allerdings wird der Abzug von Betriebsausgaben durch die Vor-
schrift des § 4 Abs. 5 EStG (vgl. Rdn. 1087 ff.) eingeschr!nkt.

Auch beim Abzug von Werbungskosten kommt es i. d. R. auf die Notwendigkeit der Auf-
wendungen und auf deren %blichkeit nicht an. Es genÅgt, dass die Aufwendungen ob-
jektiv geeignet sind, die Einnahmeerzielung zu fÇrdern, und vom Steuerpflichtigen sub-
jektiv auch dazu bestimmt sind (BFH, Urteil v. 28.11.1980 - VI R 193/77, BStBl 1981 II
S. 368).

Selbst unnÇtige Aufwendungen, die in dieser Absicht geleistet werden, gehÇren dem-
nach zu den Werbungskosten. Auch die in § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 bis 4, 6 u. 7 EStG ge-
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nannten Aufwendungen sind unabh!ngig von ihrer Notwendigkeit und %blichkeit als
Werbungskosten abzuziehen. Bspw. kÇnnen auch ungewÇhnlich hohe Ausgaben, die
ein ArbN zu seiner Fortbildung fÅr Fachliteratur aufwendet, nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 6
EStG in vollem Umfang als Werbungskosten berÅcksichtigt werden.

Rechtsprechung wie Finanzverwaltung messen der Notwendigkeit und %blichkeit von
Aufwendungen jedoch immer dann Bedeutung zu, wenn die Aufwendungen nicht aus-
schließlich die berufliche T!tigkeit des Stpfl. betreffen. %berschreiten die Aufwendun-
gen das notwendige oder Åbliche Maß, so wird dies in solchen F!llen als Anhaltspunkt
dafÅr gewertet, dass diese Ausgaben mindestens zum Teil nicht durch berufliche Inter-
essen, sondern durch die private LebensfÅhrung veranlasst sind. Insbesondere Aufwen-
dungen im Zusammenhang mit einer beruflich begrÅndeten doppelten HaushaltsfÅh-
rung sowie fÅr berufliche veranlasste %bernachtungen erkennt der Gesetzgeber nur in-
soweit als Werbungskosten an, als es sich notwendige Mehraufwendungen handelt (s.
§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5, Nr. 5a und Nr. 5b EStG).

3.1.6.2.3 Abgrenzung gegen nicht abzugsf!hige Aufwendungen (§ 12 EStG)

Die sowohl bei den Betriebsausgaben als auch bei den Werbungskosten erforderliche
Abgrenzung gegen nicht abzugsf!hige Kosten der Lebenshaltung ist von großer prakti-
scher Bedeutung. Als Aufwendungen, die durch den Betrieb, Beruf usw. veranlasst sind,
kÇnnte man bei weiter Auslegung der §§ 4 Abs. 4 EStG und 9 Abs. 1 Satz 1 EStG auch
die Kosten des Haushalts des Steuerpflichtigen sowie sonstige Kosten ansehen, die mit
seiner LebensfÅhrung zusammenh!ngen. Es w!re jedoch nicht gerechtfertigt, solche
Aufwendungen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten zu berÅcksichtigen. Der-
artige Aufwendungen entstehen unabh!ngig davon, ob eine T!tigkeit ausgeÅbt wird,
durch die der Stpfl. EinkÅnfte erzielt. Auf die HÇhe der EinkÅnfte dÅrfen sich jedoch nur
solche Aufwendungen auswirken, die unterblieben w!ren, wenn der Stpfl. die der Er-
langung von EinkÅnften dienende T!tigkeit nicht ausgeÅbt h!tte.

Die entgegengesetzte Auffassung wÅrde zur Folge haben, dass bei sonst gleichen Ver-
h!ltnissen derjenige am wenigsten ESt zahlen mÅsste, der das meiste Geld fÅr seine
private LebensfÅhrung ausgibt. Auch die Tatsache, dass angemessene Ern!hrung, Klei-
dung und Wohnung die Leistungsf!higkeit und damit die berufliche T!tigkeit des Stpfl.
fÇrdern, reicht nicht aus, hierfÅr entstandene Aufwendungen bei der Ermittlung der
EinkÅnfte zum Abzug zuzulassen.

An dieser Stelle wird auch auf § 4 Abs. 4a EStG hingewiesen, der Zinszahlungen auf be-
triebliche Darlehen, die durch hohe Privatentnahmen veranlasst wurden und die damit
nicht ausschließlich dem betrieblichen Bereich zufallen, nur in eingeschr!nkter Form
zum Betriebsausgabenabzug zul!sst. Weitere Erl!uterungen zum Thema „Nicht ab-
zugsf!hige Ausgaben“ erhalten Sie in Kapitel 5, Rdn. 246 ff.

3.1.6.3 Die RÅckzahlung von Einnahmen

W!hrend die RÅckzahlung von Betriebseinnahmen zu den Betriebsausgaben z!hlt,
stellt die RÅckzahlung steuerpflichtiger Einnahmen nach der finalen Auslegung des
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Werbungskostenbegriffs keine Werbungskosten dar. Derartige RÅckzahlungen werden
nicht in der Absicht geleistet, Einnahmen zu erwerben, zu sichern oder zu erhalten.
Schon der RFH hat diese Zahlungen als „werbungskosten!hnlichen“ Aufwand behan-
delt und in Analogie zu § 9 EStG zum Abzug zugelassen. Auch der BFH gestattet den
Abzug, betrachtet die RÅckzahlung jedoch begrifflich nicht als Werbungskosten, son-
dern als „negative Einnahme“ (BFH, Urteil v. 13.12.1963 - VI 22/61 S, BStBl 1964 III
S. 184).

3.1.7 Die Werbungskostenpauschbetr!ge

Da es oft schwierig ist zu unterscheiden, ob bestimmte Aufwendungen Werbungskos-
ten darstellen oder nicht, wÅrden die Finanz!mter selbst bei geringen Aufwendungen
mitunter vor komplizierte und zeitraubende Abgrenzungsfragen gestellt. Um sie hier-
von zu entlasten, enth!lt § 9a EStG fÅr bestimmte %berschusseinkÅnfte Werbungskos-
tenpauschbetr!ge.

Bei den einzelnen Einkunftsarten kann nicht mit gleich hohen Werbungskosten gerech-
net werden. Erfahrungsgem!ß sind die Werbungskosten bei den EinkÅnften aus nicht-
selbst!ndiger Arbeit hÇher als bei den sonstigen EinkÅnften i. S. des § 22 EStG. Man hat
die HÇhe der Pauschbetr!ge daher fÅr diese beiden Einkunftsarten unterschiedlich wie
folgt bemessen:

1. ArbN-Pauschbetrag bei Einnahmen aus nichtselb-
st!ndiger T!tigkeit ohne VersorgungsbezÅge nach
§ 19 Abs. 2 EStG

§ 9a Satz 1 Nr. 1
Buchst. a EStG

1 000A

2. WK-Pauschbetrag bei VersorgungsbezÅgen nach
§ 19 Abs. 2 EStG

§ 9a Satz 1 Nr. 1
Buchst. b EStG

102A

3. WK-Pauschbetrag bei Einnahmen i. S. d. § 22 Nr. 1,
1a, und 5 EStG

§ 9a Satz 1 Nr. 3 EStG 102A

Die Pauschbetr!ge stellen die von den Einnahmen abzuziehenden Mindestbetr!ge dar.
Wenn dem Steuerpflichtigen im Zusammenhang mit der Erzielung von Einnahmen aus
nichtselbst!ndiger Arbeit oder aus § 22 Nr. 1, 1a, und 5 EStG keine Aufwendungen er-
wachsen sind oder aber Aufwendungen, die unter dem Pauschbetrag fÅr die betreffen-
de Einkunftsart liegen, muss mindestens der Pauschbetrag abgezogen werden. %ber-
steigen die Werbungskosten dagegen den maßgebenden Pauschbetrag, so sind die tat-
s!chlichen Aufwendungen zu berÅcksichtigen. FÅr den Abzug der Pauschbetr!ge ist
kein Antrag erforderlich, sie werden im Rahmen des Lohnsteuerabzugs automatisch
bzw. im Rahmen der Einkommensteuer-Veranlagung von Amts wegen berÅcksichtigt.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Ein ArbN hat fÅr den VZ 01 Werbungskosten von 900A im Zusammenhang mit sei-
nen Einnahmen aus nichtselbstst!ndiger T!tigkeit geltend gemacht. Es kann dahingestellt
bleiben, ob diese Betr!ge tats!chlich Werbungskosten darstellen, denn nach § 9a Satz 1 Nr. 1
Buchst. a EStG werden von den Einnahmen 1 000A als ArbN-Pauschbetrag abgezogen.

H!tte der ArbN beispielsweise 1 450A Werbungskosten geltend gemacht, so obliegt es dem
FA zu prÅfen, welche Aufwendungen zu den Werbungskosten gehÇren. WÅrde sich herausstel-
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len, dass nur 1 200A zu den Werbungskosten z!hlen, so mÅsste dieser Betrag von den Einnah-
men abgezogen werden.

Mit dem Ziel, eine Vereinfachung zu schaffen, w!re es nicht vereinbar, wenn die Wer-
bungskostenpauschbetr!ge auch dann in voller HÇhe abgezogen wÅrden, wenn die
Einnahmen unter dem Pauschbetrag liegen. In derartigen F!llen ist die Vermutung ge-
rechtfertigt, dass die Werbungskosten die Einnahmen nicht Åbersteigen, mag dies im
Einzelfall auch einmal nicht zutreffen. Aus diesem Grunde gestattet § 9a Satz 2 EStG
den Abzug der Pauschbetr!ge nur bis zur HÇhe der steuerpflichtigen Einnahmen, so
dass durch die KÅrzung der Einnahmen um den Pauschbetrag nie ein Verlust aus der
betreffenden Einkunftsart entstehen kann.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Eine Hausfrau war im Jahr 01 nur im Monat Dezember als Verk!uferin t!tig. Ihre
steuerpflichtigen Einnahmen aus nichtselbst!ndiger Arbeit betragen lediglich 900A, die tat-
s!chlichen Werbungskosten 260A.

Die EinkÅnfte aus § 19 EStG belaufen sich auf 0A, denn der ArbN-Pauschbetrag darf nur bis
zur HÇhe der Einnahmen von 900A abgezogen werden.

Eine Besonderheit gilt beim Werbungskostenpauschbetrag fÅr VersorgungsbezÅge
nach § 9a Satz 1 Nr. 1 Buchst. b EStG, der gem. § 9a Satz 2 Halbsatz 1 EStG nur bis zur
HÇhe der um den Versorgungsfreibetrag und den Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag
geminderten Einnahmen abgezogen werden darf.

Die Pauschbetr!ge sind jeweils Jahresbetr!ge. Sie sind daher nicht anteilig zu kÅrzen,
wenn nur w!hrend eines Teils des Jahres Einnahmen aus der betreffenden Einkunftsart
erzielt wurden oder wenn die persÇnliche Steuerpflicht lediglich w!hrend eines Teils
des Jahres bestanden hat (vgl. R 9a EStR).

Hat der Stpfl. im gleichen VZ sowohl EinkÅnfte aus einem aktiven Dienstverh!ltnis
nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG als auch VersorgungsbezÅge nach §§ 19 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2, Abs. 2 EStG bezogen, so kÇnnen die Werbungskostenpauschbetr!ge nach § 9a
Satz 1 Nr. 1 Buchst. a EStG und Buchst. b EStG kumulativ in Anspruch genommen wer-
den. Auch hier erfolgt keine zeitanteilige KÅrzung.

3.1.8 Summe der EinkÅnfte

3.1.8.1 Grundsatz
Die EinkÅnfte aus den sieben Einkunftsarten werden jeweils getrennt ermittelt und da-
nach mit den EinkÅnften aus den anderen Einkunftsarten zusammengerechnet, so dass
sich daraus die Summe der EinkÅnfte ergibt (vgl. § 2 Abs. 3 EStG). Bei einer Zusammen-
veranlagung von Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartnern (vgl. Rdn. 2302 ff.) sind
fÅr jeden Ehegatten bzw. jeden Lebenspartner die von ihm bezogenen EinkÅnfte geson-
dert zu ermitteln (H 26b „Gesonderte Ermittlung der EinkÅnfte“ EStH). Die Zusammen-
veranlagung nach § 26b EStG fÅhrt zwar zu einer Zusammenrechnung, nicht aber zu
einer einheitlichen Ermittlung der EinkÅnfte der Ehegatten bzw. Lebenspartner (R 26b
Abs. 1 Satz 1 EStR). Kommt bei einem oder auch bei beiden Ehegatten bzw. Lebenspart-
nern die BerÅcksichtigung eines Altersentlastungsbetrages i. S. d. § 24a EStG in Be-
tracht, ist dieser im Fall der Zusammenveranlagung jedem Ehegatten bzw. Lebenspart-
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ner, der die altersm!ßigen Voraussetzungen erfÅllt, nach Maßgabe der von ihm bezo-
genen EinkÅnfte zu gew!hren (H 24a „Altersentlastungsbetrag bei Ehegatten“ EStH).
Ein Schema zur Ermittlung des Gesamtbetrags der EinkÅnfte bei Zusammenveranla-
gung findet sich in Rdn. 177. Etwaige Einschr!nkungen hinsichtlich der BerÅcksichti-
gung von Verlusten sind bei der Bildung der Summe der EinkÅnfte zu berÅcksichtigen
(vgl. Rdn. 638 ff.).

3.1.8.2 Verlustausgleich

EinkÅnfte im steuerlichen Sinne sind sowohl positive als auch negative Ergebnisse, die
sich bei der GegenÅberstellung von Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben bzw.
Einnahmen und Werbungskosten ergeben. Negative Ergebnisse werden als Verluste be-
zeichnet und sind grunds!tzlich mit positiven EinkÅnften auszugleichen. Dabei geht
der horizontale Verlustausgleich dem vertikalen Verlustausgleich vor. Horizontaler Ver-
lustausgleich ist die Verrechnung positiver und negativer Ergebnisse innerhalb dersel-
ben Einkunftsart.

BBEEIISSPPIIEELL:: P A hat zwei H!user, aus denen er EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung erzielt.
FÅr Haus 1 Åbersteigen die Einnahmen die Werbungskosten um 10 000A; fÅr Haus 2 Åberstei-
gen die Werbungskosten die Einnahmen um 3 000A.

Der Verlust aus Haus 2 in HÇhe von 3 000A ist mit dem positiven Ergebnis aus Haus 1 in HÇhe
von 10 000A auszugleichen (horizontaler Verlustausgleich), so dass die bei der Veranlagung
des Stpfl. anzusetzenden EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung per Saldo + 7 000A be-
tragen.

KÇnnen aber Verluste nicht mit positiven EinkÅnften innerhalb derselben Einkunftsart
ausgeglichen werden, d. h. ist das Gesamtergebnis fÅr diese Einkunftsart negativ, so ist
dieses negative Ergebnis mit positiven Ergebnissen anderer Einkunftsarten auszuglei-
chen (vertikaler Verlustausgleich). Sowohl beim horizontalen als auch beim vertikalen
Verlustausgleich sind jedoch Verlustausgleichsverbote zu beachten.

MMEERRKKEE::

" Ein horizontaler Verlustausgleich ist die Verrechnung positiver und negativer Ergeb-
nisse innerhalb derselben Einkunftsart.

" Ein vertikaler Verlustausgleich ist die Verrechnung positiver und negativer EinkÅnfte
innerhalb verschiedener Einkunftsarten.

HHIINNWWEEIISS::

Zum Verlustabzug, zur Einschr!nkung des Verlustabzugs sowie zu den Verlustabzugs-
verboten s. Kapitel 6.6 (Rz. 638 ff.).
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3.1.9 Gesamtbetrag der EinkÅnfte
Aus der nach Rdn. 171 ff. unter Beachtung der Verlustausgleichsbeschr!nkungen ermit-
telten Summe der EinkÅnfte aus den sieben Einkunftsarten ergibt sich nach Abzug des
Altersentlastungsbetrags i. S. des § 24a EStG, des Entlastungsbetrags fÅr Alleinerzie-
hende nach § 24b EStG und des Freibetrags fÅr Land- und Forstwirte i. S. des § 13 Abs. 3
EStG der Gesamtbetrag der EinkÅnfte (§ 2 Abs. 3 EStG).

Eine etwaige positive Summe der EinkÅnfte kann also durch die nach §§ 24a, 24b, 13
Abs. 3 EStG abzuziehenden Betr!ge negativ werden. Das Ergebnis ist in jedem Fall der
Gesamtbetrag der EinkÅnfte. Ist der ermittelte Betrag negativ, so handelt es sich jedoch
nicht um den „nicht ausgeglichenen Verlust“ i. S. des § 10d EStG. Zu beachten ist in die-
sem Fall, dass der Altersentlastungsbetrag, der Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende
und der Freibetrag fÅr Land- und Forstwirte bei der Ermittlung des Verlustabzugs nicht
berÅcksichtigt werden dÅrfen (s. R 10d Abs. 1 EStR sowie Beispiel 2 unter Rdn. 640).

FÅr Ehegatten oder eingetragene Lebenspartner, die zusammenveranlagt werden, wird
ein einheitlicher Gesamtbetrag der EinkÅnfte gebildet (§ 26b EStG, R 2 EStR).

TTAABB.. 11:: VVeerraannllaagguunnggsssscchheemmaa bbeeii ZZuussaammmmeennvveerraannllaagguunngg ((VVZZ 22002211))

EinkÅnfte VZ 2021 Ehemann
(64. Lebens-
jahr in 2020
vollendet)

Ehefrau
(64. Lebens-
jahr in 2020
vollendet)

§ 13 Abs. 1 Nr. 1 EStG
(s. u. wegen des Freibetrags)

5 000A –

§ 15 Abs. 1 Nr. 1 EStG ./. 40 000A

Gewerbe 1 60 000A
40 000A

horizontaler
Verlustausgleich

Gewerbe 2 ./. 20 000A

§ 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG 30 000A

§ 21 Abs. 1 Nr. 1 EStG ./. 5 000A

Haus 1 15 000A horizontaler
Verlustausgleich ./. 5 000A

Haus 2 ./. 20 000A

Summe der EinkÅnfte jedes Ehegat-
ten getrennt ermitteln 40 000A ./. 15 000A

unter BerÅcksichtigung des vertika-
len Verlustausgleichs auf der Ebene
jedes Ehegatten getrennt.
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abzÅglich eventuell AEB gem. § 24a
EStG lt. Tabelle (2021)
15,2 % von 40 000A, max. 722A
(positive Summe der EinkÅnfte vor
BerÅcksichtigung des FB § 13 Abs. 3
EStG, R 24a Abs. 1 S. 1 EStR)

./. 722A

Bei der Ehefrau kein
Altersentlastungsbe-
trag mÇglich, da kein
Arbeitslohn und kei-
ne positive Summe
der EinkÅnfte vor-
handen.

Zwischensumme 39 278B ./. 15 000B

Zusammenrechnung nach § 26b EstG 24 278B

hier: vertikaler Verlustausgleich zwischen den Ehegatten

abzÅglich Freibetrag gem. § 13 Abs. 3 EStG; Summe der EinkÅnfte
darf bei Zusammenveranlagung 61 400A nicht Åbersteigen. Die
gemeinsame Summe der EinkÅnfte betr!gt (vor BerÅcksichtigung
des Altersentlastungsbetrages) 25 000A. ./. 1 800A

Gesamtbetrag der EinkÅnfte gem. § 2 Abs. 3 EStG (R 26b Abs. 1
EStR;
H 26b „Gesonderte Ermittlung der EinkÅnfte“ EStH)

22 478B

abzÅglich Sonderausgaben (R 10.1 EStR) usw.

3.2 Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer

3.2.1 Einkommen
Durch die ESt wird das Einkommen, pr!ziser ausgedrÅckt das „zu versteuernde Einkom-
men“ natÅrlicher Personen besteuert. Einkommen ist nach § 2 Abs. 4 EStG der Gesamt-
betrag der EinkÅnfte, vermindert um die berÅcksichtigungsf!higen Sonderausgaben
und außergewÇhnlichen Belastungen.

Ob Aufwendungen bei einer Einkunftsart oder als Sonderausgaben bzw. außergewÇhn-
liche Belastungen berÅcksichtigt werden, ist keineswegs gleichgÅltig. Abgesehen da-
von, dass der Abzug von Aufwendungen bei einzelnen Einkunftsarten nicht uneinge-
schr!nkt erfolgen darf bzw. dass die Aufwendungen u.U. mit Mindestbetr!gen (Wer-
bungskostenpauschbetr!gen) abgezogen werden, dient der positive Gesamtbetrag der
EinkÅnfte als Berechnungsgrundlage fÅr den Spendenabzug (§ 10b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
EStG) und fÅr die zumutbare Belastung im Rahmen der Ermittlung der außergewÇhnli-
chen Belastungen nach § 33 EStG (vgl. § 33 Abs. 3 EStG).

Werden bspw. Aufwendungen, die zu den Sonderausgaben gehÇren, irrtÅmlich bereits
bei der Ermittlung der EinkÅnfte als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abge-
zogen, so ist der Gesamtbetrag der EinkÅnfte und damit der HÇchstbetrag fÅr den
Spendenabzug falsch berechnet.

BBEEIISSPPIIEELL:: P A bezieht ausschließlich EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb. Durch das FA wurden Ver-
sicherungsbeitr!ge i. H.von 1 000A irrtÅmlich zum Abzug als Betriebsausgaben zugelassen,
obwohl sie zu den Sonderausgaben gehÇren. Der Gewinn aus dem Gewerbebetrieb betr!gt
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nach Abzug der Versicherungsbeitr!ge 15 000A. A hat 3 200A fÅr gemeinnÅtzige Zwecke ge-
spendet. Die Voraussetzungen des § 10b Abs. 1 EStG sind erfÅllt.

Da der Gewinn aus Gewerbebetrieb hier gleichzeitig den Gesamtbetrag der EinkÅnfte darstellt,
kommen nach § 10b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG hÇchstens 20 % von 15 000A = 3 000A fÅr den
Abzug als Sonderausgaben in Betracht. Der korrekte Gewinn betr!gt jedoch 16 000A, so dass
richtigerweise 3 200A als Spenden abgezogen werden dÅrfen.

Bei der Ermittlung des Einkommens ist außerdem zu berÅcksichtigen, dass nicht aus-
geglichene Verluste des Folgejahres (VerlustrÅcktrag) oder der Vorjahre, die bei der
„Verlustfeststellung“ festgesetzt wurden (Verlustvortrag), vom Gesamtbetrag der Ein-
kÅnfte abgezogen werden, und zwar vorrangig vor den Sonderausgaben und außerge-
wÇhnlichen Belastungen. Zu beachten ist dabei, dass auf Antrag des Stpfl. ganz oder
teilweise vom VerlustrÅcktrag abzusehen ist (§ 10d Abs. 1 Satz 5 u. 6 EStG), w!hrend
der Verlustvortrag zwingend vorzunehmen ist.

Zum Verlustabzug nach § 10d EStG im Einzelnen vgl. Rdn. 638ff.

3.2.2 Das zu versteuernde Einkommen
Das Einkommen, vermindert um die Freibetr!ge fÅr Kinder nach § 32 Abs. 6 EStG und
um die sonstigen Abzugsbetr!ge ergibt das zu versteuernde Einkommen (§ 2 Abs. 5
EStG), das die Bemessungsgrundlage fÅr die tarifliche ESt (§ 32a EStG) darstellt.

Missverst!ndlich formuliert ist § 25 Abs. 1 EStG, wonach die ESt nach dem „Einkom-
men“ (richtig: nach dem „zu versteuernden“ Einkommen) veranlagt wird, das der Stpfl.
im Veranlagungszeitraum bezogen hat. Diese Bestimmung steht mit § 2 Abs. 5 EStG
und § 32a EStG nicht in Einklang. Offenbar wurde der umgangssprachliche Ausdruck
„Einkommen“ an dieser Stelle verwendet.

Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass nicht das „Einkommen“, sondern das „zu
versteuernde Einkommen“ die regelm!ßige Bemessungsgrundlage der ESt bildet. Nur
wenn ausnahmsweise keinerlei AbzÅge vom Einkommen vorgenommen werden mÅs-
sen, stellt dieses gleichzeitig das zu versteuernde Einkommen dar.

3.2.3 Zusammenfassung
Entsprechend den o. g. AusfÅhrungen werden bei der Ermittlung des zu versteuernden
Einkommens die folgenden Schritte unterschieden (R 2 Abs. 1 EStR):

TTAABB.. 22:: ZZuu vveerrsstteeuueerrnnddeess EEiinnkkoommmmeenn

EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft (§§ 13 bis 14a EStG)

+ EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb (§§ 15 bis 17 EStG)

+ EinkÅnfte aus selbst!ndiger Arbeit (§ 18 EStG)

+ EinkÅnfte aus nichtselbst!ndiger Arbeit (§ 19 EStG)

+ EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen (§ 20 EStG)
– soweit sie in F!llen des § 32d Abs. 2 i.V. m. Abs. 6 EStG nicht der Abgeltungsteuer unterlie-
gen –
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+ EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung (§ 21 EStG)

+ sonstige EinkÅnfte (§§ 22 u. 23 EStG)

= Summe der EinkÅnfte aus den Einkunftsarten (§ 2 Abs. 1 EStG)

./. Altersentlastungsbetrag (§ 24a EStG)

./. Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende (§ 24b EStG)

./. Freibetrag fÅr Land- und Forstwirte (§ 13 Abs. 3 EStG)

+ Hinzurechnungsbetrag (§ 52 Abs. 3 Satz 3 EStG sowie § 8 Abs. 5 Satz 2 AIG)

= Gesamtbetrag der EinkÅnfte (§ 2 Abs. 3 EStG)

./. Verlustabzug (§ 10d EStG)

./. Sonderausgaben (§§ 10, 10a, 10b, 10c EStG)

./. außergewÇhnliche Belastungen (§§ 33 bis 33b EStG)

./. SteuerbegÅnstigung der zu Wohnzwecken genutzten Wohnungen und Geb!ude
(§§ 10f bis 10i EStG)

+ ErstattungsÅberh!nge (§ 10 Abs. 4b Satz 3 EStG)

= Einkommen (§ 2 Abs. 4 EStG)

./. Freibetr!ge fÅr Kinder (§§ 31, 32 Abs. 6 EStG)

./. H!rteausgleich (§ 46 Abs. 3 EStG, § 70 EStDV)

= zu versteuerndes Einkommen (§§ 2 Abs. 5 u. 32a EStG)

3.3 Besonderheiten bei EinkÅnften aus KapitalvermÇgen
Nach § 2 Abs. 5b EStG sind abgeltend besteuerte Kapitalertr!ge weder in die Summe
der EinkÅnfte, noch in den Gesamtbetrag der EinkÅnfte, das Einkommen und das zu
versteuernde Einkommen einzubeziehen. Grund dafÅr ist, dass EinkÅnfte aus Kapital-
vermÇgen, soweit sie nicht nach § 20 Abs. 8 EStG einer vorrangigen anderen Einkunfts-
art zuzuordnen sind, nicht der tariflichen ESt nach § 32a EStG, sondern nach § 32d
Abs. 1 EStG dem gesonderten Steuertarif von 25 % unterliegen. Wurde von diesen Ein-
kÅnften bereits der Steuerabzug vom Kapitalertrag (Kapitalertragsteuer) nach
§§ 43 ff. EStG vorgenommen, so ist die ESt damit grunds!tzlich abgegolten (§ 43 Abs. 5
Satz 1 EStG). Diese Kapitalertr!ge sind folglich nicht mehr im Rahmen der Veranlagung
zu erfassen und brauchen daher grunds!tzlich auch nicht mehr in der ESt-Erkl!rung an-
gegeben zu werden.

Haben entsprechende Kapitalertr!ge jedoch nicht der Kapitalertragsteuer unterlegen
(z. B. wenn Schuldner der Kapitalertr!ge kein inl!ndisches Kredit- oder vergleichbares
Finanzdienstleistungsinstitut ist), so sind die Kapitalertr!ge nach § 32d Abs. 3 EStG in
der ESt-Erkl!rung anzugeben und werden grunds!tzlich – außerhalb des regul!ren Ver-
anlagungsschemas – nach § 32d Abs. 1 EStG mit dem gesonderten Steuertarif von 25 %
versteuert. Die Steuer auf diese Kapitalertr!ge erhÇht die insgesamt festzusetzende
ESt.

Nicht betroffen von der Regelung in § 2 Abs. 5b EStG sind Kapitalertr!ge, die unter
§ 32d Abs. 2 und Abs. 6 EStG fallen. Diese Kapitalertr!ge unterliegen ausnahmsweise
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nicht dem gesonderten Steuertarif nach § 32d Abs. 1 EStG, sondern der tariflichen ESt
nach § 32a EStG und sind daher in das Veranlagungsschema einzubeziehen.

3.4 Zeitliche Bestimmungen Åber die
Einkommensbesteuerung

In den §§ 2 und 25 EStG enth!lt das EStG Vorschriften Åber den Zeitabschnitt, fÅr den
die Besteuerung erfolgen soll. Zu unterscheiden sind dabei die Begriffe „Bemessungs-
zeitraum“, „Veranlagungszeitraum“ und „Ermittlungszeitraum“.

3.4.1 Der Bemessungszeitraum

Da die ESt gem. § 2 Abs. 7 Satz 1 EStG eine Jahressteuer ist, wird der Steuertarif (vgl.
§ 32a Abs. 1 EStG) stets auf das zu versteuernde Einkommen angewendet, das inner-
halb eines gesamten Kalenderjahres erzielt wurde. Das Kalenderjahr ist mithin der „Be-
messungszeitraum“ und die Steuertabelle eine (Kalender-)Jahrestabelle.

Hat ein Stpfl. nicht w!hrend des ganzen Kalenderjahres EinkÅnfte gehabt oder hat sei-
ne Steuerpflicht nur w!hrend eines Teils des Kalenderjahres bestanden, so verkÅrzt sich
dadurch der Bemessungszeitraum nicht. Auch in diesen F!llen ist das zu versteuernde
Einkommen im Kalenderjahr bezogen und darauf die Jahressteuertabelle anzuwenden.

BBEEIISSPPIIEELL:: P A hat seit dem 1.7.01 seinen Wohnsitz in Deutschland. Bis zu diesem Zeitpunkt hat
er sich im Ausland aufgehalten und keine inl!ndischen EinkÅnfte erzielt. Das zu versteuernde
Einkommen, das er im zweiten Halbjahr 01 erzielt hat, bel!uft sich auf 30 000A.

Die Steuertabelle ist auf ein zu versteuerndes Einkommen von 30 000A anzuwenden. Auf-
grund der Regelung in § 2 Abs. 7 Satz 1 EStG ist es bspw. nicht zul!ssig, das zu versteuernde
Einkommen zu verdoppeln, mit der BegrÅndung, das zu versteuernde Einkommen sei nicht in
12 Monaten, sondern nur in 6 Monaten erzielt worden ist. Andererseits kommt auch eine Hal-
bierung der ESt nicht in Betracht.

3.4.2 Der Veranlagungszeitraum

Gem. § 25 Abs. 1 EStG wird die ESt immer fÅr den Zeitraum eines Kalenderjahres ver-
anlagt, d. h. in einem Steuerbescheid festgesetzt. Das Kalenderjahr ist somit nicht nur
der Bemessungszeitraum, sondern gleichzeitig auch der Veranlagungszeitraum. FÅr je-
des Kalenderjahr ergeht ein gesonderter Steuerbescheid, in dem die Steuer festgesetzt
wird, die sich nach der Steuertabelle fÅr das zu versteuernde Einkommen ergibt, das
der Stpfl. im betreffenden Kalenderjahr erzielt hat.

Der Veranlagungszeitraum hat mit dem Bemessungszeitraum gemeinsam, dass er
nicht kÅrzer als ein Kalenderjahr sein kann. Hat die persÇnliche Steuerpflicht nicht w!h-
rend des ganzen Kalenderjahres bestanden, so erfolgt die Steuerfestsetzung trotzdem
fÅr das volle Kalenderjahr.
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BBEEIISSPPIIEELL:: P Der ledige A ist am 30.3.2022 verstorben. Sein zu versteuerndes Einkommen im Jahr
2021 betr!gt 30 000A, die darauf entfallende ESt nach dem Grundtarif (§ 32a Abs. 1 EStG) be-
tr!gt 5 091A.

Der Steuerbescheid, den das FA dem bzw. den Erben zuschickt, tr!gt die Aufschrift „Steuer-
bescheid 2021“, denn die Steuer wird nach § 25 Abs. 1 EStG fÅr das gesamte Kalenderjahr
(= Veranlagungszeitraum) festgesetzt.

3.4.3 Der Ermittlungszeitraum

3.4.3.1 Begriff und Dauer

Vom Bemessungs- und Veranlagungszeitraum zu unterscheiden ist der Ermittlungs-
zeitraum. Darunter ist der Zeitraum zu verstehen, in dem sich die Besteuerungsgrund-
lagen ergeben haben, d. h. in dem die Einnahmen zugeflossen und die abzugsf!higen
Aufwendungen geleistet worden sind. Außerhalb des Ermittlungszeitraums angefalle-
ne Besteuerungsgrundlagen kÇnnen bei der Berechnung des zu versteuernden Einkom-
mens grds. nicht berÅcksichtigt werden. Eine Ausnahme kann sich jedoch bei regel-
m!ßig wiederkehrenden Leistungen ergeben (§ 11 EStG, vgl. Rdn. 221 ff.).

Auch der Ermittlungszeitraum deckt sich im Allgemeinen mit dem Kalenderjahr (§ 25
Abs. 1 EStG). Er ist aber kÅrzer, wenn die persÇnliche Steuerpflicht nicht w!hrend des
ganzen Kalenderjahres bestanden hat.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Der ledige A, EigentÅmer eines MietwohngrundstÅcks, ist am 2.8.01 verstorben. Die
Augustmiete war von drei Mietern bereits am 1.8.01 gezahlt worden, der vierte Mieter zahlte
erst am 23.8.01. Der Erblasser hat am 25.7.01 Arztkosten i. H.von 1 000A bezahlt, der Erbe am
10.8.01 Krankenhauskosten i. H.von 500A, die den Erblasser betrafen.

FÅr die Besteuerung des Erblassers sind nur die zu seinen Lebzeiten gezahlten Betr!ge bedeut-
sam. Der Ermittlungszeitraum fÅr sein zu versteuerndes Einkommen des Jahres 01 begann am
1.1.01 und endete mit seinem Tod am 2.8.01. Die vom Erben am 23.8.01 vereinnahmte Miete
und die von ihm am 10.8.01 gezahlten Krankenhauskosten wirken sich nicht auf das zu ver-
steuernde Einkommen des Erblassers aus, sondern auf das des Erben.

3.4.3.2 Wechsel in der Steuerpflicht

Da die Einkommensteuer eine Jahressteuer ist, sind die Grundlagen fÅr ihre Festset-
zung jeweils fÅr ein Kalenderjahr zu ermitteln. Besteht w!hrend des Kalenderjahres so-
wohl beschr!nkte als auch unbeschr!nkte Einkommensteuerpflicht, so sind die w!h-
rend der beschr!nkten Einkommensteuerpflicht erzielten inl!ndischen EinkÅnfte in
eine Veranlagung zur unbeschr!nkten Einkommensteuerpflicht einzubeziehen (§ 2
Abs. 7 Satz 3 EStG).

BBEEIISSPPIIEELL:: P A ist am 30.4.01 nach Deutschland eingewandert. Er war vorher als nichtselbst!ndi-
ger Handelsvertreter in Polen t!tig und hat diese T!tigkeit nach seiner Einwanderung in
Deutschland fortgesetzt. Außerdem gehÇrt ihm seit Jahren ein MietwohngrundstÅck in Frank-
furt. Am 10.8.01 erhielt er 800A Provision fÅr Auftr!ge, die er seinem polnischen Auftraggeber
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im Januar 01 vermittelt hatte. Die EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung (§ 21 EStG) ha-
ben im Monatsdurchschnitt 2 000A betragen.

In der Zeit der unbeschr!nkten Einkommensteuerpflicht hat der Stpfl. EinkÅnfte aus Vermie-
tung und Verpachtung von 16 000A (Mai bis Dezember 01) und EinkÅnfte als Handelsvertreter
von 800A erzielt. In die Veranlagung fÅr das Jahr 01 – der unbeschr!nkten Einkommensteuer-
pflicht – werden auch die w!hrend der Zeit der beschr!nkten Einkommensteuerpflicht erziel-
ten inl!ndischen EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung i. H.von 8 000A (Januar bis April
01) mit einbezogen.

Allerdings kann es darÅber hinaus erforderlich sein, ausl!ndische EinkÅnfte im Rahmen des
Progressionsvorbehalts nach § 32b Abs. 1 Nr. 2 bis Nr. 4 EStG bei der Veranlagung einzubezie-
hen (s. hierzu Kapitel 15).

3.4.3.3 Wirtschaftsjahr

Auch wenn die Steuerpflicht w!hrend des ganzen Kalenderjahres bestanden hat, deckt
sich der Ermittlungszeitraum nicht immer mit dem Kalenderjahr. Ein abweichender Er-
mittlungszeitraum ist aber nur bei EinkÅnften aus Land- und Forstwirtschaft und Ein-
kÅnften aus Gewerbebetrieb mÇglich, nicht dagegen bei den Åbrigen Einkunftsarten
und Besteuerungsgrundlagen. Landwirte, Forstwirte und Gewerbetreibende haben ih-
ren Gewinn nach dem Wirtschaftsjahr zu ermitteln (§ 4a Abs. 1 Satz 1 EStG, §§ 8b,
8c EStDV). Das Wirtschaftsjahr ist demnach der Ermittlungszeitraum fÅr den Gewinn
aus einem land-, forstwirtschaftlichen oder gewerblichen Betrieb (= Gewinnermitt-
lungszeitraum).

In der Regel umfasst das Wirtschaftsjahr zwÇlf Monate und deckt sich mit dem Kalen-
derjahr. Wird ein Betrieb erÇffnet, erworben, aufgegeben oder ver!ußert, so entsteht
meist ein Wirtschaftsjahr, das kÅrzer als zwÇlf Monate ist. Das Gleiche gilt bei einer
Umstellung des Wirtschaftsjahres (§ 8b EStDV). Solche Wirtschaftsjahre, die einen Zeit-
raum von weniger als zwÇlf Monaten umfassen, werden als Rumpfwirtschaftsjahre be-
zeichnet. Bei der Umstellung des Wirtschaftsjahres bei Gewerbetreibenden (§ 4a
Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG) darf nur ein Rumpfwirtschaftsjahr entstehen.

BBEEIISSPPIIEELL 11:: P A erÇffnet am 1.11.01 einen Gewerbebetrieb. Er will seine AbschlÅsse regelm!ßig
auf den 31. 12. eines Jahres erstellen.

Sein erstes Wj umfasst als Rumpfwirtschaftsjahr nur den Zeitraum vom 1. 11. bis 31.12.01. FÅr
alle anderen Besteuerungsgrundlagen des VZ 01 bildet das Kj 01 den Ermittlungszeitraum.

BBEEIISSPPIIEELL 22:: P Das Wj des Gewerbetreibenden B lief jeweils vom 1. 10. bis 30. 9. Im Sommer 01 be-
schließt B, das Wj auf das Kj umzustellen.

Die Umstellung ist nur in der Weise mÇglich, dass dem am 30.9.01 endenden Wj ein Rumpf-
wirtschaftsjahr fÅr die Zeit vom 1. 10. bis zum 31.12.01 folgt. Es w!re unzul!ssig, stattdessen
ein (verl!ngertes) Wirtschaftsjahr zu bilden, das vom 1.10.01 bis zum 31.12.02 reicht. Die Um-
stellung ist ohne Zustimmung des FA zul!ssig. § 4a Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 EStG schreibt die Zustim-
mung nur fÅr den Fall der Umstellung auf ein vom Kj abweichendes Wj vor, weil durch eine
solche Umstellung die auf den Gewinn entfallende Steuer in das folgende Kj verlagert wird
(vgl. § 4a Abs. 2 Nr. 2 EStG).

Der Aufgabe des Betriebs, die eine Willensentscheidung voraussetzt, muss in Analogie
zu § 8b EStDV der Tod des Betriebsinhabers gleichgestellt werden. Mit dem Tod des
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Stpfl. endet das Wirtschaftsjahr ebenso wie der Ermittlungszeitraum fÅr die Åbrigen
Besteuerungsgrundlagen.

Beh!lt ein bisher unbeschr!nkt steuerpflichtiger Landwirt, Forstwirt oder Gewerbetrei-
bender seinen inl!ndischen Betrieb trotz Verlegung des Wohnsitzes und gewÇhnlichen
Aufenthalts in das Ausland bei, so endet das Wirtschaftsjahr mit der Auswanderung,
denn der Wegfall der unbeschr!nkten Steuerpflicht beendet den Ermittlungszeitraum
fÅr s!mtliche Besteuerungsgrundlagen. Das Wirtschaftsjahr einer OHG oder KG l!uft
dagegen weiter, wenn ein Mitunternehmer auswandert. Der Gewinnanteil des aus-
gewanderten Mitunternehmers muss dann im Jahr der Auswanderung zumeist durch
Sch!tzung auf den Zeitraum der unbeschr!nkten und der beschr!nkten Steuerpflicht
aufgeteilt werden.

Das Wirtschaftsjahr fÅr einen Betrieb, der in eine Personengesellschaft eingebracht
wird, l!uft trotz der Einbringung weiter, wenn dieser Betrieb bei wirtschaftlicher Be-
trachtungsweise als durch die Personengesellschaft fortgefÅhrt angesehen werden
kann. Das Gleiche gilt, wenn eine Personengesellschaft aufgelÇst wird und ein Gesell-
schafter den Betrieb als Einzelkaufmann weiterfÅhrt (BFH, Urteil v. 19.8.1969 -
VI R 27/69, BStBl 1970 II S. 37). In beiden F!llen darf daher das Wirtschaftsjahr zum
%bernahmezeitpunkt nur mit Zustimmung des FA auf einen vom Kalenderjahr abwei-
chenden Zeitraum umgestellt werden.

Vom Kalenderjahr abweichende Wirtschaftsjahre sind im Gesetz vorgesehen oder zu-
gelassen, weil es zweckm!ßig ist, Land- und Forstwirte sowie Inhaber gewerblicher Sai-
sonbetriebe nicht zu zwingen, ihren Gewinn jeweils fÅr ein Kalenderjahr zu ermitteln.
Sie rechnen von Ernte zu Ernte bzw. von Saison zu Saison. Deshalb weicht das Wirt-
schaftsjahr bei Land- und Forstwirten vom Kalenderjahr ab und l!uft grunds!tzlich
vom 1. 7. bis zum 30. 6. des folgenden Kalenderjahres (§ 4a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EStG). Ab-
weichend hiervon kÇnnen bestimmte Land- und Forstwirte gem. § 4a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
Satz 2 EStG i.V. m. § 8c EStDV folgende andere Zeitr!ume als Wirtschaftsjahr bestim-
men:

" Betriebe mit einem Futterbauanteil von mindestens 80 % der landwirtschaftlichen
Nutzfl!che kÇnnen den Zeitraum vom 1. 5. bis zum 30. 4. als Wirtschaftsjahr be-
stimmen (§ 8c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStDV),

" Betriebe mit reiner Forstwirtschaft kÇnnen den Zeitraum vom 1. 10. bis 30. 9. als
Wirtschaftsjahr bestimmen (§ 8c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStDV),

" Betriebe mit reinem Weinbau kÇnnen den Zeitraum vom 1. 9. bis 31. 8. als Wirt-
schaftsjahr bestimmen (§ 8c Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStDV),

" alle land- und forstwirtschaftlichen Betriebe kÇnnen auch das Kalenderjahr als Wirt-
schaftsjahr bestimmen (§ 8c Abs. 2 Satz 1 EStDV).

Stellt ein Land- und Forstwirt von einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschafts-
jahr auf ein mit dem Kalenderjahr Åbereinstimmendes Wirtschaftsjahr um, verl!ngert
sich das letzte vom Kalenderjahr abweichende Wirtschaftsjahr um den Zeitraum bis
zum Beginn des ersten mit dem Kalenderjahr Åbereinstimmenden Wirtschaftsjahres;
ein Rumpfwirtschaftsjahr ist nicht zu bilden. Dies gilt entsprechend, wenn ein Land-
und Forstwirt mit einem reinen Weinbaubetrieb sein Wirtschaftsjahr vom 1. 7. bis zum
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30. 6. auf den Zeitraum vom 1. 9. bis zum 31. 8. umstellt (§ 8c Abs. 2 S!tze 2 und 3
EStDV).

Auch Gewerbetreibende kÇnnen anstelle des Kalenderjahres ein beliebiges abweichen-
des Wirtschaftsjahr w!hlen, wenn sie im Handelsregister eingetragen sind (§ 4a Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 EStG).

Bei Land- und Forstwirten ist der Gewinn des Wirtschaftsjahres auf das Kalenderjahr, in
dem das Wirtschaftsjahr beginnt, und auf das Kalenderjahr, in dem es endet, entspre-
chend dem zeitlichen Anteil aufzuteilen (§ 4a Abs. 2 Nr. 1 EStG; vgl. Rdn. 1420). Bei der
Aufteilung sind Ver!ußerungsgewinne im Sinne des § 14 EStG auszuscheiden und dem
Gewinn des Kalenderjahres hinzuzurechnen, in dem sie entstanden sind.

BBEEIISSPPIIEELL:: P Landwirt C hat in dem am 30.6.02 endenden Wj einen Gewinn von 10 000A erzielt,
im folgenden Wj, das am 30.6.03 endet, einen Gewinn von 16 000A.

Bei der Veranlagung fÅr das Kj 02 sind die EinkÅnfte aus dem landwirtschaftlichen Betrieb wie
folgt zu ermitteln:

Gewinn des Wj 01/02 10 000A : 2 = 5 000A

Gewinn des Wj 02/03 16 000A : 2 = 8 000A

EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft § 13 EStG (VZ 02) 13 000A

Bei Gewerbetreibenden gilt der Gewinn des Wirtschaftsjahres als in dem Kalenderjahr
bezogen, in dem das Wirtschaftsjahr endet (§ 4a Abs. 2 Nr. 2 EStG).

BBEEIISSPPIIEELL:: P Das Wj des Kaufmanns D l!uft jeweils vom 1. 4. bis 31. 3. D hat im am 31.3.01 enden-
den Wj einen Gewinn von 30 000A, im am 31.3.02 endenden Wj einen Gewinn von 40 000A
erzielt.

Bei der Veranlagung fÅr 01 betragen die EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb 30 000A und bei der
Veranlagung fÅr 02 40 000A. Eine Aufteilung des Gewinns auf die Kj, in die das Wj f!llt, ist bei
gewerblichen EinkÅnften nicht zul!ssig.

3.5 Vereinnahmung und Verausgabung (§§ 11–11b EStG)

3.5.1 Die Bedeutung des § 11 EStG

Da die Grundlagen fÅr die Festsetzung der ESt jeweils fÅr ein Kalenderjahr zu ermitteln
sind, ist es erforderlich, s!mtliche Einnahmen und Ausgaben einem bestimmten Kalen-
derjahr zuzuordnen. Wie diese Abgrenzung zu erfolgen hat, ergibt sich grds. aus § 11
EStG. Die Vorschrift basiert auf der %berlegung, dass die steuerlichen Auswirkungen
regelm!ßig in dem Veranlagungszeitraum eintreten sollen, in dem die wirtschaftliche
Leistungsf!higkeit des Stpfl. durch die Vereinnahmung gest!rkt bzw. durch die Veraus-
gabung geschw!cht worden ist.

Demzufolge sind steuerpflichtige Einnahmen grunds!tzlich im Kalenderjahr ihres Zu-
fließens (§ 11 Abs. 1 Satz 1 EStG) zu erfassen und abzugsf!hige Aufwendungen in dem
Kalenderjahr zu berÅcksichtigen, in dem sie geleistet worden sind (§ 11 Abs. 2 Satz 1
EStG). Auf das Kalenderjahr der wirtschaftlichen ZugehÇrigkeit der Leistungen kommt
es also grunds!tzlich nicht an. Eine Ausnahme gilt fÅr regelm!ßig wiederkehrende Zah-
lungen, die kurze Zeit vor Beginn oder kurze Zeit nach Beendigung des Kalenderjahres
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zugeflossen oder geleistet worden sind, zu dem sie wirtschaftlich gehÇren. Diese Leis-
tungen werden – abweichend vom Zu- und Abflussprinzip – gem. § 11 Abs. 1 Satz 2
bzw. § 11 Abs. 2 Satz 2 EStG im Kalenderjahr ihrer wirtschaftlichen ZugehÇrigkeit be-
rÅcksichtigt (vgl. hierzu im Einzelnen Rdn. 221 ff.).

BBEEIISSPPIIEELL 11:: P ArbN A erleidet durch Verschulden des X im Mai 01 einen Unfall, aufgrund dessen
er bis zum Februar 02 arbeitsunf!hig ist. Der Verdienstausfall i. H.von 8 500A wird ihm im Au-
gust 02 von X ersetzt.

Die Zahlungen des X sind als Entsch!digungen fÅr entgangene Einnahmen im Rahmen der Ein-
kÅnfte des A aus nichtselbst!ndiger Arbeit gem. §§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 24 Nr. 1 Buchst. a EStG
anzusetzen. Obwohl die Entsch!digung wirtschaftlich das Kj 01 betrifft, sind die Einnahmen
von 8 500A im Jahre 02 zugeflossen (§ 11 Abs. 1 Satz 1 EStG) und deshalb zusammen mit dem
laufenden Arbeitslohn als Einnahme aus nichtselbst!ndiger Arbeit im Jahr 02 zu erfassen.

BBEEIISSPPIIEELL 22:: P B hat zu Beginn jedes Monats 100A fÅr seine private Altersversorgung (RÅrup-Ren-
te) zu zahlen. Infolge finanzieller Schwierigkeiten hat er die f!lligen Betr!ge fÅr die Monate
November und Dezember 01 zusammen mit RÅckst!nden aus der ersten Jahresh!lfte 02 erst
am 15.7.02 entrichtet.

Die Zahlungen fÅr November und Dezember 01 sind im Rahmen der gesetzlichen HÇchstbetr!-
ge des § 10 Abs. 3 EStG als Sonderausgaben des Jahres 02 zu berÅcksichtigen, weil sie in die-
sem Jahr geleistet worden sind (§ 11 Abs. 2 Satz 1 EStG). Dass die Leistungen wirtschaftlich das
Jahr 01 betreffen, ist unerheblich. Die Ausnahmeregelung des § 11 Abs. 2 Satz 2 EStG greift
nicht ein. Die Versicherungsbeitr!ge stellen zwar regelm!ßig wiederkehrende Ausgaben dar,
sind aber nicht kurze Zeit nach Beendigung des Kj 01 geleistet worden.

Sonderregelungen gelten fÅr die zeitliche Erfassung der Einnahmen aus nichtselbst!n-
diger Arbeit. Nach § 11 Abs. 1 Satz 4 i.V. m. § 38a Abs. 1 Satz 2 EStG gilt laufender Ar-
beitslohn stets in dem Kalenderjahr als bezogen, in dem der Lohnzahlungszeitraum en-
det. Dagegen wird Arbeitslohn, der nicht als laufender Arbeitslohn gezahlt wird (sons-
tiger Bezug), in dem Kalenderjahr bezogen, in dem er dem ArbN zufließt (§ 38a Abs. 1
Satz 3 EStG).

BBEEIISSPPIIEELL:: P ArbN A erh!lt seinen Arbeitslohn jeweils vorschÅssig am 15. Tag eines Monats fÅr die
Zeit vom 15. bis zum 14. des Folgemonats. Am 15.12.01 zahlt ihm der ArbG neben dem laufen-
den Arbeitslohn i. H.von 3 000A (Zeitraum 15.12.01 bis 14.1.02) eine Jahrespr!mie i. H.von
500A.

Der laufende Arbeitslohn (3 000A) gilt als im Kj 02 bezogen, da der Lohnzahlungszeitraum in
diesem Kj endet (§ 38a Abs. 1 Satz 2 EStG). Die Jahrespr!mie von 500A ist ein sonstiger Bezug,
der dem ArbN im Kj 01 zugeflossen und daher auch in diesem Jahr zu erfassen ist
(§ 38a Abs. 1 Satz 3 EStG).

Dass die steuerlichen Auswirkungen im Jahr des Zufließens der Betriebseinnahmen
oder Einnahmen ohne RÅcksicht auf ihre wirtschaftliche ZugehÇrigkeit zu einem ande-
ren Kalenderjahr eintreten, kann wegen der Progression des ESt-Tarifs zu H!rten fÅh-
ren. Auch durch die Zahlung von Entsch!digungen oder Voraus- bzw. Nachzahlungen
kann eine erhebliche Zusammenballung zu versteuernde Betr!ge in einem Jahr bewirkt
werden. Deshalb sieht § 34 Abs. 2 Nr. 2 i.V. m. § 34 Abs. 1 EStG (sog. FÅnftelregelung) fÅr
Entsch!digungen i. S. des § 24 Nr. 1 EStG einen begÅnstigten Tarif vor.

Bei Ausgaben fÅr eine NutzungsÅberlassung von mehr als fÅnf Jahren (z. B. Miet- und
Pachtzinsvorauszahlungen, vorausgezahlte Erbbauzinsen) sieht § 11 Abs. 2 Satz 3 EStG
vor, dass die Zahlungen beim Leistenden abweichend von § 11 Abs. 2 Satz 1 EStG auf
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